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1 Einleitung 

1.1 Einführung in die Konzernrechnungslegung von Nonprofit-Or-

ganisationen 

1.1.1 Allgemeines 

Im Zuge der Globalisierung und des damit verbundenen erhöhten Informationsbedarfs der An-

spruchsgruppen (engl. Stakeholder) an die jeweiligen Organisationen auf nationalen und in-

ternationalen Märkten wurde in den letzten Jahren ein Umdenken in der Rechnungslegung 

gefordert. Zugleich gewinnen gemeinnützige Organisationen (Nonprofit-Organisationen [NPO] 

bzw. Not-for-Profit Organisationen [NFP])1 immer mehr an Relevanz.2 Erfahrungsgemäß wer-

den die meisten NPOs dem sogenannten „Dritten Sektor“3 zugerechnet, welcher in den letzten 

Jahren einem stetigen Wachstum unterliegt. Allein in Österreich erzielte der Nonprofit-Bereich 

im Jahr 2005 eine Wertschöpfung i.H.v. 4,66 Mrd. € und damit deutlich mehr als andere Wirt-

schaftszweige (vgl. Statistik Austria 2008) 

 

Die beiden Begriffe „gemeinnützige Organisation“ und „Konzernrechnungslegung“ in einem 

gemeinsamen Kontext erscheinen zwar als befremdlich, dennoch verlangt der laufende Fort-

schritt und die steigenden Tätigkeiten der NPOs immer mehr an betriebswirtschaftlichen In-

strumenten, die bisher begrenzt Anwendung finden. V.a. steigt der Bedarf an derartigen Mitteln 

aufgrund der zunehmenden Inkongruenz und Anzahl der Stakeholder einer NPO.4 Selbstver-

ständlich unterscheiden sich die Interessengruppen einer NPO von denen eines kapitalmark-

torientierten Unternehmens, welche u.a. gewinnorientiert arbeiten. Zu den wesentlichen Sta-

keholdern einer NPO zählen bspw. Spender, Mitglieder, Staat und andere. Allerdings haben 

alle Stakeholder, unabhängig von der Art des Unternehmens, im Grunde genommen dieselben 

Ambitionen bzgl. der Rechnungslegung. Als ein bedeutendes Instrument bei der Analyse und 

Performance Messung der Organisation dient die Rechnungslegung schließlich als Hauptin-

formationsmittel der Stakeholder.5 

 

                                                
1 In dieser Arbeit bezieht sich der Begriff NPO auf eine nicht auf Gewinn ausgerichtete Organisation die 
nicht unter die Vorschriften der Rechnungslegung für gewinnorientierte Unternehmen fällt, denn NPOs 
kommen in unterschiedlichen Formen vor. Gem. Meyer / Simsa (2013), S. 7 – 9 beruht die Abgrenzung 
einer NPO auf verschiedenen Definitionsmerkmalen, da eine „richtige“ Definition nicht existiert. Eine 
vereinfachte Darstellung einer möglichen Definition einer NPO siehe Gabler Wirtschaftslexikon: 
http://wirtschaftslexikon.gabler.de/Definition/nonprofit-organisation-npo.html [Zugriff am 08.07.2016]. 
2 Vgl. Koss / Meyer / Zöbeli (2013), S. 103 und Baumüller (2013), S. 343. 
3 Im deutschsprachigem Raum auch als Nonprofit-Sektor bekannt. Siehe Gabler Wirtschaftslexikon: 
http://wirtschaftslexikon.gabler.de/Definition/dritter-sektor.html [Zugriff am 08.07.2016]. 
4 Vgl. Koss / Meyer / Zöbeli (2013), S. 103 und Baumüller (2013), S. 343. 
5 Vgl. Stötzer (2009), S. 138 – 142. 
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Im Laufe der Zeit nahm die Komplexität der Organisationsstruktur einiger NPOs stark zu. Diese 

Entwicklung und die Trennung der wirtschaftlichen und ideellen Sphäre innerhalb einer NPO 

führen wie bei gewinnorientierten Unternehmen zu einer Konzernstruktur. Dementsprechend 

entsteht die Notwendigkeit einer Konzernrechnungslegung speziell für diese Organisationen.6 

Ein vorzeigbares Bsp. einer Konzernstruktur im Rahmen gemeinnütziger Tätigkeiten ist der 

allgemein bekannte Österreichische Automobil Club ÖAMTC, der zwar seit Beginn seiner Tä-

tigkeiten für Mitglieder als Verein geführt wird, die Verflechtungen im Organigramm allerdings 

einem Konzern ähneln.7 Aber auch andere international tätige Organisationen wie Caritas oder 

das Rote Kreuz zeigen Organisationsverflechtungen i.S. eines Konzerns. Bei derartigen Ver-

flechtungen und Strukturen ist die Frage nach den Regelungen einer Konzernrechnungsle-

gung für NPOs berechtigt, denn das Ziel der Konsolidierung ist bekanntlich die Darstellung der 

wirtschaftlichen Lage der Einheit „Konzern“. Zusätzlich wird eine erhöhte Transparenz bei 

NPOs mit derartigen Verflechtungen bezweckt. Schließlich sind NPOs – trotz der fehlenden 

Gewinnerzielungsabsicht – ebenso am wirtschaftlichen Geschehen eines Marktes wie gewinn-

orientierte Unternehmen beteiligt.8 

 

1.1.1 Literaturüberblick – Diskussionen rund um die Konzernrechnungslegung von 

Nonprofit-Organisationen 

Ausgangsbasis dieser Masterarbeit bildet die Diskussion ausgelöst durch den Aufsatz von 

Baumüller in RWZ 2012, Heft 2: „Konzernrechnungslegung auch für Vereine?“. Im deutsch-

sprachigen9 Raum ist die Pflicht zur Rechnungslegung an die rechtliche Erscheinungsform 

und die Tätigkeitsschwerpunkte gebunden. Die bedeutendste Rechtsform für NPOs ist einer-

seits der ideelle Verein i.S.d. VerG und andererseits die Stiftung. An die Wahl der Rechtsform 

einer NPO sind somit auch die Rechtsfolgen i.V.m. der Rechnungslegung geknüpft. Das der-

zeitige Vereinsrecht wird aufgrund der steigenden Anzahl an Vereinen, der immer umfangrei-

cheren Tätigkeiten und der wirtschaftlichen Bedeutung der Vereine, den zunehmenden Anfor-

derungen der Rechnungslegung nicht mehr gerecht. In diesem Zusammenhang ist das Fehlen 

einer Konzernrechnungslegung für Vereine i.V.m. einem unzureichenden Bild über die wirt-

schaftliche Lage des Vereins nicht mehr vertretbar. Schließlich dient der Konzernabschluss 

einerseits der Vermittlung relevanter Information an die jeweiligen Stakeholder und anderer-

seits der Darstellung der Organisationsverflechtung als eine Einheit. Grundsätzlich besteht für 

Vereine keine Pflicht zur Aufstellung eines Konzernabschlusses i.S.d. UGB. Andersrum bei 

Stiftungen und Genossenschaften, die unter bestimmten Umständen gem. PSG bzw. GenG 

                                                
6 Vgl. Baumüller (2013), S. 343 – 345. 
7 Vgl. Die Presse (2004): ÖAMTC: Vom Verein zum Konzern. 
8 Vgl. Koss / Meyer / Zöbeli (2013), S. 103 – 105. 
9 Hier liegt der Bezug auf Deutschland und Österreich. 
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den Konzernabschluss i.S.d. Regelungen des UGB aufstellen.10 Der Autor erwähnt einige The-

men betreffend der Konzernrechnungslegung bei NPOs, die eine zeitgemäße Aus- oder Über-

arbeitung erfodern. Zu den wichtigsten zählen u.a. folgende:11 

 

 Definition der Beherrschung bei NPOs; 

 Ausarbeitung von Konsolidierungsmethoden für NPOs; 

 Bestimmung der notwendigen Abschlussinstrumente im Kontext einer NPO; und 

 eventuell zulässige Anwendung der IFRS bei Vereinen (bzw. NPO i.A.). 

 

Als Antwort auf diesen Aufsatz erschien von Koss / Meyer / Zöbeli in IRZ 3/2013 der Artikel 

„Konsolidierung von gemeinnützigen Organisationen“. Die Autoren sind der Ansicht, dass es 

für gemeinnützige Organisationen keine Sonderregelungen bei der Rechnungslegung geben 

darf. Schließlich sind größere Spitzenverbände, oder auch andere mögliche gemeinnützige 

konsolidierungspflichtige Strukturen, mit einem diversifizierten Unternehmen vergleichbar. 

Nennenswert ist hier ein Verein, dessen wirtschaftlich bedeutende Aktivitäten in eine Kapital-

gesellschaft ausgelagert sind. Bspw. auch der bereits erwähnte nationale Verein ÖAMTC. Als 

Mitglied des internationalen Dachverbands des Automobils (FIA) wird angenommen, dass der 

Spitzenverband strikte Vorgaben an die nachgeordneten Organisationen weitergibt. Trotz der-

artiger Unternehmenskonstellation liegt eine Verpflichtung zur Aufstellung eines Konzernab-

schusses i.S.d. externen Rechnungslegung nicht vor. Die Aufstellungspflicht ist im deutsch-

sprachigen Raum meist an die Rechtsform der Organisation gebunden. Lediglich für den steu-

erlichen Zweck oder bei einer Insolvenz werden die einzelnen Jahresabschlüsse zu einem 

Ganzen zusammengefasst, um die rechtliche Einheit Verein als Ganzes darzustellen.12 

 

Im Gegensatz zu nationalen Regelungen der Rechnungslegung stellen die IFRS nicht auf die 

Rechtsform oder den Tätigkeitsbereich eines Unternehmens ab. Die Vorschriften finden zwar 

vorwiegend bei gewinnorientierten Kapitalgesellschaften Anwendung, können jedoch freiwillig 

auch von NPOs verwendet werden. Für staatliche und andere öffentliche Unternehmen sind 

auf internationaler Ebene die Standards von International Public Sector Accounting Standards 

Board (IPSASB) vorgesehen. Der Grundgedanke bei der Konzernrechnungslegung nach 

IFRS 10 „Konzernabschlüsse“ sieht eine Konsolidierung vor, sobald eine Unternehmensein-

heit (mindestens) eine andere kontrolliert (IFRS 10.1). Eine Voraussetzung für das Vorliegen 

eines Mutter-Tochter-Verhältnisses ist das Beherrschungsverhältnis i.S.d. IFRS 10.5. Gem. 

IFRS 10.6 liegt Kontrolle vor, sobald das herrschende Unternehmen einen Anspruch oder die 

                                                
10 Vgl. Baumüller (2012), S. 43 – 47. 
11 Vgl. ebd., S. 48. 
12 Vgl. Koss / Meyer / Zöbeli (2013), S. 105 – 108. 
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Möglichkeit auf variable Ergebnisbeteiligungen (engl. Returns) hat und diese auch durch sei-

nen Einfluss bestimmen kann.13 Für das Vorliegen eines Beherrschungsverhältnisses definiert 

IFRS 10.7 drei Kernelemente: 

 

 Verfügungsgewalt (engl. Power); 

 Risiko und Rechte auf variable Ergebnisanteile aus der Beteiligung (engl. exposure, or 

rights, to variable returns from its involvement); und 

 Verknüpfung zwischen Verfügungsgewalt und Rendite (engl. link between power and 

returns). 

 

Nun steht die Frage im Vordergrund, in wie weit die Vorschriften des IFRS 10 auf NPOs anzu-

wenden sind und wie die einzelnen Begriffe in den Kontext einer NPO überleitet werden. Allein 

die Auslegung des Begriffs „Rendite“ ist problematisch, denn bei gemeinnützigen Organisati-

onen dürften die Erträge meist ideeller Natur sein. Weiterhin bleibt die Frage offen, in wie weit 

alle drei Kriterien des Beherrschungsverhältnisses gleich gewichtet werden. Eventuell kommt 

der einen oder anderen Voraussetzung im Kontext einer NPO mehr Bedeutung hinzu. Nach 

Ansicht der Autoren ist bei NPOs die Möglichkeit der Ausübung der Beherrschungsmacht ent-

scheidend, die zu einer Konsolidierung bzw. Pflicht zur Einbeziehung in den Abschluss führt. 

An dieser Stelle knüpft das australische Rechnungslegungsgremium mit dem Exposure 

Draft 238 (kurz ED 238) an.14 

 

Anschließend kamen Anmerkungen zum vorhergehenden Artikel von Baumüller im 

IRZ 9/2013 als Beitrag: „Zur Konzernrechnungslegung von NPOs nach internationalen 

Grundsätzen“. In der Konzernrechnungslegung von NPOs, die zunehmend notwendig wird, 

steckt viel Potential. Im deutschsprachigen Raum existiert bei den Organisationen des dritten 

Sektors gegenüber den gewinnorientierten Unternehmen ein Informationsdefizit. Die Stake-

holder oder auch andere Adressaten der Informationen einer NPO streben nach mehr Infor-

mationen. Zusätzlich entstehen aufgrund der steigenden Aktivitäten und der Trennung von 

wirtschaftlichen und ideellen Sphären bei NPOs statuarische, personelle und organisatorische 

Verflechtungen.15 Hierzu dient Abb. 1 als Darstellung einer möglichen Konzernstruktur um die 

wirtschaftlichen von den gemeinnützigen Teilen einer Organisation separat zu halten.  

 

 

                                                
13 Vgl. Koss / Meyer / Zöbeli (2013), S. 105 – 108. 
14 Vgl. ebd. 
15 Vgl. Baumüller (2013), S. 343 – 344. 
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Abb. 1: Darstellung einer möglichen Konzernstruktur bei NPOs16 

 

Auf die wirtschaftlichen Teile einer gemeinnützigen Organisation lassen sich die betriebswirt-

schaftlichen Instrumente unproblematisch übertragen, somit auch auf die Rechnungslegung. 

Die eigentliche Problematik stellt die Herausforderung der ideellen Sphäre dar, v.a. die Zu-

rechnung der gemeinnützigen Teile der Organisation. Die Frage, welche Organisation grund-

sätzlich die Aufstellungspflicht trifft, darf ebenfalls nicht unbeachtet gelassen werden. Während 

im deutschsprachigen Raum bei der Konzernrechnungslegung auf die Rechtsform angeknüpft 

wird, haben die IFRS den Vorteil rechtsformneutral zu sein. Jedoch sind auch den IFRS Gren-

zen gesetzt, da Verflechtungen innerhalb von ideellen Sphären nicht auf Kontrollrechten be-

ruhen und somit eigene maßgeschneiderte Konzepte notwendig sind. Schließlich sind die 

IFRS primär auf Kontrollaspekte ausgelegt und decken dementsprechend die NPO spezifi-

schen Aspekte ebenfalls nicht vollständig ab. Der Autor weist darauf hin, dass das IASB – 

selbst eine NPO – sich mit NPO spezifischen Fragestellungen nur nachrangig befasst. Frei-

willig aufgestellte Konzernabschlüsse von NPOs treten auch in deutschsprachigen Raum auf 

und IFRS werden trotz dessen, dass der Autor der Meinung ist, die IFRS erfüllen die Anforde-

rungen nicht (es wird ein leistungswirtschaftliches Informationssystem von NPOs gefordert – 

anstatt einer finanzwirtschaftlichen Größe), bei NPOs angewendet (siehe Ärzte ohne Grenzen 

in Zusammenarbeit mit KPMG – adaptierte IFRS). Andere Standardsetter – außerhalb des 

deutschsprachigen Raums – haben eine weitaus deutlichere Nähe der Rechtssysteme zu den 

                                                
16 Quelle: Eigene Darstellung in Anlehnung an die Struktur des ÖAMTC (siehe Statuten des ÖAMTC, 
online abrufbar unter URL: http://www.oeamtc.at/portal/statuten-des-oeamtc+2500+1061783 [Zugriff 
am 15.06.2016]). 

Verbandspräsidium und Verbandsdirektorium (Verein)
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orium
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IFRS. So haben die US-GAAP eigene Standards, die spezifische Anforderungen der Rech-

nungslegung bei NPOs behandeln. Im Vereinigten Königreich sind die UK-GAAP für NPOs 

maßgeblich, wobei eine Einführung einer Leitlinie für NPOs (in UK Charities genannt) in den 

für NPOs anwendbaren FRS 102 geplant ist. Eine starke Anlehnung an die IFRS haben die 

AASB, die mit dem ED 238 einen weiteren Schritt zur Harmonisierung der IFRS an NPOs 

machen.17 

 

1.2 Aufgabenstellung 

Die australischen Konzernrechnungslegungsstandards sind – analog zu den IFRS – lediglich 

auf den gewinnorientierten Bereich ausgerichtet. Der ausgeprägte NPO Sektor in Australien 

spielt innerhalb der australischen Wirtschaft eine zentrale Rolle. Aus diesem Grund veröffent-

lichte das Australian Accounting Standards Board (kurz AASB) im März 2013 den ED 238 

„Consolidated Financial Statements – Australian Implementation Guidance for Not-for-Profit 

Entities“. Mit Hilfe des ED 238 wird beabsichtigt, eine Leitlinie zur Anwendung der Vorschriften 

des AASB 10 Konzernabschlüsse durch einzelne NPOs bereit zu stellen. Das im AASB 10 

enthaltene Control-Konzept (i.w.S. Beherrschungskonzept) wird im Zuge des ED 238 aus der 

Sicht einer NPO dargelegt. Zusätzlich kommen unzählige Ergänzungen und Anwendungsbei-

spiele zu den bisherigen Vorschriften aus der Perspektive einer NPO hinzu. 

 

Die breite Öffentlichkeit wurde eingeladen auf den ED 238 einzugehen und inhaltlich Stellung 

zu nehmen. Jedem Betroffenem stand es offen zusätzliche Kommentare – auch zu den im 

ED 238 beschriebenen praktischen Beispielen – abzugeben. Mit der Möglichkeit, zur geplan-

ten Einführung einer Richtlinie für die Konzernrechnungslegung von NPOs, Stellung zu neh-

men, gibt das AASB den betroffenen Akteuren des Sektors die Gelegenheit an der Entwicklung 

von Rechnungslegungsnormen teilzunehmen. Durch die neue Implementierungsrichtlinie für 

NPOs wird – wie bereits in anderen zahlreichen australischen Standards – ein weiterer Schritt 

zur Harmonisierung der Rechnungslegung in diesem Sektor eingeführt. Die relativ offen ge-

stellten Fragen und praktischen Bsp. des ED 238 bieten eine große Möglichkeit sich nicht nur 

mit dem Thema der Konzernrechnungslegung von NPOs auseinander zu setzen, sondern ge-

nerell den komplexen Bereich des NPO Sektors zu betrachten. 

 

Das Ziel der vorliegenden Arbeit liegt darin, die Ansichten der Stellungnehmenden zur austra-

lischen Implementierungsrichtlinie für NPOs in der Konzernrechnungslegung zu analysieren 

und entsprechend auszuwerten. Der Fokus der Auswertung liegt bei den Antworten zu den 

einzelnen Fragen und den vier praktischen Beispielen im ED 238. 

                                                
17 Vgl. Baumüller (2013), S. 344 – 348. 
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1.3 Aufbau der Arbeit 

Nach anfänglicher Einführung in die theoretischen Überlegungen zur Konzernrechnungsle-

gung von NPOs beschäftigt sich die vorliegende Arbeit mit einem kurzen Überblick über den 

Rahmen der Rechnungslegung in Australien. Hierzu zählt v.a. die Darstellung der Grundlagen 

der australischen Rechnungslegung i.V.m. der Bedeutung eines ED bei der Entstehung eines 

neuen Standards. Ebenso im Kapitel 1 werden die speziellen Vorschriften der Rechnungsle-

gung in Hinblick auf den australischen NPO Sektor dargestellt. 

 

Den Hauptteil der Arbeit bilden die Kapitel 2, 3 und 4. In Kapitel 2 erfolgt die inhaltliche Dar-

stellung des ED 238 – Australische Implementierungsrichtlinie für die Konzernrechnungsle-

gung von NPOs. Um eine sinngemäße Erläuterung des vom AASB formulierten Inhaltes wie-

der zu geben, ist die Gliederung wortgetreu übernommen. Dabei wird zunächst die Zielsetzung 

und Anwendung der Implementierungsrichtlinie geschildert. Im Unterkapitel 2.4 erfolgt die Dar-

stellung der geplanten Änderungen zum AASB 10, welcher die zentralen Definitionen und Er-

läuterungen für die Konzernrechnungslegung von NPOs enthält. Im Unterkapitel 2.5 werden 

die beabsichtigten Änderungen zum AASB 12 „Angaben zu Anteilen an anderen Unterneh-

men“ gleichermaßen annähernd dem vorgehenden Unterkapitel abgebildet. Im Unterkapi-

tel 2.6 wird ein Überblick über die Änderungen zum AASB 1049 „Whole of Government and 

General Government Sector Financial Reporting“ gegeben. Im letzten Unterkapitel werden die 

Grundlagen für Schlussfolgerungen zum ED 238 gezeigt. 

 

Im Kapitel 3 werden die acht einzelnen Fragestellungen des AASB ausgewertet. Die Darstel-

lung der Fragen und Stellungnahmen erfolgt anhand der vorher definierten Gruppen zwecks 

der Möglichkeit eines Vergleichs der verschiedenen Ansichten. Eine Zusammenfassung am 

Ende eines jeden Unterkapitels und eine Gegenüberstellung der vom AASB gewonnenen Er-

kenntnisse mit den Stellungnahmen runden die Ausführungen ab. 

 

Das Kapitel 4 beschäftigt sich, der Struktur des Kapitels 3 angenähert, mit den einzelnen Stel-

lungnahmen zu den dargestellten Anwendungsbeispielen. Diese sind ein integrierter Bestand-

teil des ED 238 und werden innerhalb der einzelnen Paragraphen abgebildet. Die praktische 

Relevanz der Bsp. und der Erweiterungsvorschläge der Stellungnehmenden ist jedoch von 

hoher Bedeutung, weshalb diesem Themenkomplex ein eigenes Kapitel gewidmet wird. Die 

einzelnen Vorschriften des ED 238 sind innerhalb der jeweiligen Anwendungsbeispiele mit 

Hilfe eines Verweises erkenntlich gemacht, um die Zuordnung der praktischen Ausführungen 

zur Theorie zu gewährleisten. 
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Abgeschlossen wird diese Masterarbeit von einer Schlussbetrachtung, in welcher zuerst der 

Inhalt des ED 238 betrachtet und anschließend die Quintessenz als Zusammenfassung wie-

dergegeben wird. 

 

1.4 Rahmen der Konzernrechnungslegung von Nonprofit-Organisa-

tionen in Australien 

1.4.1 Einführung 

Als eines der Gründungsmitglieder der International Accounting Standards Committee (IASC) 

spielt Australien bei der Entwicklung und Harmonisierung von internationalen Rechnungsle-

gungsnormen eine zentrale Rolle.18 Im Gegensatz zum IASB, welches als ein unabhängiges 

Gremium fungiert, wird das AASB als eine australische Behörde innerhalb der Organisation 

des Finanzministeriums geführt. Zu den Hauptaufgaben des AASB zählen u.a. die Entwicklung 

und Erhaltung von hochqualitativer Rechnungslegungsstandards für sämtliche Unternehmen 

(i.w.S. Organisationen) in Australien. Das Hauptziel dieser Standards besteht darin, den Le-

sern der Jahresabschlüsse auf Basis der enthaltenen Informationen Entscheidungen treffen 

zu ermöglichen.19 Eine zusätzlich wichtige Rolle des AASB ist die Mitwirkung an der Entwick-

lung von globalen Rechnungslegungsstandards.20 

 

Den NPOs kommt in Australien, ähnlich zu Österreich sowie in anderen Ländern, eine bedeu-

tende Rolle zu. Der NPO Sektor ist in Australien allerdings stärker diversifiziert und besitzt 

innerhalb des Landes eine bedeutungsvolle Stellung. Einen Überblick darüber liefern folgende 

Daten: Ende 2007 gab es in Australien an die 41.000 NPOs die ca. 43 Mrd. australische Dollar 

zum BIP beisteuerten. Es gab zu dieser Zeit an die 890.000 Beschäftigten im NPO Sektor.21 

Im Jahr 2010 registrierte das ABS eine Anzahl von 6,1 Mio. freiwilligen Mitarbeitern im NPO 

Sektor.22 Im Vergleich zu Australien wies der NPO Sektor in Österreich im Jahr 2005 eine 

Wertschöpfung i.H.v. € 4,66 Mrd. und 170.000 Beschäftigten auf (Tendenz weiter steigend).23 

 

Ausschlaggebend für die Konzentration von Australien für die Regelungen der NPOs ist nicht 

nur die wirtschaftliche Bedeutung innerhalb des Landes, sondern auch die stetige Entwicklung 

des Sektors auf internationaler Ebene. Somit legt das AASB auch ein Augenmerk auf die 

Rechnungslegung dieser zunehmend bedeutenden Organisationen. Im nachfolgenden Kapitel 

                                                
18 Vgl. IASPlus (2016a): Über das International Accounting Standards Committee (IASC). 
19 Vgl. Australian Government (2016): The Treasury. 
20 Vgl. AASB (2016a): About the AASB. 
21 Vgl. Australian Bureau of Statistics (2009): Not-for-profit Organisations. 
22 Vgl. ACNC (2016a): Background to the not-for-profit sector. 
23 Vgl. Statistik Austria (2008): Bedeutung des österreichischen Non-Profit-Bereichs. 
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wird ein kurzer Überblick über die Rechnungslegung in Australien gegeben, um den Zusam-

menhang zwischen den australischen und den internationalen Rechnungslegungsnormen dar-

zustellen. Darüber hinaus wird die Rolle des ED im Standard Setting Prozess und die speziel-

len Rechnungslegungsvorschriften für NPOs innerhalb Australien durchleuchtet. 

 

1.4.2 Grundlagen der Rechnungslegung in Australien 

Die australische Rechnungslegung stellt anders als die im deutschsprachigen Raum nicht auf 

Rechtsformen der Unternehmen ab, sondern auf das Konzept der Berichtseinheit. Die Be-

richtseinheiten müssen die von AASB herausgegebenen Rechnungslegungsstandards und 

die Vorschriften des Gesetzes über die Kapitalgesellschaften (Corporation Act 2001) 

Punkt 2M.3 beachten. Der Definition nach ist eine Berichtseinheit ein einzelnes Unternehmen 

oder ein Konzern, von welchem die Nutzer Informationen erwarten um anhand dieser Ent-

scheidungen zu treffen und die Ressourcenallokation zu beurteilen.24 

 

Die australische Rechnungslegung inkl. der Entwicklung der einzelnen Standards bietet eini-

ges an Besonderheiten. Zunächst gilt zu beachten, dass die Abkürzung AASB einerseits für 

das Australian Accounting Standards Board und andererseits für die einzelnen Australian Ac-

counting Standards steht (d.h. der AASB 10 entspricht dem australischen Rechnungslegungs-

standard mit der Nr. 10). Des Weiteren sind die australischen Rechnungslegungsstandards 

analog zu den IFRS – mit ein paar Abweichungen – das Ergebnis eines formellen Standard-

setzungsverfahrens (i.A. als Due Process bekannt), welches dem IASB sehr ähnlich ist (siehe 

Abb. 2). 

 

 

                                                
24 Vgl. IASPlus (2016b): Rahmen der Finanzberichterstattung in Australien; siehe auch SAC 2: Objec-
tive of General Purpose Financial Reporting, Rz. 5. 
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Abb. 2: AASB Standardsetzungsprozess25 

 

Der Prozess beginnt mit einer fachspezifischen Frage, welche entweder von einer internatio-

nalen Organisation (z.B.: IASB, IFRIC, IPSASB etc.), einer australischen Organisation oder 

dem AASB identifiziert wird. Die Begründung für die Übernahme einer Fragestellung des IASB 

ist die Tatsache, dass das AASB die IFRS seit dem Jahr 2005 adaptiert. Somit entsprechen 

diejenigen Standards, welche von den gewinnorientierten Unternehmen anzuwenden sind, 

den entsprechenden IFRS26. Hierbei gilt zu bemerken, dass die Anzahl und Thematik der aust-

ralischen Standards über die der IFRS hinaus gehen. Das Standardsetzungsverfahren ge-

schieht stark in Zusammenarbeit mit dem New Zealand Accounting Standards Board um ver-

gleichbare Standards zu schaffen. Weiter werden eine Konsultation sowie eine Mitwirkung mit 

allen betroffenen Stakeholdern der behandelnden Fragestellung angestrebt. Zu diesem Zweck 

                                                
25 Quelle: AASB (2016b): The Standard-Setting Process. 
26 Anmerkung: In dieser Arbeit verwendete Verweise auf einzelne AASB können als Verweise auf die 
dementsprechenden IFRS betrachtet werden. 
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dienen DPs, ITCs, EDs u.v.m. Nach Erhalt aller Stellungnahmen und Auswertung bzw. Bear-

beitung sämtlicher relevanten Aspekte wird entweder ein neuer Standard herausgegeben oder 

ein anderes Urteil verkündet.27 

 

In Bezug auf nicht gewinnorientierte Unternehmen und solche des öffentlichen Sektors werden 

die einzelnen Standards angepasst. Dies geschieht v.a. mit Hilfe einer Ergänzung der Stan-

dards um eigene australische Paragraphen in der Form Aus1.1 (die erste Zahl steht für das 

Kapitel innerhalb des Standards und die zweite Zahl ist die fortlaufende Nummerierung der 

zusätzlichen Paragraphen). Die zusätzlichen Paragraphen werden vom AASB grds. für die 

Einführung neuer Anforderungen benutzt oder die bestehenden zu ändern. 

 

Eine weitere Besonderheit in der australischen Rechnungslegung stellt die Abstufung der An-

wendung der Standards dar. Hierfür beschreibt ein eigener Standard (AASB 1053 „Applica-

tions of Tiers of Accounting Standards“) ein Rahmenkonzept für die Anwendung der Ebenen 

i.V.m. den Angabepflichten von Organisationen (i.w.S. Unternehmen). Dabei wird zwischen 

Tier 1 und Tier 2 unterschieden. Sämtliche Unternehmen die unter Tier 1 fallen sind verpflichtet 

die Bilanzierungsstandards i.V.m. allen Angaben zur Gänze zu befolgen. Unter Tier 1 fallen 

FP-Unternehmen (v.a. öffentlich rechenschaftspflichte Unternehmen) und Organisationen der 

australischen Regierung. Tier 2 beinhaltet FP-Unternehmen die nicht öffentlich rechenschafts-

pflichtig sind, NFP-Unternehmen und einige öffentliche Organisationen der australischen Re-

gierung28 Tier 2 umfasst analog zum Tier 1 ebenfalls sämtliche Bilanzierungsstandards des 

AASB, allerdings treffen die darunter fallenden Unternehmen verringerte Angabepflichten (Re-

duced Disclosure Requirements, RDR) und damit stellt das Tier 2 eine inhaltliche Erleichterung 

dar.29 

 

I.Z.m. der Rechnungslegung der öffentlichen Organisationen ist die Abgrenzung zwischen 

dem General Government Sector (GGS) und dem Whole of Government erwähnenswert. 

Gem. der Definition im AASB 1049 ist der GGS ein institutioneller Sektor der sämtliche Regie-

rungseinheiten30 und NPOs umfasst. Vorausgesetzt die genannten Organisationen werden 

durch die Regierung kontrolliert und finanziert. Whole of government sind von der Regierung 

aufgestellte Jahresabschlüsse in Übereinstimmung mit sämtlichen Bilanzierungsstandards 

                                                
27 Vgl. AASB (2016b): The Standard-Setting Process. 
28 Eine genau definierte Unterteilung bei den Organisationen der australischen Regierung wird im 
AASB 1049: Whole of Government and General Government Sector Financial Reporting beschrieben. 
29 Vgl. AASB 1053: Application of Tiers of Australian Accounting Standards; siehe auch IASPlus 
(2016b): Rahmen der Finanzberichterstattung in Australien. 
30 Gem. Definition im AASB 1049 handelt es sich hierbei um spezifische juristische Personen die auf-
grund eines politischen Prozesses entstanden sind. 
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des AASB (d.h. separater Ausweis der einzelnen Positionen aller von der Regierung kontrol-

lierten Einheiten). Eine Regierung hat gem. AASB 1049 Rz. 7 sowohl Jahresabschlüsse des 

Whole of Government als auch des GGS aufzustellen. Zuletzt sind die Australian Bureau of 

Statistics (ABS) publication Australian System of Government Finance Statistics: Concepts, 

Sources and Methods (the ABS GFS Manual) von Bedeutung.31 Diese beschreiben ein Rah-

menkonzept, in welcher Form die Daten und Fakten der Regierungsorganisationen zwecks 

volkswirtschaftlicher Analyse in die Darstellung der australischen Statistik einfließen.32 

 

Hinsichtlich einer besseren Verständlichkeit der Ansichten i.V.m. der Handlungsweise des 

AASB sind zwei Aussagen erwähnenswert: 

 

1. In Bezug auf die künftige Überwachung und Aufsicht des IPSASB äußert sich der 

AASB für eine sektorneutrale Rechnungslegung. Das AASB vertritt die Meinung, dass 

gleiche Geschäftsvorfälle (bzw. Berichterstattungssachverhalte) – unabhängig von den 

jeweiligen Sektoren (öffentlich, privat oder gemeinnützig) – auch gleich abgebildet wer-

den sollen. Das AASB empfiehlt den Blickwinkel aller Standardsetter bei der Finanz-

berichterstattung auszuweiten, da nur wenige Sachverhalte existieren die nur einen 

der genannten Sektoren betreffen.33 

 

2. AASB fordert in einem veröffentlichten Bericht eine Reform der Berichtserstattung des 

öffentlichen Sektors weltweit und spricht sich für „transaktionsneutrale Standards“ aus. 

Einerseits empfiehlt das AASB das IPSASB neu zu strukturieren, zusätzlich notwen-

dige Ressourcen bereitstellen und eventuell in die IFRS Stiftung zu integrieren. Ande-

rerseits beschreibt das AASB „transaktionsneutrale Standards“ inkl. einem Bsp. auf 

folgende Weise: „Transaktionsneutrale Standards sollten das Wesen der Transaktio-

nen und anderer Ereignisse widerspiegeln, die ein Unternehmen betreffen. So erwirbt 

und nutzt bspw. ein gewinnorientierte Unternehmen (sowohl im Privat- als auch im öf-

fentlichen Sektor) Vermögenswerte, um Gewinne für Anteilseigner zu erwirtschaften, 

[... während] ein gemeinnütziges Unternehmen (sowohl im Privat- als auch im öffentli-

chen Sektor) Vermögenswerte erwirbt und nutzt, um notwendige Güter und Dienstleis-

tungen im Rahmen seiner Leistungszielsetzung zur Verfügung zu stellen, nicht um di-

rekt künftige Zahlungsströme zu erzeugen. [...] Die Wertminderungsstandards sollten 

für gewinnorientierte Unternehmen in beiden Sektoren gleich sein, sich aber von den 

                                                
31 Vgl. AASB (2015): Glossary of Defined Terms. 
32 Vgl. ED/2013/238, S.7.; siehe auch ABS GFS Manual. 
33 Vgl. IASPlus (2014): AASB fordert sektorneutrale Rechnungslegung. 
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Wertminderungsstandards für gemeinnützige Unternehmen in beiden Sektoren unter-

schieden“.34 

 

1.4.3 Spezifikationen für Nonprofit-Organisationen 

Die Rechnungslegung in Australien weist i.V.m. NPOs einige Besonderheiten auf. So wird die 

Rechnungslegung der NPOs einerseits durch das AASB und die Bilanzierungsstandards, an-

dererseits durch die Australian Charities and Not-for-profits Commission (ACNC) geprägt. Zu-

nächst ist die Definition einer NPO erwähnenswert35. Gem. AASB 102 Aus6.1 wird eine NPO 

folgendermaßen definiert: „A not-for-profit entity is an entity whose principal objective is not 

the generation of profit. A not-for-profit entity can be a single entity or a group of entities com-

prising the parent entity and each of the entities that it controls”. 

 

Aufgrund der Tatsache, dass das AASB das Prinzip der „transaktionsneutralen Standards“ 

befolgt, werden die einzelnen AASB dementsprechend aufgestellt. Eine wesentliche Beson-

derheit besteht in der Ausführung der einzelnen Standards in zwei unterschiedlichen Versio-

nen. So hat das AASB bei jedem Standard eine Version für gewinnorientierte (FP-Ausführung) 

und eine für nicht gewinnorientierte Unternehmen (NFP-Ausführung) erstellt. Während die FP-

Version den IFRS äquivalent ist, enthaltet die NFP-Version spezielle Anforderungen an die 

NFP-Unternehmen aufgrund der besonderen Bedürfnisse des NPO Sektors (die Unterschiede 

betreffen v.a. die geforderten Angaben). Diese sind grds. in Form von zusätzlichen australi-

schen Paragraphen dargestellt. Seit dem Jahr 2014 sind beide Versionen aufgrund leichterer 

Handhabung und Übersichtlichkeit unter einem Standard für alle Berichtseinheiten vereinheit-

licht (d.h. die NFP-Unternehmen befolgen die für NFP-Unternehmen bestimmten Paragraphen 

und umgekehrt).36 

 

Hinsichtlich der Wohltätigkeitsorganisationen in Australien spielt die ACNC eine wesentliche 

Rolle. Hierbei handelt es sich um eine unabhängige nationale Regulierungsbehörde für Wohl-

tätigkeitsorganisationen u.a. mit folgenden Zielen: Förderung der Rechenschaftspflicht und der 

Transparenz innerhalb des NPO Sektors; Erhaltung eines unabhängigen und innovativen NPO 

Sektors in Australien u.v.m.37 Die Ziele und Funktionen der Commission werden in eigenen 

                                                
34 Vgl. IASPlus (2013): Australischer Bericht fordert Reform der Berichterstattung im öffentlichen Sek-
tor. 
35 Die Definition kommt in einigen Standards vor. Als Beispiel wird hier der AASB 102: Inventories ge-
wählt. 
36 Vgl. Chartered Accountants (2016): FAQs not-for-profits; siehe auch AASB (2016): Pronounce-
ments. 
37 Vgl. ACNC (2016b): ACNC’s role. 
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Rahmenbedingungen, dem s.g. ACNC Act38, festgehalten. Hier wird ebenfalls die Pflicht der 

Rechnungslegung der Wohltätigkeitsorganisationen definiert. Sämtliche Organisationen, die 

der Definition einer Berichtseinheit entsprechen (siehe Kap. 1.4.2), sind verpflichtet den Jah-

resabschluss im Einklang mit den Vorschriften des AASB zu erstellen. Diejenigen, welche die 

Definition nicht erfüllen, jedoch beim ACNC registriert sind, haben einen speziellen Jahresab-

schluss mit eigens definierten Mindestanforderungen gem. des ACNC Acts aufzustellen. 

Selbstverständlich bleibt es den Organisationen frei, einen Jahresabschluss gem. der AASB 

freiwillig zu erstellen. Unabhängig von der Art des Jahresabschlusses sind sämtliche registrier-

ten Organisationen verpflichtet einen Jahresfinanzbericht der ACNC vorzulegen.39 In Bezug 

auf die Konzernrechnungslegung der registrierten Wohltätigkeitsorganisationen hat die ACNC 

nachfolgende Regelungen. Ist die Organisation verpflichtet einen konsolidierten Abschluss 

gem. AASB 10 zu erstellen, so akzeptiert die ACNC lediglich einen Konzernabschluss dieser 

Organisation. Besteht diese Verpflichtung nicht, so kann die Wohltätigkeitsorganisation den-

noch als eine Gruppe (i.w.S. Konzern) unter dem ACNC Act auftreten. Hierbei bestehen fol-

gende zwei Möglichkeiten bei der Gruppenberichterstattung:40 

 

 „Joint Reporting“: eine Organisation legt als Teil einer Gruppe von registrierten Orga-

nisationen einen jährlichen Informationsbericht und einen Jahresfinanzbericht vor; 

 „Collective Reporting“: eine Organisation legt als Teil einer Gruppe von registrierten 

Organisationen einen oder mehrere jährliche Informationsberichte oder einen Jahres-

finanzbericht basierend auf der Art und Weise der Tätigkeiten der Organisation vor. 

 

Allerdings ist für die Ausübung einer der genannten Möglichkeiten die Zustimmung der ACNC 

notwendig. Diese wird an jede einzelne Organisation bzw. Gruppe individuell vergeben. 

 

1.4.4 Die Rolle des Exposure Draft 238 für die Konzernrechnungslegung der Nonpro-

fit-Organisationen in Australien 

Ein Exposure Draft ist ein Teil des Prozesses der Konsultation mit der Öffentlichkeit innerhalb 

des Standardsetzungsverfahrens und dient der Diskussion der betreffenden Fragestellung mit 

den Beteiligten. Dieser ist weitaus detaillierter als ein DP oder ein Consultation Paper. Daher 

wird ein ED erst in dem Fall heraus gegeben, sobald die Einführung des Inhaltes (entweder 

                                                
38 Anmerkung: Der ACNC Act 2012 ist online abrufbar unter URL: https://www.legislation.gov.au/De-
tails/C2016C00306. 
39 Vgl. ACNC (2016c): Financial Report: General and special purpose statements. 
40 Vgl. ACNC (2016d): Group reporting and bulk lodgement (inkl. Commissioner's statement: Group 
reporting). 



15 
 

ein neuer Standard oder eine Ergänzung zu einem bestehenden Standard) eher wahrschein-

lich ist41. Infolgedessen kommt dem ED eine bedeutende Rolle zu. 

 

Ein besonderes Merkmal des ED 238 ist die Funktion als ein eigener Standard. Dieser wird 

als Accounting Standard AASB 2013-X ausgegeben, mit der Zielsetzung der Einführung neuer 

Regelungen bzw. Erweiterungen bestehender Regelungen im AASB 10, im AASB 12 und im 

AASB 1049.42 Nach Abschluss des Prozesses i.V.m. einem positiven Entscheid der Einfüh-

rung der Inhalte des ED 238 wird das „X“ durch eine Ziffer ausgetauscht (die Ziffer ist von den 

parallel offenen bzw. bereits abgeschlossenen Fragestellungen desselben Jahres abhän-

gig).43 Das AASB nutzt dieses Verfahren – Änderungen als eigene Standards zu führen – 

zwecks der Übersichtlichkeit hinsichtlich des Beginns einer Fragestellung bis zur inhaltlich ab-

gestimmten Einführung der Ausführungen.  

 

1.5 Überblick über die Stellungnahmen zum Exposure Draft 238 

1.5.1 Allgemeines zu den Stellungnahmen 

Das AASB hat – gleichzeitig mit der Ausgabe des ED 238 im März 2013 – die breite Öffent-

lichkeit eingeladen, bei bestehendem Interesse zum betreffenden Thema, Stellungnahmen zu 

verfassen. Der Stichtag für die Abgabe der Stellungnahmen war der 30. Juni 2013.44 Folglich 

hatten alle Stellungnehmenden fast 4 Monate Zeit ihre Kommentare vorzubringen. 

 

Die Kommentare sind in Bezug auf sämtliche Vorschläge des ED 238 erwünscht, speziell je-

doch zu den acht vom AASB geforderten SMCs. Jedem Stellungnehmenden blieb es frei, zu-

sätzliche Anmerkungen zu äußern. Diese werden unabhängig davon, ob das Thema i.V.m. 

einem der SMCs steht oder nicht, bei der Auswertung berücksichtigt.45 

 

Eine Gesamtmenge von 13 Stellungnahmen erreichte das AASB, wobei nicht alle zum gestell-

ten Stichtag ankamen, und dennoch in die Auswertung einbezogen worden sind. Die Anzahl 

der Stellungnahmen ist gering, jedoch für die Beurteilung der Fragestellung nicht maßgebend. 

Die Qualität der Kommentare wird von der Anzahl der Stellungnahmen nicht beeinflusst. 

 

                                                
41 Vgl. AASB (2011): Policies and Processes, Rz. 49. 
42 Vgl. ED/2013/238, S. 3 – 5. 
43 Anmerkung: ED/2013/238 wurde im Oktober 2013 als Accounting Standard AASB 2013-8 befürwor-
tet. 
44 Vgl. ED/2013/238, S. 1. 
45 Vgl. ebd., S. 7. 
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Trotz der geringen Anzahl der Stellungnahmen wurden Gruppen gebildet, um die Ansichten 

der Stellungnehmenden (aus verschiedenen Branchen bzw. Aussagekraft deren Zuständigkeit 

zu bestätigen) in deren Bereiche zu beschränken. Die einzelnen Gruppen beziehen sich auf 

die unterschiedlichen Bereiche/Aufgaben der Stellungnehmenden. 

 

1.5.2 Kategorisierung der Stellungnahmen 

Die in dieser Masterarbeit verwendete Methode der Evaluierung der Stellungnahmen basiert 

auf dem Model von Thomas Höglinger in seiner Masterarbeit „The Commenters‘ Views on the 

First Half of the Discussion Paper ‚Insurance Contracts‘“.46 Hierbei sind Änderungen bei der 

Gruppenbildung durchgeführt worden, um die Aussagen in Bezug auf den ED 238 bestmöglich 

wieder zu geben. Aus diesem Grund entstand die Gruppe der Wirtschaftsprüfer, welche sämt-

liche Mitglieder der genannten Berufsgruppe erfasst. Um die Abgrenzung zwischen der 

Gruppe der Wirtschaftsprüfer mit den Mitgliedern der Interessenvertreter – welche u.a. auch 

Controller und andere Finanzdienstleister u.v.m. umfassen – zu gewährleisten, ist für diese 

Stellungnehmende eine eigene Gruppe gebildet worden. In der Gruppe der Anwender der 

Rechnungslegungsstandards sind die Mitglieder des religiösen und des öffentlichen Sektors 

zusammengefasst. Letztendlich ergeben sich folgende drei Gruppen: 

 

 Wirtschaftsprüfer 

 Interessenvertreter 

 Anwender (religiöser und öffentlicher Sektor) 

 

Eine detaillierte Ausarbeitung und formale Analyse der Verfassergruppen ist im nachfolgenden 

Kapitel gegeben.47 Das Vorgehen bei der nachfolgenden Auswertung ist auf die in Elfriede 

Ehmayer‘s Masterarbeit mit dem Titel „The commenters‘ views on the second half of the dis-

cussion paper ‚Insurance Contracts‘“ angewendete Methode angelehnt.48 

 

1.5.3 Vorbereitung der Auswertung der Stellungnahmen im Allgemeinen 

Die erste Auswertung befasst sich mit der Aufteilung der Anzahl der Stellungnahmen in Rela-

tion zu den Verfassergruppen. 

                                                
46 Vgl. Höglinger (2010), S. 24 – 26. 
47 Vgl. ebd. 
48 Vgl. Ehmayer (2011), S. 10 – 11. 
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Abb. 3: Stellungnahmen je Gruppe49 

 

Insgesamt erhielt das AASB 13 Stellungnahmen. Abb. 3 zeigt, dass die Gruppe der Wirt-

schaftsprüfer hinsichtlich der abgegebenen Stellungnahmen mit 53,85% den größten Anteil 

besitzt. Mit einem deutlichen Abstand folgen die Gruppen der Abschlussersteller und Interes-

senvertreter. Die beiden Gruppen erzielen in Summe 38,46% der Stellungnahmen und somit 

deutlich unter dem Wert der stärksten Gruppe. 

 

In der nächsten Abb. wird die prozentuelle Aufteilung der insgesamt analysierten Seiten in 

Bezug auf die einzelnen Gruppen dargestellt. Hierbei gilt zu beachten, dass die Kommentare 

und Rückschlüsse des AASB zwar in die Auswertung der Stellungnahmen einfließen, in der 

nachfolgenden Abb. jedoch nicht enthalten sind. 

 

                                                
49 Quelle: Eigene Darstellung. 
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Abb. 4: Seiten je Gruppe50 

 

Abb. 4 zeigt ein ähnliches Bild zur vorhergehenden Grafik. Insgesamt hat die Gruppe der Wirt-

schaftsprüfer 63% der analysierten Seiten abgegeben. Die restlichen 37% teilen sich die bei-

den anderen Gruppen, wobei zwischen diesen lediglich eine Differenz von 3% vorhanden ist. 

Dies zeigt, dass die Interessenvertreter und Abschlussersteller relativ ausgeglichen sind. 

 

Insgesamt kann gesagt werden, dass die Gruppe der Wirtschaftsprüfer aufgrund der überwie-

genden Mehrheit bei der Anzahl der Stellungnahmen als auch bei der Seitenanzahl das größte 

Interesse an den Ausführungen des ED 238 zeigt. 

 

1.5.4 Vorbereitung der Auswertung der Stellungnahmen im Hinblick auf einzelne Fra-

gestellungen 

Einer der Kernpunkte dieser Masterarbeit ist die Auswertung der Stellungnahmen zu den ein-

zelnen Fragestellungen des AASB. Aus diesem Grund ist es beachtlich, wie häufig die unter-

schiedlichen Fragestellungen beantwortet wurden. Abb. 5 zeigt die Beteiligung der Stellung-

nehmenden an allen Fragestellungen. Zu beachten gilt, dass in dieser Abb. nur diejenigen 

Stellungnahmen einfließen, die der jeweiligen Fragestellung genau zuzuordnen ist.  

 

                                                
50 Quelle: Eigene Darstellung. 
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Abb. 5: Stellungnahmen je SMC51 

 

Anhand der Abb. ist ersichtlich, dass das Interesse an den einzelnen Fragestellungen relativ 

hoch ausfällt. Zwar existiert keine Fragestellung, bei welcher sämtliche Stellungnehmenden 

geantwortet haben, allerdings ist die Beteiligung der Stellungnehmenden bei keiner Fragestel-

lung unter 50%. Die wenigsten Stellungnahmen kommen bei der SMC 8 vor. Diese beinhaltet 

das Thema der Kosten-Nutzen Relation des ED 238 (siehe Kap. 3.11). Das meiste Interesse 

zeigen die Stellungnehmenden bei der SMC 5 und der SMC 6. Hier werden die Einflussmög-

lichkeiten anderer Umstände hinsichtlich des ED 238 und der Nützlichkeit dessen angespro-

chen (siehe Kap. 3.8 und 3.9). Erwähnenswert ist die Beteiligung der Gruppe der privaten 

Abschlussersteller. Diese gehen bei den geforderten Fragestellungen nur auf die SMC 5 und 

SMC 6 ein. 

 

Die nächste Abb. zeigt die zusätzlichen Stellungnahmen. Diese beinhalten sowohl die allge-

mein formulierten als auch die auf spezielle Paragraphen ausgerichteten Stellungnahmen, 

welche bei der Auswertung zum Teil in die einzelnen Kapitel der SMCs52 und zum Teil in zu-

sätzliche Ausführungen einfließen. 

                                                
51 Quelle: Eigene Darstellung. 
52 Anmerkung: Die auf spezielle Paragraphen bezogenen Stellungnahmen konnten zum Teil den ein-
zelnen SMCs, welche die in den Kommentaren erwähnten Paragraphen beinhalten, zugeordnet werden. 
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Abb. 6: Zusätzliche Stellungnahmen je Gruppe53 

 

Auch hier ist die Gruppe der Wirtschaftsprüfer am stärksten vertreten und geben die meisten 

zusätzlichen Stellungnahmen ab. Allerdings ist erkenntlich, dass die Gruppe der Interessen-

vertreter und Abschlussersteller einen stärkeren Fokus auf die speziellen Paragraphen des 

ED 238 legen. 

 

1.5.5 Vorbereitung der Auswertung der Stellungnahmen im Hinblick auf einzelne An-

wendungsbeispiele 

Die nachfolgenden Abb. befassen sich mit den Stellungnahmen zu den Anwendungsbeispie-

len. Anhand der Abb. 7 ist ersichtlich, dass die Beteiligung der Kommentare der Stellungneh-

menden mit der steigenden fortlaufenden Nr. der Anwendungsbeispiele konstant abnimmt. 

Während beim Anwendungsbeispiel IG1 noch 67% der Stellungnehmenden Interesse zeigen, 

sind es beim Anwendungsbeispiel IG4 nur noch 25%. Eine klare Begründung hierfür ist nicht 

deutlich erkennbar, jedoch wird angenommen, dass die Stellungnehmenden ihre Hauptargu-

mente hinsichtlich der Anwendungsbeispiele bereits beim IG1 anführen. 

                                                
53 Quelle: Eigene Darstellung. 
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Abb. 7: Stellungnahmen je Anwendungsbeispiel54 

 

Die letzte Abb. zeigt die eigens formulierten Anwendungsbeispiele der Stellungnehmenden. 

Auch hier ist wieder die Gruppe der Wirtschaftsprüfer an der Spitze und stellt dem AASB drei 

Fünftel der von den Stellungnehmenden vorgeschlagenen Anwendungsbeispiele zur Verfü-

gung. Die anderen Gruppen teilen sich jeweils ein Fünftel der Anwendungsbeispiele. Beacht-

lich ist, dass die Gruppe der privaten Abschlussersteller – wie bereits bei den Fragestellungen 

und Anwendungsbeispielen – kaum beteiligt ist. 

                                                
54 Quelle: Eigene Darstellung. 
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Abb. 8: Anwendungsbeispiele der Stellungnehmenden55 

 

Zusammenfassend kann gesagt werden, dass ein klarer Trend erkennbar ist. Während die 

Gruppe der Wirtschaftsprüfer das größte Interesse an den Ausführungen des ED 238 zeigt, ist 

die Gruppe der privaten Abschlussersteller eher zurückhaltend. Eigentlich wäre eine höhere 

Beteiligung genau dieser Gruppe an der Entwicklung der Konzernrechnungslegung von NPOs 

zu erwarten. Schließlich sind Abschlussersteller diejenigen, welche die Vorschriften der Kon-

zernrechnungslegung – im Falle einer verpflichtenden Anwendung – beim Erstellen der Ab-

schlüsse befolgen müssen. 

  

                                                
55 Quelle: Eigene Darstellung. 

60%

20% 20%

0%

10%

20%

30%

40%

50%

60%

70%

Wirtschaftsprüfer und
Steuerberater

Interessenvertreter Abschussersteller



23 
 

2 Exposure Draft 238 – Australische Implementierungs-

richtlinie für die Konzernrechnungslegung von Nonpro-

fit-Organisationen 

2.1 Allgemeines 

Als ein wichtiger Bestandteil des australischen Rechnungslegungsprozesses wird mit Hilfe des 

ED 238 der breiten Öffentlichkeit die Möglichkeit gegeben, Stellungnahmen zu den ausgear-

beiteten Vorschlägen des AASB hinsichtlich der Konzernrechnungslegung bei NPOs abzuge-

ben. Der ED 238 beabsichtigt die Einführung eines zusätzlichen Anhangs im AASB 10. Dieser 

soll die Grundsätze des Standards aus der Perspektive einer NPO betrachten, denn die bis-

herigen Ausführungen des AASB 10 sprechen lediglich den gewinnorientierten privaten Sektor 

an.56 

 

Die zusätzlichen Ausgestaltungen zum AASB 10 betreffen hauptsächlich die im AASB 10.7 

beschriebenen Voraussetzungen für das Vorliegen eines Beherrschungsverhältnisses aus der 

Sicht einer NPO. Die derzeitige Terminologie bleibt durch die Einführung der neuen Bestim-

mungen unangetastet. Die Begriffe des Investors und des Beteiligungsunternehmens werden 

aus dem AASB 10 übernommen. Darunter wird die Beziehung zwischen zwei Unternehmen 

definiert, wobei das eine das andere unter bestimmten Voraussetzungen beherrschen kann. 

Die mit den geplanten Änderungen des AASB 10 verbundenen Anpassungen des AASB 12 

(v.a. betreffend der Definition der strukturierten Unternehmen aus der Sicht einer NPO) und 

des AASB 1049 sind im ED 238 ebenfalls implementiert.57 

 

Die neuen Anhänge E der einzelnen Standards werden in dieser Arbeit in verkürzter Form 

sinngemäß dargestellt. Zumindest jedoch in einem solchen Ausmaß, so dass die darauf ba-

sierenden Stellungnahmen einfach zu interpretieren sind. 

 

Die Ausführungen des ED 238 finden ab dem Jänner 2014 für alle anschließenden Perioden 

Anwendung. Vorzeitige Verwendung, frühestens jedoch am 01. Jänner 2013, ist gestattet. 

Durch die geplanten Änderungen der o.a. Standards bleibt die Vergleichbarkeit zwischen dem 

Jahresabschluss und dem statistischen Bericht des ABS bestehen. Kleine Abweichungen zwi-

schen den Standards und den ABS GFS Manual haben keinerlei signifikante Auswirkungen 

                                                
56 Vgl. ED/2013/238, S. 5. 
57 Vgl. ebd., S. 6. 
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und können damit vernachlässigt werden. Die Öffentlichkeit ist eingeladen Stellungnahmen 

bis zum 30. Juni 2013 abzugeben.58 

 

Der Inhalt und die Anhänge A – C der im ED 238 betreffenden Standards sind aus der Per-

spektive eines FP-Unternehmen im privaten Sektor dargestellt. Das AASB beabsichtigt mit 

dem ED 238 die Anwendung der Prinzipien des AASB 10 aus der Sicht einer NPO im privaten 

und öffentlichen Sektor darzulegen (v.a. in Bezug auf die Umstände, in welchen die Perspek-

tiven eines FP-Unternehmens und einer NPO nicht eindeutig einander gleichen). Der ED 238 

beeinflusst die Anwendung des AASB 10 durch FP-Unternehmen in keiner Weise und wird 

durch diese auch nicht in Anspruch genommen.59 

 

2.2 Zielsetzung 

Der ED 238 hat die Einführung einer verbindlichen Implementierungsrichtlinie, sowohl für 

NPOs im privaten Sektor als auch für öffentliche Einrichtungen, in die beiden bestehenden 

Standards AASB 10 und AASB 12 zum Ziel. Zusätzlich bringen die vorgeschlagenen Bestim-

mungen neue Änderungen – jedoch nur von untergeordneter Bedeutung – im AASB 1049 mit 

sich.60 

 

2.3 Anwendungsbereich 

Gem. der Bestimmungen des ED 238 finden die inhaltlichen Ausführungen Anwendung auf:61 

 

 jedes Unternehmen, das in Übereinstimmung mit dem Corporati-

ons Act 2001 Part 2M.362 einen Jahresabschlussbericht aufzustellen hat und eine Be-

richtseinheit63 ist; 

 jede andere Berichtseinheit, welche einen Abschluss für allgemeine Zwecke64 zu er-

stellen hat; und 

 Jahresabschlussberichte, die als Jahresabschlüsse für allgemeine Zwecke gehalten 

werden. 

                                                
58 Vgl. ED/2013/238, S. 7. 
59 Vgl. ebd., S. 5. 
60 Vgl. ebd., Rz. 1. 
61 Vgl. ebd., Rz. 2. 
62 Der Corporations Act 2001 Part 2M.3 regelt die komplette Finanzberichterstattung von allen darin 
erfassten Unternehmen in Australien und ist weitaus detaillierter als das AktG im deutschsprachigen 
Raum. Nähere Erläuterungen siehe Commonwealth Consolidated Acts (2016): Corporations Act 2001. 
63 Zum Konzept der Berichtseinheit siehe Kap. 1.4.2. 
64 Unter dem Abschluss für allgemeine Zwecke wird der im deutschsprachigen Raum genannte Jahres-
abschluss verstanden. Definition siehe IAS 1.7 oder auch SAC 2 (2016): Objective of General Purpose 
Financial Reporting, S. 4 – 5. 
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In Bezug auf den AASB 1049 sind die zugehörigen Unternehmen (i.e.S. Berichtseinheiten der 

Regierung) des Whole of Government und des General Government Sektors angehalten, die 

Regelungen des ED 238 in ihren Jahresabschlüssen zu befolgen.65 Die inhaltlichen Ausfüh-

rungen sind für alle jährlichen Berichte der Unternehmen am oder nach dem 01. Jänner 2014 

verpflichtend anzuwenden.66 Die Anwendung des ED 238 durch NPOs ist vorzeitig – bereits 

am oder ab dem 01. Jänner 2013 – nur unter der Voraussetzung gestattet, dass der AASB 10 

und der AASB 12 in der gleichen Periode ebenfalls angewendet werden. Bei der vorzeitigen 

Anwendung hat der Jahresabschluss einen entsprechenden Hinweis zu enthalten.67 

 

2.4 Änderungen zum AASB 10 

2.4.1 Modifikation der Bestimmungen im AASB 10 

Die derzeitigen Vorschriften des AASB 10 bleiben, abgesehen von der Einführung eines neuen 

„Aus“ Paragraphen, unberührt. Der neue Paragraph Aus3.6 dient als Verweis auf den neuen 

Anhang E – Australische Implementierungsrichtlinie für NPOs im AASB 10. Zudem wird vor-

gebracht, dass die Ausführungen im Anhang E überwiegend jene Umstände der FP-Unterneh-

men behandeln, die aus der Perspektive einer NPO nicht eindeutig anwendbar sind.68 

 

2.4.2 Anhang E – Australische Implementierungsrichtlinie für Nonprofit-Organisatio-

nen 

2.4.2.1 Einleitung 

Der neue Anhang E ist ein integrierter Bestandteil des AASB 10 und hat den gleichen Stellen-

wert wie die bisherigen Bestimmungen des Standards. Die Erläuterungen des Anhangs be-

treffen neben den NPOs des privaten auch diejenigen des öffentlichen Sektors und haben 

keine Auswirkungen auf die Anwendung des bestehenden AASB 10 durch FP-Unternehmen.69 

Der inhaltliche Aufbau und Gliederung orientieren sich am dazugehörigen Standard. Daneben 

sind Querverweise zu den einzelnen Paragraphen des AASB 10 vorhanden, die einen optima-

len Zusammenhang der Bestimmungen gewährleisten. Zu guter Letzt beinhaltet der Anhang E 

mehrere Anwendungsbeispiele, um die Verwendung der Regelungen durch unterschiedliche 

NPOs in der Praxis darzustellen.70 

 

                                                
65 Vgl. ED/2013/238, Rz. 3. 
66 Vgl. ebd, Rz. 4. 
67 Vgl. ebd., Rz. 5. 
68 Vgl. ebd., Rz. 7 – 8. 
69 Vgl. ebd., Anh. E zum AASB 10 Rn. IG1. 
70 Vgl. ED/2013/238, Rn. IG2. 
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2.4.2.2 Beherrschung 

Im Hinblick auf die Definition der Beherrschung einer Beteiligung bzw. eines Beteiligungsun-

ternehmens wird auf den AASB 10.5 verwiesen. Gem. AASB 10.5 bestimmt der Investor (engl. 

an investor), unabhängig von der Art der Beteiligung, ob er der Definition eines Mutterunter-

nehmens entspricht und eine Beherrschung der Unternehmensbeteiligung (engl. an investee) 

vorliegt. Zugleich wir aus dem AASB 10.11 abgeleitet, dass ein Investor keine Finanzbeteili-

gung an dem Beteiligungsunternehmen benötigt, um der Definition der Beherrschung zu ent-

sprechen. Im Grunde genommen sind ein Investor und ein Investitionsempfänger (i.w.S. Be-

teiligungsunternehmen) lediglich zwei Unternehmen71, welche miteinander in Beziehung ste-

hen und zwischen denen ein Beherrschungsverhältnis entstehen kann.72 

 

2.4.2.3 Verfügungsgewalt 

Die Verfügungsgewalt über ein Beteiligungsunternehmen ist eine der drei Voraussetzungen 

beim Control-Konzept (d.h. für das Vorliegen eines Beherrschungsverhältnisses zwingend er-

forderlich). Der ED 238 verweist hierbei auf die Ausführungen des AASB 10.7. Zudem be-

stimmt der AASB 10.10, dass ein Investor Verfügungsgewalt über ein Beteiligungsunterneh-

men besitzt, wenn dieser über Rechte verfügt, die ihm die Fähigkeit gewähren, die maßgebli-

chen Tätigkeiten des Beteiligungsunternehmens zu bestimmen. AASB 10 definiert sämtliche 

Tätigkeiten als maßgeblich, welche die Rendite eines Unternehmens beeinflussen. Aus der 

Sicht einer NPO wird dann Verfügungsgewalt angenommen, wenn der Investor die Verwen-

dung von Ressourcen oder Aufnahme von Verbindlichkeiten des Beteiligungsunternehmens 

derartig beeinflusst, in dem sich die Rendite des Beteiligungsunternehmens verändert. Als 

Bsp. wird die Bereitstellung von Gütern oder Dienstleistungen für einen Investor oder anderen 

Beteiligten i.V.m. der Unterstützung der Zielerreichung des Beteiligungsunternehmens ge-

nannt.73 

 

Gem. AASB 10.11 lässt sich die Verfügungsgewalt des Investors aus bestimmten Rechten 

(z.B.: Stimmrechte, die Eigenkapitalinstrumente wie Aktien gewähren oder Rechte aus ver-

traglichen Vereinbarungen) ableiten. Bei zahlreichen NPOs können derartige Rechte aus ge-

setzlichen Bestimmungen hervorgehen. Im Kontext einer NPO besitzt ein Investor Verfügungs-

gewalt über ein Beteiligungsunternehmen wenn dies bei der Unternehmensgründung in der 

Satzung festgehalten wird (z.B.: der NPO Investor verfügt über das Recht bei operativen oder 

finanziellen Geschäften mitbestimmen zu können). Zur Veranschaulichung betrachtet der 

                                                
71 Der Begriff Unternehmen erfasst an dieser Stelle sowohl FP als auch NFP Organisationen. 
72 Vgl. ebd., Anh. E zum AASB 10 Rn. IG3. 
73 Vgl. ebd., Anh. E zum AASB 10 Rn. IG4. 
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ED 238 diesbezüglich die Regierung, die nicht über ein Forschungszentrum Verfügungsgewalt 

haben darf, welches zwar durch die Gesetzgebung erstellt wurde, allerdings diese bzw. eine 

andere Gesetzgebung die Meinung vertritt, dass die Verfügungsgewalt anderen beteiligten 

Unternehmen zusteht, die wiederum nicht von der Regierung kontrolliert werden (bspw. an 

dem Forschungszentrum mitwirkende Unternehmen).74 Das eventuelle Nichtvorhandensein 

der Verfügungsgewalt des Investors aufgrund der Rechte anderer Parteien in Bezug auf das 

Beteiligungsunternehmen wird u.a. im AASB 10.B10 erwähnt. Demzufolge besitzt die Bundes-

regierung nicht die notwendige Verfügungsgewalt, um die maßgeblichen Tätigkeiten – die für 

die Rendite eines Unternehmens bestimmend sind – der einzelnen Landesregierungen zu len-

ken. Argumentiert wird dies damit, dass die Landesregierung von der Öffentlichkeit für dessen 

Interessen in regelmäßigen Abständen gewählt wird.75 

 

AASB 10.B15 nennt beispielhaft einige Rechte, die einem Investor Verfügungsgewalt verlei-

hen. In Bezug auf eine NPO kommen gem. ED 238 folgende hinzu:76 

 

 Das Recht, die Strategie des Geschäftsführungsorgans der NPO zu bestimmen und 

somit bei den Tätigkeiten des Beteiligungsunternehmen mitzuentscheiden; und 

 Das Recht, das operative Budget in Bezug auf entsprechende Tätigkeiten des Beteili-

gungsunternehmens zu genehmigen oder abzulehnen. 

 

Selbst wenn ein Investor keinerlei Verantwortung über die täglichen Geschäfte des Beteili-

gungsunternehmens besitzt, kann er Verfügungsgewalt besitzen. Als Bsp. werden die Rechts-

vorschriften einer unabhängigen, gesetzlichen Stelle (z.B.: Büro der Justiz), welche die Para-

meter für den Betrieb derselben Stelle im Einklang mit den Zielen des Parlaments festlegt, 

angeführt. Das Parlament wiederum besitzt Rechte, die personelle Führung der Stelle neu zu 

besetzen oder zu ernennen. Infolgedessen werden dem Parlament die Fähigkeiten einge-

räumt, die entsprechenden Aktivitäten der Stelle zu bestimmen und daraus den Nutzen77 zu 

ziehen. Daraus folgt, dass bei der Erfüllung der übrigen Kriterien der Beherrschung – vorbe-

haltlich anderer Tatsachen und Umstände – die Stelle in dem Jahresabschluss der Regierung 

einbezogen wird.78 Das Anwendungsbeispiel IG1 gilt als Unterstützung bei der Anwendung 

der bislang dargestellten Überlegungen (siehe Kap. 4.3). 

 

                                                
74 Vgl. ED/2013/238, Anh. E zum AASB 10 Rn. IG5. 
75 Vgl. ebd., Anh. E zum AASB 10 Rn. IG6. 
76 Vgl. ebd., Anh. E zum AASB 10 Rn. IG7. 
77 An dieser Stelle bezieht sich der Nutzen auf die Rendite i.S.d. AASB 10. 
78 Vgl. ED/2013/238, Anh. E zum AASB 10 Rn. IG8. 
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AASB B19 führt einige Indikatoren auf, die darauf hinweisen können, dass der Investor mehr 

als nur ein passives Interesse an dem Beteiligungsunternehmen hält. Das Vorhandensein ei-

nes oder mehrerer Indikatoren ist dennoch kein Beweis für das Bestehen einer Verfügungs-

gewalt über das Beteiligungsunternehmen. Die aufgelisteten Indikatoren zeigen die Abhängig-

keit des Beteiligungsunternehmens von dem Investor i.V.m. Garantien u.v.m. AASB B40 führt 

hinzu, dass die wirtschaftliche Abhängigkeit eines Beteiligungsunternehmens – wenn keine 

anderen Rechte bestehen – für das Bestehen der Verfügungsgewalt nicht ausreichend ist.79 

 

Als Bsp. für die in AASB B19 und AASB B40 beschriebenen Umstände ist die Regierung ge-

eignet. Diese besitzt keine aktuellen Fähigkeiten, die geschäftlichen Tätigkeiten eines Unter-

nehmens (z.B.: Privatschule, private Krankenhäuser und Universitäten) zu lenken, welches 

finanziell von den öffentlichen Förderungen abhängig ist. Die Geschäftsführungsorgane dieser 

Unternehmen handeln nach eigenem Ermessen (v.a. ob die Unternehmen die Möglichkeit der 

öffentlichen Mittel nutzen oder die Art und Weise wie ihre Mittel verwendet werden). Die Re-

gierung kann die Mittelverwendung eventuell dann beeinflussen, wenn die öffentlichen Zu-

schüsse mit bestimmten Konditionen verbunden sind bzw. diese erfordern. Obwohl diese Un-

ternehmen Zuschüsse für Investitionen und Betriebskosten vorbehaltlich etwaiger Bestimmun-

gen oder Einschränkungen erhalten, haben die Geschäftsführungsorgane die vollkommene 

Ermessenfreiheit über die Verwendung der ihnen zugehörigen Mittel.80 

 

Für das Vorliegen der Verfügungsgewalt sind zusätzlich die substanziellen Rechte zu berück-

sichtigen. Die Rechte gelten als substanziell, wenn der Inhaber zur Ausübung dieser in der 

Lage ist.81 AASB 10.B23 führt einige Faktoren auf, die bei der Beurteilung von substanziellen 

Rechten zu berücksichtigen sind, da es so manche Barrieren geben kann, die den Investor bei 

der Ausübung der Rechte hindern können. Angesichts der Investoren einer NPO kann es je-

doch unter Umständen schwierig sein, aufgrund von politischen, kulturellen, sozialen oder ähn-

lichen Barrieren, die Rechte in Bezug auf das Beteiligungsunternehmen anzuwenden. So 

lange der Investor jedoch die Wahl bzw. die Möglichkeit besitzt, die Rechte hinsichtlich des 

Beteiligungsunternehmens auszuüben, so gelten diese als substanziell. Beispielshalber die 

Regierung, welche die Verfügungsgewalt besitzt, die Geschäftsführung oder den Stab der Ei-

senbahnbehörde zu ernennen und zu entfernen, sich jedoch aufgrund der Empfindung der 

Eisenbahngewerkschaft und der früheren Regierungseinbeziehung zurück hält. In diesem Fall 

hält die Regierung substanzielle Rechte inne, unabhängig davon, ob diese ausgeübt werden 

oder nicht.82 Zusätzlich gelten Rechte gem. AASB 10.B24 als substanziell, wenn maßgebliche 

                                                
79 Vgl. ebd., Anh. E zum AASB 10 Rn. IG9. 
80 Vgl. ebd., Anh. E zum AASB 10 Rn. IG10. 
81 Vgl. AASB 10.B22. 
82 Vgl. ED/2013/238, Anh. E zum AASB 10 Rn. IG11. 
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Entscheidungen zu treffen sind und die Möglichkeit besteht, die gehaltenen Rechte auszu-

üben. Im Normalfall muss demnach die mögliche Ausübung der substanziellen Rechte – ab-

gesehen von Ausnahmen – immer gegeben sein. Viele Investoren einer NPO erhalten die 

Verfügungsgewalt durch bestehende gesetzliche Regelungen, die jedoch eher den Schutz-

rechten zuzurechnen sind.83 

 

Schutzrechte sind im Anhang A des AASB 10 definiert als „Rechte, die darauf abzielen, die 

Beteiligung jener Partei, die diese Rechte besitzt, zu schützen, ohne dieser Partei die Verfü-

gungsgewalt über das Unternehmen einzuräumen, auf das sich diese Rechte beziehen.“84 

Hinsichtlich einer NPO werden in Anbetracht der Definition diejenigen Rechte der Regierung 

oder der Unternehmen als Schutzrechte definiert, welche die Interessen der Regierung, der 

Stakeholder des Unternehmens oder der Öffentlichkeit bewahren. Hierbei gilt es AASB 10.B27 

zu berücksichtigen, wonach die Schutzrechte einem Investor (bspw. die Regierung oder ein 

anderes Unternehmen) keine Verfügungsgewalt über das Beteiligungsunternehmen einräu-

men und zusätzlich der Besitzer solcher Rechte nicht verhindern kann, dass ein Dritter die 

Verfügungsgewalt über das Beteiligungsunternehmen besitzt.85 Obendrein können NPOs Re-

gelungsbefugnisse besitzen, die die Art und Weise der Tätigkeiten von behördlich beaufsich-

tigten Unternehmen beschränken. Diese Regelungsbefugnisse können innerhalb eines etab-

lierten Rahmens (i.w.S. festgelegte Rahmenbedingungen), in welchem die Unternehmen ver-

pflichtet sind ihre Tätigkeiten zu betreiben, ausgeübt werden (inkl. der Fähigkeit, diverse Be-

dingungen oder Sanktionen über die Vorgänge des Unternehmens zu verhängen). In diesem 

Zusammenhang können Regelungsbefugnisse sowohl Schutzrechte – die keine Verfügungs-

gewalt über das Beteiligungsunternehmen bestimmen – als auch substanzielle Rechte, welche 

bei der Bestimmung des Vorliegens der Verfügungsgewalt berücksichtigt werden müssen, re-

präsentieren. Regelungsbefugnisse gelten dann als substanziell, sobald die Regulierungs-

stelle (i.w.S. Aufsichtsbehörde u.Ä.) aufgrund dieser Rechte die Fähigkeit besitzt, unter be-

stimmten Umständen die maßgeblichen Tätigkeiten des Beteiligungsunternehmens zu lenken. 

AASB 10.B26 schreibt den Investoren einer NPO vor, die Beurteilung, ob es sich bei ihren 

Rechten und der Dritter um substanzielle oder Schutzrechte handelt, nach eigenem Ermessen 

zu treffen.86 

 

 

                                                
83 Vgl. ebd., Anh. E zum AASB 10 Rn. IG12. 
84 Vgl. AASB 10, Appendix A. 
85 Vgl. ED/2013/238, Anh. E zum AASB 10 Rn. IG13. 
86 Vgl. ebd., Anh. E zum AASB 10 Rn. IG14. 
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Zusätzlich zu den im AASB 10.B28 erwähnten Schutzrechten werden bzgl. einer NPO fol-

gende genannt:87 

 

 das Recht der Aufsichtsbehörde, die Tätigkeiten eines Unternehmens einzuschränken 

bzw. zu beenden, welche mit den Bestimmungen der Behörde nicht konform sind oder 

die Vorschriften missachten (z.B.: Umweltschutzbehörde darf den Betrieb eines Unter-

nehmens schließen wenn dieser gegen die Umweltvorschriften verstoßt); 

 das Recht, unter bestimmten Umständen, die Mitglieder der Geschäftsführung eines 

anderen Unternehmens zu entfernen (z.B.: die Bundesregierung ist ermächtigt, ein Mit-

glied der Landesregierung bzw. eines Gemeinderats aufgrund von Mangel an Recht-

schaffenheit zu entfernen und einen administrativen Ersatz zu ernennen); 

 das Recht der Regierung, die steuerliche Absetzbarkeit von Spenden (u.a. steuerlich 

begünstigten Zuwendungen) an gemeinnützige Organisationen zu ändern, wenn sich 

der Unternehmenszweck bzw. die Tätigkeiten signifikant ändern; und 

 eine philanthropische Stiftung stellt einer Wohltätigkeitsorganisation Mittel unter der 

Bedingung zur Verfügung, dass das Nettovermögen der Organisation im Falle einer 

Liquidation an Unternehmen mit gleichem bzw. ähnlichem Zweck verteilt wird. Besteht 

jedoch die Möglichkeit, die Verfügungsgewalt über das Beteiligungsunternehmen der-

art zu nutzen, dass die Stiftung genau bestimmen kann, wo und wie das Nettovermö-

gen bei der Liquidation geht, so handelt es sich in diesem Fall um substanzielle Rechte 

i.V.m. den Tätigkeiten der Wohlfahrtsorganisation. 

 

2.4.2.4 Rendite 

Die zweite Voraussetzung für das Vorliegen eines Beherrschungsverhältnisses ist das Anrecht 

auf variable Renditen aus dem Engagement des Investors in dem Beteiligungsunternehmen. 

AASB 10.B57 führt hierzu einige Bsp. auf, welche auf eine weite Bandbreite der Definition der 

Renditen deuten lässt. Ausgehend von einer Beteiligung an einer NPO umfasst eine Rendite 

finanziellen, nicht finanziellen, direkten und indirekten Nutzen, unabhängig ob dieser positiv 

oder negativ ausfällt (inkl. der Unterstützung bei der Zielerreichung des Investors).88 Des Wei-

teren gilt zu beachten, dass die Anrechte auf schwankende Renditen genauso indirekte, nicht 

finanzielle Renditen fördern, wenn die Erreichung der Ziele einer NPO zu der Zielerreichung 

des Investors beisteuert. Als Bsp. wird hier die Unterstützung der Sozialpolitik des Investors 

genannt, welche durch die Tätigkeit einer NPO positiv beeinflusst werden kann. Diese Erträge 

                                                
87 Vgl. ED/2013/238, Anh. E zum AASB 10 Rn. IG15. 
88 Vgl. ebd., Anh. E zum AASB 10 Rn. IG16. 
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widerspiegeln auch Faktoren wie Effizienz und Effektivität der Leistungserstellung einer NPO 

und die Änderungen in den Ergebnissen der Begünstigten.89 

 

2.4.2.5 Verknüpfung zwischen Verfügungsgewalt und Rendite 

Die dritte und letzte Voraussetzung des Control-Konzepts des AASB 10 ist die Fähigkeit des 

Investors, seine Verfügungsgewalt über das Beteiligungsunternehmen derart zu nutzen, dass 

dadurch die Höhe der Rendite beeinflusst werden kann.90 U.a. ist dies gegeben, wenn der 

Investor die Möglichkeit besitzt, mit Hilfe der Verfügungsgewalt Anweisungen an das Beteili-

gungsunternehmen zu erteilen um die gemeinsame Mitarbeit zu fördern und so die eigenen 

Ziele zu unterstützen. Auf alle Fälle ist das Vorliegen von übereinstimmenden Zielen eines 

Investors und einer NPO, zu welcher ein Beteiligungsverhältnis besteht, für das Bestehen ei-

nes Beherrschungsverhältnisses unzureichend.91 Die praktische Relevanz der Überlegungen 

wird anhand der Anwendungsbeispiele IG2 und IG3 dargestellt (siehe Kap. 4.4 und 4.5). 

 

2.4.2.6 Übertragene Verfügungsgewalt 

Ein Investor mit Entscheidungsbefugnis (s.g. Entscheidungsträger) hat gem. AASB 10.B58 zu 

bestimmen, ob er ein Prinzipal oder Agent92 ist. Faktoren, die bei der Bestimmung zu berück-

sichtigen sind (z.B.: der Umfang der Entscheidungskompetenz oder Rechte anderer Parteien), 

werden im AASB 10.B60 und im AASB 10.B61 zusammengefasst. Die nachstehenden Aus-

führungen sind ein fester Bestandteil des ED 238 und veranschaulichen die soeben erwähnte 

Theorie inkl. der beiden Paragraphen93 bzgl. unterschiedlicher Ausführungen von NPOs.94 

 

Eine Wohltätigkeitsorganisation gründet eine Stiftung (bzw. ein Treuhandunternehmen), um 

den Bau von Dämmen, Bohrungen und anderer Wasserinfrastruktur in Entwicklungsländern 

zu fördern. Der Stiftungsverwalter (Treuhänder) wird von der Wohltätigkeitsorganisation er-

nannt und erhält – entsprechend seiner erbrachten Verwaltungstätigkeit – eine Vergütung für 

seine Leistung. Zusätzlich bekommt er bei einem erfolgreichen Abschluss von individuellen 

Projekten i.V.m. seiner Aufgabe einen Bonus. Die Organisation kann den Treuhänder nach 

                                                
89 Vgl. ED/2013/238, Anh. E zum AASB 10 Rn. IG17. 
90 Vgl. AASB 10.7. 
91 Vgl. ED/2013/238, Anh. E zum AASB 10 Rn. IG18. 
92 Die hier erwähnten Begriffe beziehen sich auf die Prinzipal-Agenten-Theorie. Gegenstand dieser The-
orie ist die Vertragsbeziehung zwischen einem Auftraggeber (Prinzipal) und einem Auftragnehmer 
(Agent). Der Agent handelt im Namen des Prinzipals zu dessen Vorteil. Dadurch ist die Verfügungsge-
walt nicht in seinem Besitz, sondern in dem des Prinzipals. 
93 Auf eine detaillierte Erläuterung der Paragraphen B58-B61 wird in dieser Arbeit verzichtet. Näheres 
siehe AASB 10. 
94 Vgl. ED/2013/238, Anh. E zum AASB 10 Rn. IG19. 
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eigenem Ermessen ersetzen. In diesem Fall handelt der Treuhänder als Agent der Wohltätig-

keitsorganisation und kann die Stiftung nicht nach seinem Belieben kontrollieren. Dadurch hat 

die Wohltätigkeitsorganisation zu beurteilen, ob sie die Stiftung durch den Treuhänder kontrol-

liert. Zum Beispiel:95 

 

 Der Treuhänder hat durch die Fähigkeit, die maßgeblichen Tätigkeiten der Stiftung zu 

lenken, die Verfügungsgewalt inne (entweder durch eine breite Entscheidungskompe-

tenz oder durch die Erlaubnis der Wohltätigkeitsorganisation in Bezug auf wichtige As-

pekte wie Auswahl der Projekte Entscheidungen zu treffen). Auch wenn der Treuhän-

der kein Anrecht auf variable Renditen von der Stiftung besitzt, so hat die Wohltätig-

keitsorganisation das Recht auf den variablen Ertrag im Hinblick auf das Ausmaß der 

Zielerreichung der Entwicklungshilfe, die durch die Tätigkeiten der von ihr gegründeten 

Stiftung erreicht werden. Da der Treuhänder – als Agent der Wohltätigkeitsorganisation 

– seine Befugnisse dazu nutzen kann, den nicht-finanziellen Nutzen bzw. Ertrag der 

Stiftung zu beeinflussen, sind die drei Kriterien des Control-Konzepts erfüllt und die 

Organisation beherrscht die Stiftung; oder 

 Dem Treuhänder ist es aufgrund der Entwicklungsvorschriften der lokalen Regierung 

lediglich gestattet die Aufsicht über die Tätigkeiten der Stiftung zu führen, die norma-

lerweise von dem zuständigen Verwaltungsausschuss der Regierung durchgeführt 

wird. In diesem Fall obliegt dem Treuhänder nicht die Verfügungsgewalt die maßgeb-

lichen Tätigkeiten zu lenken. Dementsprechend wird in diesem Fall die Stiftung nicht 

von der Organisation beherrscht. 

 

Eine weitere Möglichkeit wäre der nachfolgende Praxisbezug. Eine Abteilung der Regierung 

(i.w.S. ein Ministerium) fungiert in Bezug auf ein Beteiligungsunternehmen lediglich als Agent 

des zuständigen Ministers, wenn die Abteilung durch den Minister ermächtigt wurde, in seinem 

Namen zu handeln (in welchem Fall sich die Tätigkeiten der Regierungsabteilung in Bezug auf 

das Beteiligungsunternehmen in der Berichterstattung widerspiegeln ist im AASB 1050 Ver-

waltungsobjekte beschrieben). Alternativ, die Abteilung handelt im Rahmen der Übertragung 

einer Befugnis durch den Minister als Prinzipal, wenn sie nach eigenem Ermessen (nicht der 

Ansicht des Ministers nach) vorgeht. Im letzteren Fall berichtet die Abteilung die Tätigkeit i.Z.m. 

dem Beteiligungsunternehmen als eigene Transaktion, was dazu führt, dass das Beteiligungs-

unternehmen bei der Abteilung selbst konsolidiert wird (unter der Voraussetzung, dass die 

                                                
95 Vgl. ED/2013/238, Anh. E zum AASB 10 Rn. IG20. 
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Abteilung das Unternehmen beherrscht). Aus diesem Grund ist der Umfang der Entschei-

dungskompetenz der Abteilung ein wesentlicher Faktor bei der Unterscheidung, ob es sich um 

einen Agenten oder einen Prinzipal handelt.96 

 

2.5 Änderungen zum AASB 12 

2.5.1 Modifikation der Bestimmungen im AASB 12 

Nachdem die beiden Standards AASB 12 und der AASB 10 signifikant zusammenhängen sind 

die Änderungen im AASB 12 den Modifikationen des AASB 10 (siehe Kap. 2.4.1) adäquat. In 

gleicher Weise wird im AASB 12 ein neuer australischer Paragraph Aus5.1 eingeführt. Der 

neue Paragraph beinhaltet den Hinweis auf die neue Definition eines strukturierten Unterneh-

mens aus der Perspektive einer NPO. Sollte die Anwendung der im AASB 12 beschriebenen 

Definition bei einer NPO nicht möglich sein, so greift anstatt dieser die im Anhang E zum 

AASB 12 geschilderte Definition ein.97 

 

2.5.2 Anhang E – Australische Implementierungsrichtlinie für Nonprofit-Organisatio-

nen 

2.5.2.1 Einleitung 

Der neue Anhang E zum AASB 12 ist ein integrierter Bestandteil des Standards und ist für alle 

NPOs des privaten als auch diejenigen des öffentlichen Sektors relevant. Die Definition des 

strukturierten Unternehmens aus der Perspektive einer NPO hat zudem keinerlei Auswirkun-

gen auf die Anwendung der Regelungen durch FP-Unternehmen. Weiter enthält der AASB 12 

bestimmte Offenlegungspflichten sowohl für konsolidierte als auch für nicht konsolidierte struk-

turierte Unternehmen. Einige dieser Angaben müssen von Unternehmen, welche lediglich die 

reduzierten Angabepflichten i.S.d. AASB (Reduced Disclosure Requirements siehe 

Kap. 1.4.2) vorgeschrieben haben, nicht in ihren Jahresabschlüssen angeführt werden.98 

 

2.5.2.2 Strukturierte Unternehmen 

Ein strukturiertes Unternehmen wird im Anhang A des AASB 12 definiert als: 

„Ein Unternehmen wurde so konzipiert, dass die Stimmrechte oder vergleichbaren Rechte 

nicht der dominierende Faktor sind, wenn es darum geht festzulegen, wer das Unternehmen 

                                                
96 Vgl. ED/2013/238, Anh. E zum AASB 10 Rn. IG20. 
97 Vgl. ebd., Rz. 9 – 10. 
98 Vgl. ebd., Anh. E zum AASB 12 Rn. IG1 – 2. 
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beherrscht, so wie in dem Fall, in dem sich die Stimmrechte lediglich auf die Verwaltungsauf-

gaben beziehen und die damit verbundenen Tätigkeiten durch Vertragsvereinbarungen gere-

gelt werden.“99 Die in der Definition erwähnten Tätigkeiten werden im AASB 10 als diejenigen 

Aktivitäten eines Unternehmens definiert, die den Unternehmensertrag signifikant beeinflus-

sen. Die gegenwärtige Fähigkeit, die für den Unternehmenserfolg maßgeblichen Tätigkeiten 

zu steuern, ist für die Beherrschung eines Unternehmens ein notwendiger Faktor.100 

 

AASB 12.B22 legt einige Merkmale fest, durch welche sich ein strukturiertes Unternehmen 

auszeichnet. Dazu zählen z.B.: beschränkte Tätigkeiten, eine engere und gut definierte Ziel-

setzung des Unternehmens, unzureichendes Eigenkapital um die Tätigkeiten des Unterneh-

mens ohne nachrangige finanzielle Unterstützung zu finanzieren und eine Finanzierung in 

Form von mehreren vertraglich verknüpften Instrumenten. Zudem enthält AASB 12.B23 einige 

Bsp. von Unternehmen, die als strukturierte Unternehmen angesehen werden. Hierzu zählen 

z.B.: Verbriefungsgesellschaften, durch Vermögenswerte gedeckte Finanzierungen und man-

che Investmentfonds.101 

 

Die Definition eines strukturierten Unternehmens ist von den Stimmrechten oder ähnlichen 

Rechten abhängig. Diese sind bekanntermaßen bei der Beurteilung, ob ein Beherrschungs-

verhältnis vorliegt, kein dominanter Faktor. Stimmrechte sind ein kennzeichnendes Merkmal 

von gewinnorientierten Unternehmen, bei welchen ihnen eine bestimmende Rolle bei der Be-

urteilung, ob ein Unternehmen beherrscht wird zukommt. Entsprechend dem Prinzip der Defi-

nition wird der Umfang der strukturierten Unternehmen nur auf diejenigen begrenzt, die durch 

weniger konventionelle Mittel gesteuert (i.w.S. beherrscht) werden. Die im AASB 12.B22 an-

geführten Attribute und im AASB 12.B23 genannten Bsp. legen nahe, dass die strukturierten 

Unternehmen einem eher bescheidenen Kreis an Unternehmen angehören.102 

 

Die Anwendung des aus der Definition eines strukturierten Unternehmens hervorgehenden 

Prinzips signalisiert deutlich, dass strukturierte Unternehmen für eine NPO in der Art konzipiert 

wurden, um weniger konventionelle Mittel als dominierende Faktoren bei der Bestimmung der 

Beherrschung des Unternehmens zu verwenden. Aus diesem Grund beinhaltet der Ausdruck 

der „ähnlichen Rechte“ in der Definition eines strukturierten Unternehmens im Kontext einer 

NPO in gleichermaßen auch administrative Vereinbarungen und gesetzliche Bestimmungen, 

da genau diese oftmals als der dominante Faktor bei der Beurteilung, ob ein Beherrschungs-

verhältnis einer NPO vorliegt, herangezogen werden. Dieser Ansatz begrenzt für NPOs den 

                                                
99 Vgl. IFRS 12, Anhang A – Definitionen. 
100 Vgl. ED/2013/238, Anh. E zum AASB 12 Rn. IG3. 
101 Vgl. ebd., Anh. E zum AASB 12 Rn. IG4. 
102 Vgl. ebd., Anh. E zum AASB 12 Rn. IG5. 
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Umfang der strukturierten Unternehmen auf diejenigen Unternehmen, die derart konzipiert 

wurden, dass Stimmrechte oder ähnliche Rechte (inkl. administrative Vereinbarungen und ge-

setzliche Bestimmungen) kein dominierender Faktor bei der Bestimmung der Beherrschung 

sind.103 

 

Zahlreiche NPOs, v.a. diejenigen im öffentlichen Bereich, werden aufgrund von administrati-

ven Vereinbarungen oder durch die Gesetzgebung gegründet. Bilden diese Charakteristika 

bei der Beurteilung eines Beherrschungsverhältnisses den dominanten Faktor, so ist das ge-

gründete Unternehmen kein strukturiertes Unternehmen. Die im AASB 12 geforderten Anga-

ben im Hinblick auf die strukturierten Unternehmen, wie z.B.: die Bereitstellung von finanzieller 

Unterstützung ohne vertragliche Vereinbarung, sind für staatlich geförderte NPOs nicht von 

großer Relevanz. V.a. aufgrund der Erwartung einer weiter bestehenden staatlichen Finanzie-

rung durch öffentliche Mittel, um dadurch die anderen Einnahmequellen zu ergänzen.104 

 

Anhand der Definition eines strukturierten Unternehmens wird veranschaulicht, dass für der-

artige Unternehmen die vertraglichen Vereinbarungen bei der Bestimmung der Beherrschung 

von entscheidender Bedeutung sind. Infolgedessen werden Unternehmen, für welche die be-

trieblichen Tätigkeiten vorab festgelegt sind und die maßgeblichen Tätigkeiten im Umfang be-

grenzt werden, jedoch die vertraglichen Vereinbarungen die Richtung weisen, beinhaltet. Bei-

spiele dieser Art von Unternehmen sind im AASB 12.B23 angeführt. Ein anderes Bsp. wäre 

eine Geschäftsbeziehung zwischen der Regierung und einem Unternehmen aus dem privaten 

Marktsektor. Die Geschäftsbeziehung entspricht einer Gesellschaft, die durch vertragliche 

Vereinbarungen gegründet und infolgedessen gelenkt wird. Auf dieser Grundlage beruhend 

handelt es sich bei der Gesellschaft um ein strukturiertes Unternehmen, unbeschadet der 

Rechte, welche die Regierung und das Unternehmen in Bezug auf die Geschäftsbeziehung 

haben. Garantiert die Regierung ihrem Geschäftspartner aus dem privaten Sektor eine be-

stimmte Höhe der Einnahmen der gemeinsamen Gesellschaft, so sind die vom AASB 12 ge-

forderten Angaben über die finanzielle Unterstützung von Bedeutung, unabhängig davon ob 

die Gesellschaft ein konsolidiertes oder nicht konsolidiertes strukturiertes Unternehmen der 

Regierung ist. Allerdings sind die bloßen Umstände, bei denen die Regierung einem Unter-

nehmen Mittel zur Verfügung stellt, kein Beweis für das Vorhandensein eines strukturierten 

Unternehmens.105 

 

                                                
103 Vgl. ED/2013/238, Anh. E zum AASB 12 Rn. IG6. 
104 Vgl. ebd., Anh. E zum AASB 12 Rn. IG7. 
105 Vgl. ebd., Anh. E zum AASB 12 Rn. IG8. 
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Die NPOs des privaten Sektors müssen genauso sämtliche strukturierte Unternehmen ermit-

teln mit denen eine Geschäftsbeziehung besteht und mit denen die NPOs assoziiert werden. 

Bspw. könnte eine NPO des privaten Sektors eine gemeinnützige Organisation gründen bzw. 

fördern, deren maßgebliche Tätigkeiten durch die Mittel aus den vertraglichen Vereinbarungen 

gelenkt werden. Unter bestimmten Umständen wäre eine finanzielle Unterstützung der ge-

meinnützigen Organisation durch die NPO aufgrund der gemeinsamen Verträge erforderlich. 

Alternativ könnte die Organisation zwischen einer finanziellen oder einer anderen Art der Un-

terstützung auch ohne jegliche vertragliche Vereinbarung (z.B.: angesichts der wirtschaftlichen 

Abhängigkeit der Organisation) wählen. In beiden Fällen sind die von dem AASB 12 vorge-

schriebenen Offenlegungspflichten von großer Relevanz (v.a. wenn die gemeinnützige Orga-

nisation ein strukturiertes Unternehmen ist). Bspw. erfordert der AASB 12.31 Angaben zu der 

Absicht eines Unternehmens, einem nicht konsolidierten strukturierten Unternehmen Unter-

stützung106 zu gewähren.107 

 

2.6 Änderungen zum AASB 1049 

Die Neuerungen des AASB 1049 sind von geringer Bedeutung, da hier lediglich bisherige Be-

zeichnungen ersetzt und Aussagen adaptiert werden. Hauptsächlich betrifft dies die bestehen-

den Verweise auf den AASB 127, welche auf den AASB 10 verändert werden. Zudem kommt 

die Überarbeitung des Paragraphen AASB 1049.45 da der General Government Sektor nicht 

den Offenlegungspflichten des AASB 12 unterliegt und somit diese für das Reporting nicht 

signifikant sind.108 

 

2.7 Grundlagen für die Schlussfolgerungen zum Exposure Draft 238 

2.7.1 Einleitung 

Die Grundlage für die Schlussfolgerungen (engl. Basis for Conclusions) fasst sämtliche Über-

legungen und Schlussfolgerungen des AASB bei der Entwicklung eines neuen Standards zu-

sammen. Diese ist zwar kein offizieller Bestandteil eines Standards, kann aber zur Interpreta-

tion bzw. Auslegung der inhaltlichen Vorschriften hinzugezogen werden.109 Die nachfolgende 

Grundlage für Schlussfolgerungen wurde vom AASB aus zwei Gründen zur Verfügung gestellt. 

Einerseits, die denkbar auftretenden Umsetzungsprobleme der Vorschriften des AASB 10 bei 

                                                
106 Hierbei kann es sich sowohl um eine finanzielle als auch anderweitige Unterstützung handeln. 
107 Vgl. ED/2013/238, Anh. E zum AASB 12 Rn. IG9. 
108 Vgl. ebd., Rz. 11 – 13. 
109 Vgl. IFRS-Portal (2016): Was sind IFRS / IAS. 
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der Anwendung durch NPOs zu bewältigen und andererseits die Vorschläge des ED 238 für 

jeden Einzelnen der potentiellen Anwender verständlicher zu machen.110 

 

2.7.2 Ausgangspunkt 

Die Recherchen und die Gespräche des AASB i.V.m. der Entwicklung des ED 238 ergaben, 

dass die Prinzipien des AASB 10 im Kontext einer NPO Anwendung finden können. Manche 

Aspekte der im AASB 10 enthaltenen Vorschriften und die Terminologie rechtfertigen eine 

spezifische Implementierungsrichtlinie für NPOs. Bei der Ausarbeitung des ED 238 wurde v.a. 

der Anwendung der Bestimmungen des Control-Konzepts durch die NPOs Beachtung ge-

schenkt. Der Ausgangspunkt hierfür waren die Schwierigkeiten bei dessen Anwendung i.Z.m. 

dem ersetzten Standard AASB 127. Um derartige Schwierigkeiten und eventuell andere Prob-

lembereiche bei der Anwendung des AASB 10 bei einer NPO vorzubeugen, sind Diskussionen 

mit Experten aus der Finanzberichterstattung und dem Rechnungswesen aus dem öffentlichen 

und dem privaten Sektor der NPOs geführt worden. Die Ergebnisse der Gespräche zeigten 

analog zu den Recherchen, dass eine Implementierungsrichtlinie für die Anwendung des 

AASB 10 durch die NPOs i.V.m. der adaptierten Terminologie sinnvoll ist.111 Darüber hinaus 

hat sich gezeigt, dass einige der aufgezeigten Bereiche i.V.m. der Bestimmung der Beherr-

schung fundamental sind und sich somit außerhalb des Rahmens des AASB 10 befinden. 

Diese Bereiche beinhalten:112 

 

 Die Art der Ministerien als eine Berichtseinheit; 

 Die Rolle, welche die Offenlegung von aufgeschlüsselten Informationen in der Finanz-

berichterstattung der Regierung bei der Bereitstellung von relevanten Informationen für 

einzelne Nutzer spielt; und 

 Beherrschung von Vermögensgegenständen. 

 

Das AASB hat beschlossen, die Anwendung des Control-Konzepts durch eine NPO vorrangig 

zu behandeln und sich anschließend mit den soeben aufgezählten Sachverhalten zu beschäf-

tigen. Diese Vorgehensweise entspricht dem Prinzip der neutralen Vorgänge, welches das 

AASB bei seinen Tätigkeiten befolgt. Dementsprechend hat das AASB hinsichtlich einer Kon-

kretisierung der Anwendung des AASB 10 im Kontext einer NPO die erste Phase eingeleitet. 

Zusätzlich betrachtet das AASB auch das Projekt von IPSASB, dessen Konsolidierungsstan-

dards aufgrund der Herausgabe des IFRS 10 zu aktualisieren sind. Hierbei werden die Ent-

scheidungen des IPSASB bis zum Zeitpunkt der Herausgabe des ED 238 berücksichtigt. Die 

                                                
110 Vgl. ED/2013/238, BC1. 
111 Vgl. ED/2013/238, BC2. 
112 Vgl. ebd., BC3. 
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Differenzen in Bezug auf die Harmonisierung zwischen dem AASB 10 und den ABS GFS Ma-

nual sind in diesem ED nicht betroffen, da die vorgeschlagene Implementierungsrichtlinie nicht 

von den Prinzipien des AASB 10 abweicht.113 

 

2.7.3 Maßgebliche Aspekte 

Die neu hinzugefügten australischen Paragraphen in den einzelnen Standards stehen mit den 

Prinzipien des AASB bei der Entwicklung neuer Vorschriften im Einklang. Infolgedessen ist die 

Anzahl der Paragraphen auf diejenigen begrenzt, welche die Anforderungen des bisherigen 

AASB 10 abändern oder neue Vorschriften einfügen wollen. Da die Implementierungsrichtlinie 

weder neue Anforderungen für NPOs hinzufügt noch die bestehenden ändert, beschloss das 

AASB lediglich einen neuen Paragraphen einzuführen. Dieser dient als Verweis auf den neuen 

Anhang E. Weitere Überlegungen des AASB waren die Implementierungsrichtlinie entweder 

als einen Bestandteil der bereits existierenden Leitlinie für die Anwendung der Regelungen 

des AASB 10 (Anhang B im AASB 10) oder separat anzuführen. Zumal der Anhang B ein we-

sentlicher Bestandteil des AASB 10 ist und den gleichen Stellenwert wie der Standard selbst 

darstellt, macht die Platzierung der neuen Implementierungsrichtlinie keinen regelrechten Un-

terschied. Aus diesem Grund wird seitens des AASB vorgeschlagen, die Implementierungs-

richtlinie für Konzernrechnungslegung von NPOs als einen neuen Anhang E zum AASB 10 mit 

der gleichen Autorität wie der Standard einzuführen und die Anwendung der Vorschriften für 

NPOs konsequent zu halten. Der neue Anhang trägt den Buchstaben E, um mit der Beschrif-

tung der bestehenden Anhänge i.S.d. Harmonisierung der IFRS und der AASB konsistent zu 

sein. Schließlich beinhaltet der AASB 10 im Gegensatz zum IFRS 10 nämlich keinen An-

hang D, der als ein Verweis auf neu eingearbeitete Änderungen an anderen Standards dient. 

Das AASB befolgt hierbei das eigene Prinzip und führt Änderungen als separate Standards 

ein.114 

 

Der Inhalt des IFRS 10 inkl. der Anhänge A – C wird aus der Perspektive eines gewinnorien-

tierten Unternehmens im privaten Sektor dargestellt. Bereits bei der Übernahme der Vorschrif-

ten des IFRS 10 in den AASB 10 war dem AASB klar, dass es sinnvoll sein wird, einige Begriffe 

– die nicht eindeutig und klar bei einer NPO Anwendung finden – und deren Bedeutung i.V.m. 

der Anwendung durch eine NPO darzustellen. V.a. der Terminus „Investor“ und „Beteiligungs-

unternehmen“ i.Z.m. der Definition der Beherrschung aufgrund der bedeutenden Rolle in den 

Vorschriften des AASB 10. Das Wesen der Renditen i.V.m. etwaigen NPOs bedarf ebenfalls 

einer Deutung. Das AASB ist überzeugt, die zur Verfügung gestellten Erklärungen werden den 

                                                
113 Vgl. ebd., BC4 – BC7. 
114 Vgl. ED/2013/238, BC8 – BC11. 
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NPOs dabei helfen, den Vorschriften des AASB 10 bei dessen Anwendung korrekterweise zu 

entsprechen.115 

 

Bei der Ausarbeitung des ED 238 und der Anwendungsbeispiele war das AASB bemüht, sämt-

liche Aspekte der Informationssammlung aus der getätigten Recherche zu berücksichtigen. 

Dies betrifft v.a. die Terminologie bei der Anwendung der Regelungen durch NPOs und zwar 

sowohl im privaten als auch im öffentlichen Sektor. Aus diesem Grund geht die Implementie-

rungsrichtlinie v.a. auf folgende Themen ein:116 

 

 Rechte aus gesetzlichen Bestimmungen (Paragraph IG5); 

 wirtschaftliche Abhängigkeit (Paragraph IG9 – 10); 

 Regelungsbefugnis (Paragraph IG14 – 15); 

 Erträge oder Nutzen i.V.m. NPOs und kongruente Ziele (Paragraph IG16 – 18); und 

 übertragene Verfügungsgewalt (Paragraph IG19 – 20). 

 

Vor dem Hintergrund der drei Kriterien des Control-Konzepts (Verfügungsgewalt, Rendite und 

Verknüpfung zwischen Verfügungsgewalt und Rendite) hat das AASB zusätzlich die spezielle 

Richtlinie für den öffentlichen Sektor (Paragraph Aus17.1 – 17.10) des ersetzten AASB 127 

überprüft. Als Ergebnis dieser Überprüfung wurden manche Teile der ersetzten Richtlinie nicht 

in den ED 238 eingearbeitet, da diese entweder nicht den Anforderungen des AASB 10 ent-

sprochen haben oder belanglos waren. Bspw. die Ausführungen des Paragraphs Aus 17.2, 

welcher u.a. besagt, dass die Beherrschung eines Unternehmens durch die Regierung aus 

der Rechenschaftspflicht des Unternehmens begründet werden kann. Zusätzlich stellte der 

Paragraph Aus17.9(e) fest, dass unter den bestehenden gesetzlichen Regelungen die Staats- 

und Territorialregierungen nicht die lokalen Regierungseinheiten (i.w.S. Gemeinde) beherr-

schen. Infolgedessen hat das AASB diesbezüglich neue Überlegungen angestellt und die zu 

klärenden Aspekte des betroffenen Themas im ED 238 hinzugefügt. U.a. im Paragraph IG6 

und im Anwendungsbeispiel IG2, in welchem gezeigt wird, wie die Entscheidung, ob eine Re-

gierungsstelle eine andere beherrscht, getroffen werden kann. Zusätzlich wird die Frage der 

Beherrschung einer Universität im Anwendungsbeispiel IG3 behandelt. Hierbei werden zwei 

Szenarien mit unterschiedlichen Aspekten und Schlussfolgerungen beleuchtet. Die genannten 

Anwendungsbeispiele unterstreichen einen prinzipienbasierten Ansatz, der eine Analyse der 

substanziellen Rechte und Schutzrechte in der Frage, ob eine Regierungsstelle die Verfü-

gungsgewalt über ein anderes Unternehmen inne hat, mit sich bringt.117 

                                                
115 Vgl. ebd., BC12. 
116 Vgl. ED/2013/238, BC13. 
117 Vgl. ebd., BC14 – 15. 
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Angesichts der Verschiedenartigkeit etwaiger Vereinbarungen im öffentlichen Sektor sah das 

AASB ein Anwendungsbeispiel, welches die Bedeutung von übertragener Verfügungsgewalt 

und von den Prinzipal-Agent Beziehungen zu öffentlichen Institutionen aufzeigt, für eine NPO 

von großem Nutzen. Das Anwendungsbeispiel IG4 zeigt zwei Szenarien für die Beurteilung, 

ob eine Regierungsstelle (z.B.: Ministerium) eine – vom Rang her niedrigere –  andere Regie-

rungsstelle (z.B.: dem Ministerium unterstellte Behörde) beherrscht. Das Anwendungsbei-

spiel IG1 zeigt wiederum einen allgemeineren Fall für die Beurteilung, ob die Rechte im Besitz 

einer NPO dem Unternehmen die Beherrschung über ein assoziiertes Unternehmen verleihen. 

Auch dieses Anwendungsbeispiel bietet zwei Szenarien für verschiedene Schlussfolgerungen 

bei der Bestimmung der Beherrschung an. Diejenigen Sachverhalte, die sowohl die gewinn-

orientierten als auch die gemeinnützigen Unternehmen (i.w.S. NPOs) ansprechen, wurden 

nach Einschätzung des AASB nicht in den ED 238 näher erläutert. Aspekte solcherart werden 

bereits durch die Anwendung des AASB 10 selbst erklärt.118 

 

Im Laufe der Ausarbeitungen der Sachverhalte des ED 238 i.V.m. dem AASB 10 wurde sei-

tens des AASB bemerkt, dass die Definition eines strukturierten Unternehmens im AASB 12 

einer potenziellen Anwendung durch eine NPO nicht entspricht. Der Fokus der Definition im 

AASB 12 liegt an Stimmrechten und ähnlichen Rechten, die bei einer NPO i.A. weniger Be-

deutung finden. Aus diesem Grund entschied das AASB, eine Richtlinie für die NPOs umzu-

setzen, welche die Unternehmen bei der Anwendung der Definition im AASB 12 unterstützt. 

Zumal die beiden Standards AASB 12 und AASB 10 eng miteinander verbunden sind, wurden 

die Vorschläge des AASB im gleichen ED ausgedrückt. Dementsprechend beabsichtigt der 

ED 238 die Einführung einer Leitlinie zur Anwendung der Definition eines strukturierten Unter-

nehmens durch NPOs als Anhang E zum AASB 12. Die hier zugrunde liegende Vorgehens-

weise und die Autorität des Inhaltes beruhen auf den Ausführungen des ED 238 zum 

AASB 10. Die vorgeschlagene Leitlinie basiert auf dem gleichen Prinzip wie die Definition des 

strukturierten Unternehmens im AASB 12. Zusätzlich versucht das AASB den Rahmen von 

strukturierten Unternehmen auf diejenigen abzugrenzen, welche durch weniger konventionelle 

Mittel beherrscht werden. Ausgangspunkt waren die Umstände, dass Stimmrechte oder ähn-

liche Rechte kein dominanter Faktor bei der Entscheidung der Beherrschung eines Unterneh-

mens sind. In Bezug auf gewinnorientierten Unternehmen sind Stimmrechte nun mal die übli-

chen oder konventionellen Mittel, um das Vorhandensein einer Beherrschung zu bestimmen. 

Das AASB identifiziert administrative Vereinbarungen (i.e.S. Verwaltungsabkommen) und ge-

setzliche Bestimmungen bei NPOs als die herkömmlichen Mittel, durch die das Vorliegen der 

Beherrschung – insbesondere im öffentlichen Sektor – bestimmt werden kann. Dementspre-

chend war das AASB der Auffassung, dass der Hinweis auf ähnliche Rechte in der Definition 

                                                
118 Vgl. ED/2013/238, BC16 – 17. 
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eines strukturierten Unternehmens für NPOs die administrativen Vereinbarungen und die ge-

setzlichen Bestimmungen umfasst. Demzufolge wird im ED 238 vorgeschlagen, dass diejeni-

gen NPOs, für welche die administrativen Vereinbarungen oder die gesetzlichen Bestimmun-

gen als dominante Faktoren bei der Bestimmung des Beherrschungsverhältnisses maßgeblich 

sind, nicht als strukturierte Unternehmen i.S.d. Definition im AASB 12 gelten.119 

 

Der AASB 1049 war durch die Einführung des AASB 10 und den damit verbundenen Ände-

rungen bei anderen Standards nicht direkt betroffen. Da jedoch das Projekt, die Anwendung 

des AASB 10 für NPOs im öffentlichen und privaten Sektor, in den Händen des AASB liegt, 

werden die damit verbundenen Änderungen innerhalb des AASB 1049 als Teil des ED 238 

vorgeschlagen. Zudem ist der Großteil der Änderungen betreffend des AASB 1049 redaktio-

nell. Beim Ausarbeiten des ED 238 wurde bemerkt, dass die Vorschriften des AASB 1049.45 

von den Jahresabschlüssen des GGS die Offenlegungsvorschriften des ersetzten AASB 127 

nicht erfordern. Das AASB hat diesbezüglich Überlegungen i.V.m. den Offenlegungspflichten 

des AASB 12 angestellt. Als Ergebnis kam das AASB zum Entschluss, dass die Jahresab-

schlüsse des GGS die Anforderungen des AASB 12 nicht verpflichtend zu erfüllen haben. 

Diese Überlegungen werden im ED 238 durch die im AASB 1049.45 vorgenommenen Ände-

rungen verdeutlicht. Das AASB ist der Ansicht, dass die Jahresabschlüsse des General 

Government Sektor die Offenlegungspflichten nicht dringend erfüllen müssen, da einige vom 

AASB 12 geforderten Angaben bereits in dem Jahresabschluss der Unternehmen im Whole 

of Government Sektor vorhanden sind. In dem Fall, wo manche Unternehmen in beiden Jah-

resabschlüssen – General Government und Whole of Government Sektor – vorhanden sind, 

wären die Verbindungen zu den strukturierten Unternehmen in jedem Einzelnen dieser Jah-

resabschlüsse adressiert. In diesem Zusammenhang ist es unwahrscheinlich, dass sich die 

Art der Risiken i.V.m. den Anteilen an den strukturierten Unternehmen zwischen der Ebene 

des General Government und des Whole of Government Sektors verändern würde. Demzu-

folge ist aus diesem Blickwinkel der Informationsgehalt eines Jahresabschlusses ausrei-

chend.120 

  

                                                
119 Vgl. ED/2013/238, BC18 – 21. 
120 Vgl. ebd., BC22 – 24.2. 
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3 Stellungnahmen zu den Specific Matters for Comment 

3.1 Allgemeines 

Das AASB erhielt insgesamt 13 Stellungnahmen mit einer Gesamtanzahl von 59 Seiten. Da-

von war eine als vertraulich gekennzeichnet und scheint deshalb in der Auswertung der dieser 

Masterarbeit nicht auf. Trotz der relativ geringen Anzahl wurden – um eine zielgerechte Ana-

lyse der einzelnen Stellungnahmen zu gewährleisten – eigene Verfassergruppen gebildet und 

so die Qualität der Aussagekraft der einzelnen Inhalte gesichert (siehe dazu Kap. 1.5.2). Für 

den Zweck der Analyse wurde eine Tabelle mit Informationen zu sämtlichen Stellungnehmen-

den angelegt. Diese beinhaltet die fortlaufende Nr. der Stellungnahme, den Namen des Stel-

lungnehmenden, die Anzahl der Seiten und die zugeordnete Verfassergruppe.121 

 

Der erste Schritt der Analyse war eine weitere Unterteilung in Antworten zu den einzelnen 

SMCs und Anwendungsbeispielen. Zu beachten gilt, dass bei den ersten zwei der insgesamt 

acht SMCs jeweils eine zusätzliche Unterteilung i.S.d. AASB in einen Index a und Index b 

vorgenommen wurde. Alle Stellungnehmenden wurden innerhalb einer dafür vorgesehenen 

Tabelle nach Gruppen sortiert. Anschließend wurde festgestellt, ob und in wie weit die Stel-

lungnehmenden zu den einzelnen SMCs Kommentare abgegeben haben. Anschließend sind 

alle Kommentare unter den jeweils zugehörigen Tabellenzellen stichwortartig122 zusammen-

gefasst worden. Kommentare mit derselben Ansicht wurden markiert. Diese Basisinformation 

wurde verwendet um einen Trend unter den Stellungnehmenden zu erkennen. Häufig und 

auffallend vorkommende Kommentare (v.a. diejenigen, welche die Hauptargumente der Stel-

lungnehmenden darstellen) wurden hervorgehoben und dazu verwendet, die Ansichten der 

Stellungnehmenden aufzuzeigen. Sämtliche nicht spezifisch (d.h. zu keiner SMC oder Anwen-

dungsbeispiel) zugeordnete Aussagen wurden unter dem Kapitel der zusätzlichen Kommen-

tare zusammengefasst. Neben der zu untersuchenden Stellungnahmen wurde auch die Zu-

sammenstellung der Stellungnahmen des AASB untersucht. Diese hat v.a. in den Analysen 

und Empfehlungen des AASB Bedeutung, da hiermit die Reaktion des AASB auf die einzelnen 

Kommentare wiedergegeben wird. Zudem ist dies als Vergleich zwischen den eigenen Aus-

wertungen und der des AASB von Nutzen gewesen um eventuellen Missverständnissen in der 

Interpretation vorzubeugen.123 

 

                                                
121 In Anlehnung an Ehmayer (2011), S. 37; siehe auch Pesau (2012), S. 6. 
122 Hier sind die wichtigsten Aussagen und Trends des Stellungnehmenden aufgezeigt. Nähere Details 
sind dementsprechend in den einzelnen Stellungnahmen markiert. 
123 In Anlehnung an Ehmayer (2011), S. 37. 
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Die Auswertung der Kommentare zu den SMCs und den Anwendungsbeispielen verläuft nach 

dem gleichen Schema. Zunächst erfolgt die Darstellung der einzelnen Fragestellungen. An-

schließend werden die sinngemäß zusammengefassten Antworten der Stellungnehmenden 

inkl. der Hervorhebung der richtungsweisenden Ansichten der jeweiligen Gruppen in folgender 

Reihenfolge abgebildet: Wirtschaftsprüfer, Interessenvertreter und Abschlussersteller (sowohl 

des privaten als auch des öffentlichen Sektors). Hierauf folgt eine kurze Zusammenfassung 

aller Stellungnahmen um einen Trend – falls möglich – unter allen Stellungnehmenden zu er-

kennen. Abschließend folgt eine kurze Darstellung der Auffassungen des AASB zu den erhal-

tenen Stellungnahmen und der daraus abgeleiteten Rückschlüsse.124 

 

3.2 Standpunkte zur Einführung der Implementierungsrichtlinie zum 

AASB 10 und zum AASB 12 

3.2.1 Fragestellung SMC 1(a) 

 

 

 Frage 1(a): „Ist die Einführung der australischen Implementierungsrichtlinie für NPOs 

in den AASB 10 und in den AASB 12 sinnvoll?“125 

 

 

 

 

3.2.2 Wirtschaftsprüfer 

Alle Stellungnehmende dieser Verfassergruppe befassen sich mit der Fragestellung 

SMC 1(a). Fünf Stellungnehmende halten die Einführung der australischen Implementierungs-

richtlinie sowohl in den AASB 10 als auch in den AASB 12 für angebracht. Darüber hinaus 

ergänzen die Stellungnehmenden ihre Antworten mit folgenden beachtlichen Bemerkungen: 

 

 Ein Stellungnehmender vertritt die Meinung, dass ohne die geplante Implementie-

rungsrichtlinie Missverständnisse und Fehlanwendungen der Prinzipien des AASB 10 

durch NPOs vorprogrammiert sind. Ferner steuert die Implementierungsrichtlinie we-

sentlich zu den Zielen der Verbesserung der Transparenz und der Rechnungslegung 

innerhalb des NPO Sektors bei.126 

                                                
124 Vgl. In Anlehnung an Ehmayer (2011), S. 37. 
125 Vgl. Zst. d. ST. zum ED/2013/238, S. 1. 
126 Vgl. ST-Nr. 9, S. 2. 
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 Ein Stellungnehmender befürwortet die zusätzlichen Erläuterungen i.V.m. der Anwen-

dung des Control-Konzepts im NPO Sektor, zumal eben dieser Bereich in der Praxis 

erhebliche Unsicherheiten mit sich bringt. Des Weiteren ist die Veranschaulichung der 

Begriffe und der Konzepte des AASB 10 und des AASB 12 im Kontext einer NPO für 

die australische Wirtschaft von Bedeutung.127 

 

Ein Stellungnehmender stimmt lediglich der Hinzufügung der Implementierungsrichtlinie in den 

AASB 10 zu und geht bei der Beantwortung der Fragestellung hinsichtlich des AASB 12 kei-

neswegs ein.128 

 

Ein Stellungnehmender ist der Auffassung, dass die Ansätze der Implementierungsrichtlinie 

nicht alle relevanten Umstände erfassen. Aus diesem Grund empfiehlt der Stellungnehmende 

die Herausgabe eines separaten Rechnungslegungsstandards für NPOs, der jene Sachver-

halte zum Inhalt hat, bei denen die NPO spezifischen Anforderungen nicht mit den Bestim-

mungen der IFRS konsistent sind.129 

 

3.2.3 Interessenvertreter 

Zwei Stellungnehmende begrüßen die Aufnahme der Implementierungsrichtlinie in den 

AASB 10 und in den AASB 12. Die Stellungnehmenden ergänzen ihre Antwort mit der Anmer-

kung, dass die Einführung ist nur dann sinnvoll, so lange die Ausführungen des ED 238 an 

jene Umstände beschränkt sind, bei welchen die Prinzipien der bestehenden Standards 

AASB 10 und AASB 12 in einem NPO Kontext nicht leicht anwendbar sind.130 

 

3.2.4 Abschlussersteller 

Zwei Stellungnehmende des privaten Sektors geben keine expliziten Antworten in Bezug auf 

die Fragestellung ab. Dessen ungeachtet lässt sich aus dem Kontext der Äußerungen der 

beiden Stellungnehmenden schließen, dass ein gewisses Maß an Ablehnung für die Einfüh-

rung der Implementierungsrichtlinie hervorgeht. Einerseits fühlen sich beide Stellungneh-

mende an der Entwicklung der Ausführungen des ED 238 zu wenig beteiligt, andererseits wird 

die Meinung vertreten, dass die Ausführungen des ED 238 i.V.m. einzelnen NPOs (v.a. Wohl-

tätigkeitsorganisationen) i.S.d. Anforderungen an derartige Unternehmen unvollständig er-

scheinen.131 

                                                
127 Vgl. ST-Nr. 11, S. 3. 
128 Vgl. ST-Nr. 3, S. 2. 
129 Vgl. ST-Nr. 10, S. 3. 
130 Vgl. ST-Nr. 4, S. 1. 
131 Vgl. ST-Nr. 5, S. 1 – 3; ST-Nr. 8, S. 1 – 2. 
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Im Gegensatz dazu spricht sich der eine Stellungnehmende des öffentlichen Sektors wortwört-

lich als ein einziger dieser Gruppe für die Einführung der Implementierungsrichtlinie für NPOs 

aus.132 

 

3.2.5 Zusammenfassung 

Die Mehrheit der Stellungnehmenden beantwortet die Fragestellung mit einer deutlichen Zu-

stimmung der Einführung der Implementierungsrichtlinie. Eine zusätzliche Anmerkung betrifft 

den Vorschlag, eine separate Interpretation oder einen eigenen Standard für NPOs – falls es 

die Gegebenheiten erfordern – zu erstellen. Lediglich die Abschlussersteller des privaten Sek-

tors halten sich in puncto Argumentation im Hintergrund. 

 

3.2.6 Würdigung der Kommentare aus der Sicht des AASB 

Zum Zeitpunkt des ED 238 gibt es keine wesentlichen Widersprüche. Aufgrund dessen sieht 

das AASB die eigene Vorgangsweise in den Kommentaren bestätigt und führt die Entwicklung 

der Implementierungsrichtlinie weiter. Das AASB kommt zum Entschluss, dass die Einführung 

der Bestimmungen für NPOs in Form eines Anhangs optimal ist.133 

 

3.3 Standpunkte zur Verbindlichkeit der Implementierungsrichtlinie 

3.3.1 Fragestellung SMC 1(b) 

 

 

 Frage 1(b): „Soll die Implementierungsrichtlinie verbindlicher oder unverbindlicher 

Natur sein?“134 

 

 

 

 

3.3.2 Wirtschaftsprüfer 

Sechs Stellungnehmende in dieser Gruppe beantworten die Frage mit „verbindlich“. Die meis-

ten Stellungnehmenden begründen ihre Antwort mit der Aufrechterhaltung der Konsistenz der 

                                                
132 Vgl. ST-Nr. 2, S. 3. 
133 Vgl. Zst. d. ST. zum ED/2013/238, S. 4. 
134 Vgl. ebd., S. 5. 
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bisher geltenden Rechtsvorschriften. Zudem dient die autoritäre Einführung der Implementie-

rungsrichtlinie der Gewährleistung einer stabilen und beständigen Rechnungslegung im NPO 

Sektor.135 

 

Ein Stellungnehmender ist der Ansicht, dass die integrierten Anwendungsbeispiele der Imple-

mentierungsrichtlinie – aufgrund der verschiedenartigen Beschaffenheit von NPOs – nicht 

sämtliche Faktoren für eine korrekte Beurteilung des Beherrschungsverhältnisses erfassen. 

Infolgedessen besteht bei einer verbindlichen Anwendung der Implementierungsrichtlinie für 

NPOs die Gefahr, dass die Schlussfolgerungen, welche auf der Grundlage der Anwendungs-

beispiele beschlossen werden, nicht den tatsächlichen Umständen entsprechen.136 

 

3.3.3 Interessenvertreter 

Alle zwei Stellungnehmende sprechen sich für die Verbindlichkeit der Implementierungsricht-

linie im AASB 10 und im AASB 12 aus. Ein Stellungnehmender betont dabei, die Verbindlich-

keit dient dem Interesse einer konsequenten Anwendung der Rechnungslegungsstandards 

durch NPOs. Ferner wird seitens dieses Stellungnehmenden die Erstellung der Ausführungen 

in einem separaten Anhang und nicht in Form von weiteren „Aus“ Paragraphen bekräftigt. 

Diese Handlungsweise entspricht dem Grundsatz der Einführung von eigenen „Aus“ Paragra-

phen und begünstigt die Übersicht des Inhalts im ED 238.137 

 

3.3.4 Abschlussersteller 

Zwei Stellungnehmende des privaten Sektors gehen auf diese Fragestellung nicht ein. 

 

Im Gegensatz dazu ist der eine Stellungnehmende des öffentlichen Sektors der Meinung, die 

Einführung der Implementierungsrichtlinie i.V.m. einer autoritären Anwendung ist sowohl beim 

AASB 10 als auch beim AASB 12 vorteilhaft.138 

 

3.3.5 Zusammenfassung 

Im Großen und Ganzen wird seitens der Stellungnehmenden eine verbindliche Anwendung 

der Implementierungsrichtlinie für NPOs befürwortet. Als Hauptargument wird die konse-

quente Verwendung der für NPOs relevanten Rechnungslegungsstandards genannt. Als Ge-

                                                
135 Vgl. ST-Nr. 9, S. 2. 
136 Vgl. ST-Nr. 3, S. 2. 
137 Vgl. ST-Nr. 6, S. 2. 
138 Vgl. ST-Nr. 2, S. 3. 



47 
 

genargument wird das Fehlen von manchen NPO spezifischen Faktoren i.V.m. den integrier-

ten Anwendungsbeispielen und den daraus resultierenden falschen Schlussfolgerungen er-

wähnt. 

 

3.3.6 Würdigung der Kommentare aus der Sicht des AASB 

Das AASB sieht eine deutliche Unterstützung der Stellungnehmenden für die Einführung einer 

verbindlichen Implementierungsrichtlinie. Infolgedessen konzentriert sich das AASB auf die 

Fertigstellung der Vorschläge des ED 238.139 

 

3.4 Standpunkte zur Angemessenheit der Erläuterungen zur Defini-

tion der Beherrschung 

3.4.1 Fragestellung SMC 2(a) 

 

 

 Frage 2(a): „Sind die Erläuterungen der Implementierungsrichtlinie hinsichtlich der 

Definition der Beherrschung des AASB 10 für eine korrekte Anwendung durch NPOs 

ausreichend?“140 

 

 

 

 

3.4.2 Wirtschaftsprüfer 

Die Reaktionen der Stellungnehmenden innerhalb der Gruppe sind in Bezug auf diese Frage-

stellung ausgesprochen unterschiedlich. Drei Stellungnehmende stimmen einer ausreichen-

den Definition des Control-Konzepts für die Anwendung durch NPOs zu. Ein Stellungnehmen-

der merkt zusätzlich an, dass die integrierten Anwendungsbeispiele IG 1 und IG 2 die Anwen-

dung des Control-Konzepts durch NPOs nicht ausreichend behandeln (siehe dazu Kap.4.3 

und Kap.4.4).141 

 

Zwei Stellungnehmende geben zu dieser Frage keine Kommentare ab. 

 

                                                
139 Vgl. Zst. d. ST. zum ED/2013/238, S. 6. 
140 Vgl. ebd., S. 7. 
141 Vgl. ST-Nr. 13, S. 3. 
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Ein Stellungnehmender ist hinsichtlich der Fragestellung unschlüssig und gibt an, grundsätz-

lich das Vorgehen des AASB weitgehend zu unterstützen, da die Ausführungen des ED 238 

bei der Umsetzung der Regelungen des AASB 10 inkl. Anhang B durch eine NPO assistieren. 

Allerdings gibt es in den Vorschriften des AASB 10 einige gemeinsame FP und NFP Perspek-

tiven samt den Querverweisen zum dazugehörigen Anhang B. Diese lassen auf Rückschlüsse 

in der Bewertung des Vorliegens der Beherrschung im NPO Sektor schließen.142 

 

Ein Stellungnehmender ist als einziger der Auffassung, dass die dargestellte Definition des 

Control-Konzepts im ED 238 ist für eine korrekte Anwendung der Regelungen unzureichend 

ist. Der Stellungnehmende besteht auf eine höhere Anzahl von Anwendungsbeispielen, die 

allgemein mehr in der Praxis verbreitet sind und einen breiteren Kreis der Abschlussersteller 

ansprechen. Als Begründung werden die einzigartigen Eigenschaften einer NPO, welche oft-

mals selten im FP-Sektor vorkommen, genannt. Hinzu kommen die Erläuterungen des 

AASB 10.B8 i.V.m. den Stimmrechten und den vertraglichen Vereinbarungen bei der Beurtei-

lung der Beherrschung eines Unternehmens.143 Seitens des Stellungnehmenden kommt der 

Vorschlag, die Beurteilung, ob das Unternehmen ein Beteiligungsunternehmen aufgrund von 

vertraglichen Vereinbarungen oder nicht vertraglichen Vereinbarungen und stattdessen weni-

ger konventionellen Mitteln beherrscht, näher zu erläutern. Aus diesem Grund verfasst der 

Stellungnehmende selbst einige Anwendungsbeispiele, um die eigenen Vorstellungen zu 

schildern (siehe dazu Kap. 4.7).144 

 

3.4.3 Interessenvertreter 

Grundsätzlich sind alle zwei Stellungnehmende derselben Ansicht und beantworten die Fra-

gestellung mit einem „Ja“. Ein Stellungnehmender fügt hinzu, dass in den Anwendungsbei-

spielen IG 1A, IG 2, IG 3, im Paragraph IG12 und in den Erläuterungen der Beziehung zwi-

schen der Regierung und dem Parlament noch einiges an Verbesserungspotenzial steckt. Fer-

ner besteht der Bedarf an weiteren Beispielen, welche die Gegebenheit der strukturierten Un-

ternehmen i.Z.m. der Beherrschung eines Beteiligungsunternehmens auf Basis von weniger 

konventionellen Mitteln illustrieren.145 

 

Ein Stellungnehmender bekräftigt die Erläuterungen zum Konzept der „Rechte, die einem In-

vestor Verfügungsgewalt über ein Beteiligungsunternehmen verleihen“ gem. 

                                                
142 Vgl. ST-Nr. 9, S. 2. 
143 Näheres siehe Bestimmungen des AASB 10.B8. 
144 Vgl. ST-Nr. 3, S. 2 – 3. 
145 Vgl. ST-Nr. 4, S. 2 – 3. 
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AASB 10.B14 – B.29 zumal viele Rechte von NPOs im öffentlichen Sektor aus den gesetzli-

chen Bestimmungen entstehen. Eine Beurteilung der Rechte ist unabhängig davon ob diese 

substanzielle Rechte oder Schutzrechte verkörpern erforderlich. Zum anderen ist ein derarti-

ger „Leitfaden“ bei der Beurteilung und einer effektiven Entscheidungsfindung von sämtlichen 

Stakeholdern einer NPO profitabel.146 

 

3.4.4 Abschlussersteller 

Analog den vorangegangenen Fragestellungen lassen die Kommentare der zwei Stellungneh-

menden aus dem privaten Sektor auf eine zurückhaltende Art in puncto der Ansichten zum 

betreffenden Thema schließen. Dementsprechend wird auch hier ein „Nein“ als Antwort ange-

nommen. 

 

Ein Stellungnehmender des öffentlichen Sektors geht auf die Frage nicht explizit ein, gleich-

wohl wird aus dem Kontext der Antworten zu den Fragen 2(a) und 2(b) geschlossen, dass die 

vorgeschlagene Implementierungsrichtlinie eine angemessene Erklärung des Control-Kon-

zepts bei NPOs bereitstellt.147 

 

3.4.5 Zusammenfassung 

Bei dieser Fragestellung ist ein klarer Trend erkennbar. Die Mehrheit der Stellungnehmenden 

– unabhängig der Befürwortung oder der Ablehnung der Fragestellung – bestehen auf weitere 

Anwendungsbeispiele, welche die NPO spezifischen Sachverhalte demonstrieren. Die Inte-

ressenvertreter beschreiben zusätzlich einzelne Anwendungsbeispiele, bei denen Verbesse-

rungspotenzial besteht. Während manche der Wirtschaftstreuhänder in den derzeit geltenden 

Rechnungslegungsvorschriften für FP-Unternehmen bereits Potenzial für die Anwendung 

durch NPOs sehen, sind andere der Ansicht, dass v.a. bei der Beurteilung von den Rechten 

i.V.m. der Beherrschung eines Unternehmens Erklärungsbedarf besteht. 

 

3.4.6 Würdigung der Kommentare aus der Sicht des AASB 

Das AASB sieht in den Kommentaren deutlich verschiedene Meinungen vertreten. Die einfa-

che Mehrheit der Stellungnehmenden ist der Ansicht, die Implementierungsrichtlinie erweist 

sich bei der Definition des Control-Konzepts für NPOs als adäquat. Das AASB beurteilt die 

Bewertung der Beherrschung i.S.d. Paragraphs IG5 nicht als Begrenzung auf vertragliche Ver-

                                                
146 Vgl. ST-Nr. 6, S. 2. 
147 Vgl. ST-Nr. 2, S. 3 – 5. 
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einbarungen und spricht sich für die Beibehaltung der Norm. Ferner wird zur Kenntnis genom-

men, dass die Erweiterung der Beschreibung hinsichtlich der Entstehung der Verfügungsge-

walt basierend auf den Kommentaren der Gruppe der Wirtschaftstreuhänder empfohlen 

wird.148 

 

3.5 Standpunkte zur Art der Rückflüsse aus einer beherrschten Non-

profit-Organisation 

3.5.1 Fragestellung SMC 2(b) 

 

 

 Frage 2(b):“Sind die Erläuterungen der Implementierungsrichtlinie hinsichtlich der 

Definition der Beherrschung für die Anwendung durch NPOs i.V.m. der weiten Art 

der Renditen – inkl. nicht finanziellen und indirekten Nutzen (siehe Paragra-

phen IG16 und IG17) – aus der Sicht einer beherrschten NPO ausreichend?149 

 

 

 

 

3.5.2 Wirtschaftsprüfer 

Zwei Stellungnehmende stimmen der Fragestellung eindeutig mit einem „Ja“ zu. Ein Stellung-

nehmender kommentiert seine Antwort und drückt aus, dass die Paragraphen IG16 und IG17 

die Art der Renditen eingerechnet finanziellen, nicht finanziellen, direkten und indirekten Nut-

zen erfassen.150 

 

Zwei Stellungnehmende beantworten die Fragestellung nicht. 

 

Ein Stellungnehmender verneint die Frage und untermauert die Antwort damit, dass die Art 

der Renditen in den Anwendungsbeispielen i.V.m. den darauf bezogenen Paragraphen im 

Grunde genommen nicht variiert. Dadurch empfiehlt der Stellungnehmende eine Ergänzung 

der Beispiele in Form einer zusätzlichen Liste, welche andere Arten von Renditen bei einer 

NPO behandelt als nur diejenigen, die mit den Zielen der Investoren im Einklang stehen. Ins-

                                                
148 Vgl. Zst. d. ST. zum ED/2013/238, S. 9. 
149 Vgl. ebd., S. 10. 
150 Vgl. ST-Nr. 1, S. 2. 
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besondere wird ein Anwendungsbeispiel mit einer gemeinnützigen Gesellschaft mit be-

schränkter Haftung nach australischem Recht (engl. Company Limited by Guarantee) ange-

sichts der komplexen Bewertung der Renditen einer solchen NPO gefordert.151 

 

Zwei Stellungnehmende beantworten die Frage mit einem „Ja, aber …“ und ergänzen ihre 

Antworten um eine Zusatzbedingung. Ein Stellungnehmender verlangt zusätzliche Anwen-

dungsbeispiele, insbesondere i.V.m. einer Gesellschaft mit beschränkter Haftung nach aust-

ralischem Recht, da der Fokus der derzeitigen Anwendungsbeispiele auf öffentliche NPOs 

liegt.152 Ein Stellungnehmender vertritt die Auffassung, dass die Art der Renditen im Kontext 

einer beherrschten NPO bei der Anwendung der Implementierungsrichtlinie nicht das grund-

sätzliche Problem darstellt. Es besteht die Annahme, dass die meisten – wenn nicht sogar alle 

– Abschlussersteller einer NPO sich bzgl. der Renditen an die derzeitigen Bestimmungen des 

AASB 10 halten werden. Stattdessen wird vermutet, dass die Ausführungen des ED 238 im 

Hinblick auf die maßgeblichen Tätigkeiten einer NPO schwieriger zu interpretieren sind. Folg-

lich besteht die Erfordernis an weiteren Bestimmungen zu dieser Thematik um denkbare Un-

stimmigkeiten in der Finanzberichterstattung einer NPO zu vermeiden.153 

 

3.5.3 Interessenvertreter 

Ein Stellungnehmender beantwortet die Frage mit einem „Ja“ und merkt zusätzlich an, dass 

die Erläuterungen des ED 238 alle drei Voraussetzungen des Control-Konzepts adäquat ver-

anschaulichen.154 

 

Ein Stellungnehmender beantwortet die Frage mit einem „Ja, aber …“. Als Begründung wird 

das Fehlen von umfassenden Anwendungsbeispielen, die alle möglichen Arten und Ausprä-

gungen einer NPO ansprechen, genannt.155 

 

3.5.4 Abschlussersteller 

Zwei Stellungnehmende des privaten Sektors geben keine ausdrücklichen Kommentare zu 

dieser Frage ab. 

 

                                                
151 Vgl. ST-Nr. 9, S. 2 – 3. 
152 Vgl. ST-Nr. 13, S. 3. 
153 Vgl. ST-Nr. 10, S. 3. 
154 Vgl. ST-Nr. 6, S. 3. 
155 Vgl. ST-Nr. 4, S. 2 – 3. 
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Ein Stellungnehmender des öffentlichen Sektors stimmt den Erläuterungen der Implementie-

rungsrichtlinie zweifelsfrei zu und gibt kein weiteres Kommentar ab.156 

 

3.5.5 Zusammenfassung 

Bei dieser Fragestellung gehen die Meinungen der Stellungnehmenden zwar relativ weit aus-

einander, ein Trend ist dennoch zu erkennen. V.a. werden zusätzliche Anwendungsbeispiele 

überwiegend i.V.m. den verschiedenen Rechtsformen einer NPO betreffend verlangt. Zusätz-

lich fordert ein Stellungnehmender entweder eine Liste mit der Beschreibung der verschieden-

artigen Renditen die bei einer NPO auftreten können oder eine Erläuterung der möglichen 

Rückflüsse von einer beherrschten NPO anhand von weiteren Anwendungsbeispielen. Des-

sen ungeachtet vertritt die Mehrheit der Stellungnehmenden die Auffassung, dass die Erläu-

terungen des ED 238 das Control-Konzept im Kontext einer NPO angemessen erklären. 

 

3.5.6 Würdigung der Kommentare aus der Sicht des AASB 

Das AASB sieht sich durch die Stellungnehmenden bestätigt, die Definition des Control-Kon-

zepts angemessen erklärt zu haben. Darüber hinaus stimmt das AASB den Stellungnehmen-

den betreffend die Art von Renditen zu und beabsichtigt zusätzliche Erläuterungen hinsichtlich 

der Renditen im Kontext einer NPO in die Vorschriften der Paragraphen IG16 oder IG17 ein-

zuführen. Auch wenn ein Stellungnehmender die Identifizierung von anderen Arten der Ren-

diten als nicht notwendig erachtet, wird die Relevanz des damit verbundenen Sachverhalts in 

der Implementierungsrichtlinie seitens des AASB substanziell aufgefasst. In Bezug auf die ver-

schiedenen Ausprägungen von NPOs verweist das AASB auf die Basis für Schlussfolgerun-

gen, welche die weite Tragweite der Anwendungsbeispiele für eine Reihe von Unternehmen 

entsprechend verdeutlicht.157 

  

                                                
156 Vgl. ST-Nr. 2, S. 3. 
157 Vgl. Zst. d. ST. zum ED/2013/238, S. 11 – 12. 
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3.6 Standpunkte zur Angemessenheit der Erläuterungen zur Defini-

tion eines strukturierten Unternehmens 

3.6.1 Fragestellung SMC 3 

 

 

 Frage 3: „Sind die Erläuterungen der Implementierungsrichtlinie hinsichtlich der Defi-

nition eines strukturierten Unternehmens des AASB 12 für die Anwendung durch 

eine NPO ausreichend?“158 

 

 

 

 

3.6.2 Wirtschaftsprüfer 

Fünf Stellungnehmende beantworten die Frage mit „Ja“. Als Argument wird die ausreichende 

Erklärung des Konzepts der strukturierten Unternehmen i.V.m. vertraglichen Vereinbarungen 

bei der Bestimmung der Beherrschung einer NPO genannt. Das betrifft sowohl den öffentli-

chen als auch den privaten Sektor.159 In einer weiteren Stellungnahme wird der Hinweis be-

treffend der „vergleichbaren Rechte“ in der Definition der strukturierten Unternehmen hervor-

gehoben. Hierbei argumentiert der Stellungnehmende, dass zu diesen Rechten Verwaltungs-

vereinbarungen und gesetzliche Bestimmungen zählen, die bei der Bestimmung der Beherr-

schung im öffentlichen NPO Sektor als allgemein verbreitete Mittel gelten.160 

 

Ein Stellungnehmender beantwortet die Frage nicht. 

 

Ein Stellungnehmender beantwortet die Frage mit „Nein“ und gibt an, mit den Bestimmungen 

des Paragraph IG6 des Anhangs E zum AASB 12 (siehe Kap. 2.5.2.2) grundsätzlich einver-

standen zu sein. Allerdings gibt es zum Begriff der „weniger konventionellen Mittel“ i.S.d. Pa-

ragraphen IG6 keine Erläuterungen. Des Weiteren gibt es keine Möglichkeit für Rückschlüsse 

in wie weit diese Mittel bei der Bestimmung der Beherrschung i.S.d. AASB 10 gedeutet wer-

den. Aus diesem Grund wird von Seiten des Stellungnehmenden der Vorschlag verbreitet, die 

Implementierungsrichtlinie mit diesen Aspekten zu ergänzen.161 

 

                                                
158 Vgl. ebd., S. 13. 
159 Vgl. ST-Nr. 1, S. 3. 
160 Vgl. ST-Nr. 11, S. 3. 
161 Vgl. ST-Nr. 3, S. 3. 
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3.6.3 Interessenvertreter 

Zwei Stellungnehmende beantworten die Frage mit einem „Ja“. Ein Stellungnehmender 

schlägt zusätzlich eine Vereinfachung der Formulierung im Paragraph IG6 des Anhangs E 

zum AASB 12 vor.162 

 

3.6.4 Abschlussersteller 

Zwei Stellungnehmende des privaten Sektors geben keine Kommentare ab. 

 

Ein Stellungnehmender des öffentlichen Sektors beantwortet die Frage mit „Ja, aber …“. Als 

Argument wird der Bedarf einer analogen Klarstellung für FP-Unternehmen des öffentlichen 

Sektors genannt, welche oftmals durch gesetzliche Bestimmungen entstehen.163 

 

3.6.5 Zusammenfassung 

Die Mehrheit der Stellungnehmenden sieht die Definition eines strukturierten Unternehmens 

im Kontext einer NPO als ausreichend erklärt. Manche Stellungnehmende fordern zusätzliche 

Erläuterungen in Bezug auf die möglichen Rechte und Vereinbarungen (inkl. der dazugehöri-

ger Definitionen), die bei einer NPO auftreten können, in die Implementierungsrichtlinie hinzu-

zufügen. Ein Stellungnehmender sieht den Bedarf, manche Aspekte des Paragraphs IG6 zum 

Zweck eines besseren Verständnisses zu erweitern. Andere wiederum wünschen eine verein-

fachte Formulierung desselben Paragraphs. 

 

3.6.6 Würdigung der Kommentare aus der Sicht des AASB 

Das AASB weist bzgl. der „weniger konventionellen Mittel“ explizit auf den Paragraph IG6 hin. 

Derartige Mittel sind bei der Bestimmung der Beherrschung eines Unternehmens dominant, 

was zur Folge hat, dass vertragliche Bestimmungen inbegriffen sind (siehe Paragraphen IG8 

und IG9). Das AASB kommt zum Entschluss, den allgemeinen Ansatz hinsichtlich der struktu-

rierten Unternehmen beizubehalten und die Ausführungen des Paragraphs IG6 womöglich 

neu zu überdenken. Des Weiteren wurde der Umfang der Verwaltungsvereinbarungen i.V.m. 

NPOs des privaten Sektors in der Implementierungsrichtlinie nicht speziell festgelegt. Dem-

entsprechend sollte dieser Bereich entweder auf den öffentlichen Sektor begrenzt oder mit 

Hilfe zusätzlicher Bsp. demonstriert werden (z.B.: Wie sollen kirchliche Regelungen behandelt 

                                                
162 Vgl. ST-Nr. 6, S. 6. 
163 Vgl. ST-Nr. 2, S. 5. 
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werden? Sollen Finanzierungen der Kirche in gleicher Weise erwartet werden wie eine staat-

liche Förderung i.S.d. Paragraphen IG7?).164 

 

3.7 Standpunkte zu eingeschränkten Angabepflichten der öffentli-

chen Nonprofit-Organisationen 

3.7.1 Fragestellung SMC 4 

 

 

 Frage 4: „Ist es angebracht, alle Offenlegungspflichten des AASB 12 in Bezug auf 

die General Government Sektor Jahresabschlüsse (siehe Änderungen zum 

AASB 1049) wegzulassen?“165 

 

 

 

 

3.7.2 Wirtschaftsprüfer 

Fünf Stellungnehmende beantworten die Frage mit „Ja“. Die Begründungen der Antworten 

fallen jedoch unterschiedlich aus. Zwei Stellungnehmende erachten den Ausschluss der Of-

fenlegungspflichten des AASB 12 in puncto der GGS Jahresabschlüsse als angebracht, zumal 

eine derartige Offenlegung im Wesentlichen eine Wiederholung der Angaben mit sich bringt.166 

Ein Stellungnehmender ist der Auffassung, dass die geforderten Offenlegungspflichten bereits 

in den Jahresabschlüssen auf der Ebene des GGS Sektors erfasst sind.167 Ein Stellungneh-

mender befürwortet den Ausschluss mit folgenden zwei Bemerkungen:168 

 

 Der Ausschluss der Offenlegungspflichten ist mit dem AASB 1049.45 konsistent nach-

dem diese Bestimmungen die GGS Jahresabschlüsse von der Einhaltung der Offenle-

gungspflichten des ersetzten AASB 127 entbinden; und 

 Es besteht die Möglichkeit der zweifachen Offenlegung von Angaben, sofern Unter-

nehmen sowohl in den GGS Jahresabschlüssen als auch in den Whole of Government 

                                                
164 Vgl. Zst. d. ST. zum ED/2013/238, S. 14 – 15. 
165 Vgl. ebd., S. 16. 
166 Vgl. ST-Nr. 9, S. 4; ST-Nr. 13, S. 3. 
167 Vgl. ST-Nr. 11, S. 4. 
168 Vgl. ST-Nr. 1, S. 3. 
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Jahresabschlüssen einbezogen sind169 und dadurch die Assoziation mit strukturierten 

Unternehmen in beiden Jahresabschlüssen vorkommt. 

 

Zwei Stellungnehmende geben keine Kommentare ab. 

 

3.7.3 Interessenvertreter 

Alle zwei Stellungnehmende vertreten dieselbe Ansicht und beantworten die Frage mit „Ja“. 

Solange es angebracht ist und den Anforderungen der ordentlichen Rechnungslegung ent-

spricht, wird der Ausschluss der Offenlegungspflichten des AASB 12 i.V.m. den GGS Jahres-

abschlüssen seitens der beiden Stellungnehmenden unterstützt.170 

 

3.7.4 Abschlussersteller 

Ein Stellungnehmender des öffentlichen Sektors stimmt für den Ausschluss sämtlicher Offen-

legungspflichten des AASB 12.171 

 

Zwei Stellungnehmende des privaten Sektors machen keine expliziten Anmerkungen zu die-

ser Fragestellung. 

 

3.7.5 Zusammenfassung 

Die Frage nach dem Ausschluss der Offenlegungspflichten des AASB 12 in Bezug auf die 

GGS Jahresabschlüsse wurde größtenteils mit „Ja“ beantwortet. Als Hauptargument wurde 

die Vermeidung von doppelten Angaben in den Jahresabschlüssen beider Regierungsebenen 

genannt. Die Abschlussersteller des privaten Sektors zeigen bzgl. der Änderungen der Rech-

nungslegung bei NPOs erneut ihre zurückhaltende Art. 

 

3.7.6 Würdigung der Kommentare aus der Sicht des AASB 

Das AASB vertritt die gleiche Meinung wie die Mehrzahl der Stellungnehmenden. Um doppelte 

Angaben zu vermeiden, haben die GGS Jahresabschlüsse die Offenlegungspflichten des 

AASB 12 nicht verpflichtend zu enthalten. Diesbezüglich werden seitens des AASB keine Än-

derungen durchgeführt.172 

 

                                                
169 Unter der Annahme, dass die Art der Risiken, die mit der Beteiligung an strukturierten Unternehmen 
zusammenhängt, auf der GGS und Whole of Government Ebene unverändert bleibt. 
170 Vgl. ST-Nr. 4, S. 3; ST-Nr. 6, S. 6. 
171 Vgl. ST-Nr. 2, S. 4. 
172 Vgl. Zst. d. ST. zum ED/2013/238, S. 17. 
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3.8 Standpunkte zu anderen Aspekten, die die Umsetzung der Vor-

schläge des Exposure Draft 238 beeinflussen können 

3.8.1 Fragestellung SMC 5 

 

 

 Frage 5: „Gibt es rechtliche oder anderweitige Aspekte innerhalb der australischen 

Umwelt, welche die Umsetzung der Vorschläge des ED 238 womöglich beeinflussen 

(einschließlich der Harmonisierung hinsichtlich der GFS)?“173 

 

 

 

 

3.8.2 Wirtschaftsprüfer 

Drei Stellungnehmende beantworten die Frage mit „keine Kenntnis von zusätzlichen Vorschrif-

ten, die beachtet werden müssen“. Hierbei erwähnt ein Stellungnehmender ausdrücklich, dass 

die Vorschläge des AASB sämtliche australischen Normen innerhalb der Implementierungs-

richtlinie berücksichtigen.174 

 

Ein Stellungnehmender gibt bzgl. der Fragestellung kein Kommentar ab. 

 

Drei Stellungnehmende sind der Ansicht, dass die ACNC Berichterstattungspflichten beachtet 

werden müssen, denn die meisten175 NPOs in Australien sind zur Einhaltung dieser verpflich-

tet. Darunter sehen zwei Stellungnehmende die Harmonisierung zwischen den Vorschlägen 

des ED 238 und der GAAP/GFS als angemessen. Dennoch gilt es, sämtliche möglichen An-

gabepflichten – die eine NPO betreffen – zu berücksichtigen.176 Zusätzlich macht ein Stellung-

nehmender darauf aufmerksam, dass die Einführung der Vorschläge des ED 238 eventuell 

Auswirkungen auf die ACNC Berichterstattungspflichten und umgekehrt haben kann. Unter 

Umständen können unterschiedliche Anforderungen bzgl. der Offenlegungspflichten einer 

NPO, sowohl seitens des AASB als auch des ACNC, auftauchen. Um etwaige Abweichungen 

bzw. Missverständnisse in der Berichterstattung zu vermeiden wird die Zusammenarbeit zwi-

                                                
173 Vgl. ebd., S. 18. 
174 Vgl. ST-Nr. 13, S. 3 – 4. 
175 Das betrifft sämtliche NPOs – größtenteils Wohltätigkeitsorganisationen – die beim ACNC registriert 
sind. 
176 Vgl. ST-Nr. 1, S. 3. 
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schen dem AASB und dem ACNC zwecks einer einheitlichen Anwendung der Standards ge-

fordert.177 Überdies begründet ein Stellungnehmender seine Ansichten damit, dass ein Beauf-

tragter (i.e.S. Kommissar) des ACNC berechtigt ist, zwei oder mehreren registrierten Unter-

nehmen die Erlaubnis zu erteilen, gemeinsame bzw. kollektive Jahresabschlüsse178 zu erstel-

len und einzureichen (siehe Kap. 1.4.3 Group Reporting). Zur Verdeutlichung folgendes Bsp.: 

der Beauftragte kann einer Berichtsgruppe von verbundenen – bei ACNC registrierten – Un-

ternehmen, welche die Religion fördern und die Armut lindern, erlauben zwei Jahresab-

schlüsse zu erstellen und einzureichen. Einer bezieht sich auf die religiösen Funktionen der 

Berichtsgruppe und der Fokus des anderen liegt an der Wohlfahrtsfunktion der gesamten 

Gruppe. In dieser Hinsicht unterstützt der Stellungnehmende den ACNC Akt 2012, der den 

registrierten Unternehmen ermöglicht, von den Anforderungen des AASB abzuweichen, indem 

das Group Reporting genutzt wird. Bei einer Reihe von Fällen könnte diese Art der Berichter-

stattung konstruktivere Informationen bereitstellen, als jene die vom AASB 10 gefordert wer-

den. Inkl. der Information einer Gruppe von NPOs, die ein gemeinsames Mutterunternehmen 

haben, aber keinen Konzernabschluss erstellen, weil das Mutterunternehmen den Sitz im Aus-

land hat. Ungeachtet dessen wirft die Vorstellung, dass eine NPO sich nicht an die Vorschriften 

des AASB halten könnte folgende Fragen auf: 

 

 Abklärung der Grundlage anhand welcher der Jahresabschluss zu erstellen ist; und 

 Wie hat der Wirtschaftsprüfer mit den Abweichungen von den Vorschriften des AASB 

im Prüfungsbericht umzugehen. 

 

Daher wird eine Zusammenarbeit zwischen dem AASB, dem ACNC und dem AuASB im Hin-

blick auf eine klare Position der möglichen Auswirkungen und Abweichungen von den gelten-

den Vorschriften des AASB empfohlen.179 

 

3.8.3 Interessenvertreter 

Alle zwei Stellungnehmende sehen sämtliche Aspekte der australischen Umwelt als berück-

sichtigt. 

 

3.8.4 Abschlussersteller 

Ein Stellungnehmender des öffentlichen Sektors kennt keine anderen Vorschriften der austra-

lischen Umwelt, welche die Implementierungsrichtlinie beeinflussen könnten. 

                                                
177 Vgl. ST-Nr. 9, S. 4. 
178 Unter gewissen Umständen ist ein einziger Jahresabschluss ausreichend. 
179 Vgl. ST-Nr. 10, S. 4 – 5. 
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Zwei Stellungnehmende des privaten Sektors sind der Auffassung, dass die ACNC Berichter-

stattungspflichten genauestens beachtet werden müssen und geben erstmalig detaillierte 

Kommentare ab. Ein Stellungnehmender weiß die Erschaffung einer Klassifizierung einer Or-

ganisation als eine „konstitutive religiösen Wohlfahrtsgesellschaft“ durch das ACNC, die von 

der Einreichung der Jahresfinanzberichte und Standardangaben der Regierung befreit ist, zu 

schätzen. Des Weiteren wird angegeben, dass die australische Gesetzgebung normalerweise 

zwischen einer NPO und einer Wohlfahrtsgesellschaft unterscheidet, der Inhalt des ED 238 

jedoch beide unter dem Begriff einer „NPO“ zusammenfasst. Zusätzlich wird erwähnt, dass 

einige wohltätige Organisationen Berufsangehörige der Steuerberatung angestellt haben und 

geeignete Buchführungssysteme nutzen, um dem nationalen Kontenplan als Grundlage der 

Jahresabschlüsse zu entsprechen. Dennoch werden viele kleinere Tätigkeiten i.V.m. der 

Rechnungslegung von freiwilligen durchgeführt, die nicht über professionelle Buchhaltungs-

kenntnisse verfügen, um einen Jahresabschluss auf dem Niveau der Rechnungslegungsstan-

dards zu erstellen.180 Der zweite Stellungnehmende vertritt die Meinung, dass das AASB sich 

weigert, die Wohltätigkeitsorganisationen – welche lediglich den ACNC Akt 2012 befolgen – 

anzuerkennen und diese mit allen NPOs gleichstellt. Zumal sind die Wohltätigkeitsorganisati-

onen bislang ohne irgendwelche Rechnungslegungsstandards ausgekommen. Aus diesem 

Grund spricht sich der Stellungnehmende für den Entwurf eines Standards für diejenigen 

NPOs, die den Bestimmungen des AASB entsprechen müssen und nicht für diejenigen Orga-

nisationen, die bereits den ACNC AKT 2012 befolgen. Zudem wird der Ansatz des AASB als 

unnötig und als Beweis für zusätzliche Belastung der gemeinnützigen Organisationen ohne 

jede Rechtfertigung angesehen.181 

 

3.8.5 Zusammenfassung 

Ein Teil der Stellungnehmenden nennt keine weiteren Aspekte die zu berücksichtigen sind. 

Andere wiederum sind der Meinung, dass die ACNC Berichterstattung i.V.m. dem ACNC Akt 

2012 beachtet werden muss. Die Begründungen diesbezüglich fallen jedoch ziemlich unter-

schiedlich aus. So werden einerseits mögliche Abweichungen zwischen den Anforderungen 

des AASB und des ACNC genannt. Um diese zu vermeiden wird dem AASB geraten, eine 

Zusammenarbeit mit dem ACNC anzustreben, um jegliche Missverständnisse i.V.m. der Be-

richterstattung aller gemeinnützigen Organisationen aus dem Weg zu räumen. Andererseits 

sind die Abschlussersteller des privaten Sektors der Ansicht, dass ein deutlich erkennbarer 

Unterschied zwischen einer NPO und einer Wohltätigkeitsorganisation strikt eingehalten wer-

                                                
180 Vgl. ST-Nr. 5, S. 1 – 3. 
181 Vgl. ST-Nr. 8, S. 1 – 2. 
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den muss. Darüber hinaus ist der ACNC Akt 2012 für die bei ACNC registrierten Organisatio-

nen bzgl. der Berichterstattung vollkommen ausreichend. Beide Stellungnehmende zeigen da-

bei eine deutliche Abneigung hinsichtlich der Vorschriften des AASB. 

 

3.8.6 Würdigung der Kommentare aus der Sicht des AASB 

Das AASB merkt an, dass die Entwicklungen der Anforderungen an die Rechnungslegung der 

bei ACNC registrierten Organisationen bei der Erstellung des ED 238 noch nicht komplett ab-

geschlossen waren. Zudem entwickelt das AASB die Rechnungslegungsvorschriften unter Be-

rücksichtigung sämtlicher australischer Unternehmen und deren Ausprägungen, anstatt eine 

Selektion zwischen denjenigen durchzuführen, welche einen Jahresabschluss erstellen oder 

nicht (unabhängig von einer verpflichtenden Aufstellung). Wenn andere Regulierungsbehör-

den sich für eine Selektion der Organisationen entscheiden, so liegt das im eigenen Ermessen. 

Das AASB hat mit dem ACNC über das Konzept des Group Reporting diskutiert und als eine 

unabhängige Regulierungsbehörde ist das ACNC in der Lage, die Vorschriften des AASB zu 

modifizieren und in den eigenen Anforderungen umzusetzen. Zudem teilt das AASB mit, dass 

die Berichtspflichten des ACNC im Hinblick auf die Unterschiede zu den Vorschriften des 

AASB in der Grundlage für Schlussfolgerungen erwähnt werden. Die Gründe für derartige Dif-

ferenzen sind u.a. die unterschiedlichen Ziele bei den Finanzinformationen, welche aus den 

einzelnen Jahresabschlüssen entspringen. Nichts desto trotz ist das AASB bemüht mit dem 

ACNC bzgl. jeglicher Fragen i.S.d. gemeinsamen Interesses zusammenzuarbeiten.182 

 

3.9 Standpunkte zur Entscheidungsnützlichkeit für die Jahresab-

schlussleser 

3.9.1 Fragestellung SMC 6 

 

 

 Frage 6: „Führen die Vorschläge des ED 238 insgesamt zu Jahresabschlüssen von 

NPOs, die für Jahresabschlussleser i.S.d. Nutzens vorteilhafter sind?“183 

 

 

 

 

3.9.2 Wirtschaftsprüfer 

                                                
182 Vgl. Zst. d. ST. zum ED/2013/238, S. 21. 
183 Vgl. Zst. d. ST. zum ED/2013/238, S. 22. 
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Vier Stellungnehmende stimmen der Fragestellung mit einem „Ja“ zu. Ein Stellungnehmender 

gibt an, dass die Implementierungsrichtlinie nennenswerte Kosten-Nutzen Auswirkungen auf 

den NPO Sektor aufweist und dabei die besten Absichten im Interesse der australischen Wirt-

schaft verfolgt.184 Ein Stellungnehmender fügt ein bedeutendes Argument seiner Stellung-

nahme hinzu. Die Implementierungsrichtlinie für NPOs bewahrt das Konzept der nutzbringen-

den Informationsvermittlung der bestehenden Standards AASB 10 und AASB 12 und veran-

schaulicht die betreffenden Sachverhalte im Kontext einer NPO. Aus der Sicht aller Stakehol-

der bewirkt die Informationsgewinnung i.V.m. den Anwendungsbeispielen insgesamt eine Ver-

besserung der Rechnungslegungsbestimmungen für sämtliche NPOs.185 

 

Zwei Stellungnehmende sind ähnlicher Auffassung, beantworten die Fragestellung jedoch mit 

einem „Ja, aber …“. Ein Stellungnehmender teilt mit, dass die Zweckmäßigkeit der Vorschläge 

des ED 238 in Abhängigkeit mit den Ergebnissen der zuvor diskutierten Sachverhalte in den 

Fragestellungen SMC 2(b), SMC 5 und Bsp. IG1 steht. Infolgedessen wird erwartet, dass die 

Implementierungsrichtlinie die Erstellung und die Darstellung der Jahresabschlüsse i.V.m. 

dem daraus resultierenden Nutzen für die Stakeholder erleichtert.186 

 

Ein Stellungnehmender beantwortet die Frage nicht. 

 

3.9.3 Interessenvertreter 

Alle zwei Stellungnehmende sind der Auffassung, dass die Implementierungsrichtlinie die Aus-

sagekraft der Jahresabschlüsse fördert. Ein Stellungnehmender kommentiert seine Ansicht 

damit, dass die Vorschläge des AASB die Interpretation des Control-Konzepts bei der Anwen-

dung durch eine NPO unterstützen. Als ein weiterer Vorteil wird die verbesserte Vergleichbar-

keit der einzelnen Unternehmen untereinander genannt. Darüber hinaus werden mit Hilfe der 

Implementierungsrichtlinie nützliche Informationen für die Bestimmung der Beherrschung ei-

nes Unternehmens ersichtlich.187 

 

3.9.4 Abschlussersteller 

Die Ansichten der Stellungnehmenden des öffentlichen und privaten Sektors der Abschlusser-

steller gehen stark auseinander. Ein Stellungnehmender des öffentlichen Bereichs unterstützt 

die Ausführungen der Implementierungsrichtlinie i.S.d. Zweckmäßigkeit bei den NPOs.188 

                                                
184 Vgl. ST-Nr. 9, S. 4. 
185 Vgl. ST-Nr. 1, S. 4. 
186 Vgl. ST-Nr. 10, S. 5. 
187 Vgl. ST-Nr. 4, S. 3; ST-Nr. 6, S. 6. 
188 Vgl. ST-Nr 2, S. 5. 
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Zwei Stellungnehmende des religiösen Sektors beantworten die Fragestellung mit einem deut-

lichen „Nein“. Hierbei beschreibt ein Stellungnehmender die eigene Vorgangsweise bei der 

Konsolidierung von NPOs. Einerseits wird ein Konzernabschluss an der Stelle erstellt, an der 

die Finanzberichterstattung für Stakeholder von Vorteil ist und andererseits erfolgt die Konso-

lidierung nach eigenem Ermessen i.S.d. Notwendigkeit eines Konzernabschlusses. Ferner 

vertritt der Stellungnehmende die Ansicht, dass die Aspekte der Beherrschung im ED 238 vie-

lerlei nicht praktikabel (v.a. die Vorschriften der Paragraphen IG8 und IG9) und hinsichtlich der 

Kosten-Nutzen Relation fraglich sind. Analog werden die eigenen individuellen Schulen als 

gute Beispiele genannt. Folglich sollte die Finanzberichterstattung jeder einzelnen Schule auf 

die wichtigsten Stakeholder – in diesem Fall die Eltern der Studenten, die eine Gebühr zahlen 

– ausgerichtet sein. In diesem Sinne wäre eine Konsolidierung zwecklos und vollständig un-

brauchbar. Als Grund werden die Gebühren, Personalausstattung und die damit verbundenen 

operativen Tätigkeiten in den Schulen genannt, die bei einer Zusammenführung nicht konsis-

tent bleiben.189 Ein Stellungnehmender gibt an, dass die unsichere und eher vage Vorgangs-

weise des AASB subjektive Interpretationen zur Folge hat. Anstelle dieser Prinzipien soll das 

AASB klare Rechnungslegungsstandards für NPOs bzw. Wohltätigkeitsorganisationen und 

dessen Mitglieder inkl. der Spender ausstellen. Die mehrdeutigen Bestimmungen des ED 238 

sind nicht erforderlich, nachdem selbst gut informierte Benutzer (z.B.: Mitglieder oder Spender) 

möglicherweise den Rat oder die Hilfe eines zusätzlichen Beraters in Anspruch nehmen müs-

sen, um die Informationen der komplexen wirtschaftlichen Phänomene überhaupt zu verste-

hen. Der Stellungnehmende behauptet zudem, dass der Ansatz des AASB bzgl. der Konzern-

rechnungslegung von NPOS zum Gemeinwohl der Öffentlichkeit konträr ist.190 

 

3.9.5 Zusammenfassung 

In Summe stimmt die Mehrheit der Stellungnehmenden zu, dass aus den Vorschlägen des 

ED 238 insgesamt mehr Nutzen der Jahresabschlüsse resultiert. Die einzelnen Beweggründe 

der Argumentationen bewegen sich in einem engen Rahmen. So sehen manche Stellungneh-

mende die bessere Informationsvermittlung aus den Jahresabschlüssen als vorteilhaft an, 

während andere den allgemein höheren Nutzen für Stakeholder einer NPO ansprechen. Le-

diglich die beiden Stellungnehmenden des religiösen Sektors vertreten die Meinung, dass die 

Vorschläge des AASB wenig mit der tatsächlichen Praxis gemeinsam haben und die Frage 

nach einem höheren Nutzen nicht positiv beantwortet werden kann. Zudem wird diesbezüglich 

argumentiert, dass die Bestimmungen des ED 238 zum Teil undurchschaubar und kontrapro-

duktiv sind. 

                                                
189 Vgl. ST-Nr. 5, S. 2 – 3. 
190 Vgl. ST-Nr. 8, S. 1 – 2. 
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3.9.6 Würdigung der Kommentare aus der Sicht des AASB 

Das AASB sieht sich in der Auffassung der Stellungnehmenden bestätigt. In Bezug auf die 

Äußerungen der Abschlussersteller ist das AASB der Ansicht, dass sich das Reporting Entity 

Konzept mit den aufgeworfenen Fragen befasst und es anderen Regulierungsbehörden (z.B.: 

ACNC) frei steht, einen Konzernabschluss für die eigenen Zwecke zu verlangen. Hinsichtlich 

des Standpunkts, dass die Jahresabschlussleser die aus den Finanzberichten gewonnenen 

Informationen besser verstehen bzw. interpretieren und keine Experten zum Entschlüsseln 

brauchen wird seitens des AASB angemerkt, dass dieses Thema über die Fragestellung hin-

ausgeht. Hierbei handelt es sich eher um einen Bezug auf den Paragraph 25191 des Rahmen-

konzepts des AASB als auf die Implementierungsrichtlinie.192 

 

3.10 Standpunkte zum Einklang der Implementierungsrichtlinie mit 

dem Interesse der Öffentlichkeit 

3.10.1 Fragestellung SMC 7 

 

 

 Frage 7: „Entsprechen die Ausführungen des ED 238 dem Interesse der australischen 

Wirtschaft?“193 

 

 

 

 

3.10.2 Wirtschaftsprüfer 

Sechs Stellungnehmende vertreten die gleiche Meinung und beantworten die Frage mit „Ja“. 

Als Hauptargument wird der steigende Nutzen – welcher aus den Ausführungen des ED 238 

resultiert – genannt. Ein Stellungnehmender fügt hinzu, dass die Finanzberichterstattung der 

NPOs mit Hilfe der Implementierungsrichtlinie an Aussagekraft gewinnt und die Jahresab-

schlüsse für die Leser verständnisvoller werden.194 

 

                                                
191 Gem. Paragraph 25 des Rahmenkonzepts des AASB wird dem Nutzer eines Jahresabschlusses eine 
angemessene Kenntnis der Rechnungslegung vorausgesetzt. Zudem ist von einem Verzicht der kom-
plexen, aber für die korrekte Darstellung notwendigen, Informationen im Jahresabschluss abzuraten. 
192 Vgl. Zst. d. ST. zum ED/2013/238, S. 23 – 24. 
193 Vgl. Zst. d. ST. zum ED/2013/238, S. 25. 
194 Vgl. ST-Nr. 1, S. 4. 
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Ein Stellungnehmender ist der Auffassung, dass die Ausführungen im Interesse der australi-

schen Wirtschaft sind. Allerdings sind diese v.a. von den Schlussfolgerungen aus den disku-

tierten Aspekten in den Fragestellungen SMC 2b, SMC 5 und Bsp. IG1 i.S.d. abhängig.195 

 

3.10.3 Interessenvertreter 

Alle zwei Stellungnehmende beantworten die Fragestellung mit „Ja“ und geben keine weiteren 

Kommentare ab. 

 

3.10.4 Abschlussersteller 

Alle drei Stellungnehmende dieser Gruppe geben keine Kommentare ab. Allerdings wird auf-

grund der bisherigen Beiträge angenommen, dass der Stellungnehmende des öffentlichen 

Sektors die Vorschläge im Interesse der australischen Wirtschaft unterstützt und die Stellung-

nehmenden des privaten Sektors den Ausführungen des AASB eher ablehnend gegenüber-

stehen. 

 

3.10.5 Zusammenfassung 

Die Mehrheit der Stellungnehmenden sieht die Vorschläge des AASB überwiegend im Inte-

resse der australischen Wirtschaft. Besonders sichtbar wird dies in der Gruppe der Wirt-

schaftstreuhänder, zumal hier von Verbesserung der Finanzberichterstattung der NPOs und 

der steigernden Aussagekraft der Jahresabschlüsse gesprochen wird. 

 

3.10.6 Würdigung der Kommentare aus der Sicht des AASB 

Die Antworten der Stellungnehmenden lassen erkennen, dass die Vorschläge des ED 238 

zum Wohl der australischen Wirtschaft beitragen. Daher sieht das AASB hinsichtlich dieser 

Fragestellung keinen weiteren Handlungsbedarf.196 

  

                                                
195 Vgl. ST-Nr. 10, S. 5. 
196 Vgl. Zst. d. ST. zum ED/2013/238, S. 26. 
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3.11 Standpunkte zur Kosten-Nutzen-Relation der Ausführungen der 

Implementierungsrichtlinie 

3.11.1 Fragestellung SMC 8 

 

 

 Frage 8: „Sind die Kosten und der Nutzen der Vorschläge des ED 238 in Bezug auf 

die aktuellen Anforderungen eher quantitativer oder qualitativer Natur?“197 

 

 

 

 

3.11.2 Wirtschaftsprüfer 

Drei Stellungnehmende geben keine Kommentare ab. 

 

Ein Stellungnehmender sieht die Vorschläge des ED 238 als „nutzbringend, aber …“ und sieht 

in der Implementierungsrichtlinie das Potenzial, die Qualität der Finanzberichterstattung der 

NPOs zu verbessern. Angesichts der zuvor erwähnten Anmerkungen zu den vorhergehenden 

Fragestellungen vermutet der Stellungnehmende, dass die Vorschläge an sich zu einer Re-

duktion der Kosten i.V.m. der Einhaltung der Normen führen.198 

 

Drei Stellungnehmende vertreten dieselbe Ansicht und beantworten die Frage mit „nutzbrin-

gend“. In Anbetracht der aktuellen Anforderungen verursachen die Vorschläge des ED 238 

keine signifikanten Kosten. Ein Stellungnehmender erwartet zunächst erhöhte Kosten bei der 

Umsetzung der neuen Bestimmungen, andererseits sind diese Kosten auf längere Sicht im 

Verhältnis zu dem Nutzen nicht unangemessen. V.a. dank der Anwendung von soliden Prin-

zipien des Control-Konzepts, welcher in einer qualitativen Finanzberichterstattung quer durch 

den NPO Sektor resultiert.199 

 

3.11.3 Interessenvertreter 

Alle zwei Stellungnehmende äußern sich zur Fragestellung und sehen die Ausführungen des 

ED 238 als nutzbringend. Ein Stellungnehmender nennt die Sachverhalte, die das AASB im 

                                                
197 Vgl. ebd., S. 27. 
198 Vgl. ST-Nr. 7, S. 4. 
199 Vgl. ST-Nr. 1, S. 4. 
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Rahmen der Tätigkeiten behandelt und von den IFRS nicht aufgegriffen werden als Begrün-

dung für die Vorteilhaftigkeit der Implementierungsrichtlinie.200 Ein Stellungnehmender ist der 

Ansicht, dass die neuen Regeln eventuell höhere Kosten mit sich bringen (v.a. anlässlich der 

Umstellung von einem regelbasierten Ansatz der bisherigen Regelungen zu einem prinzipien-

basierten Ansatz). Allerdings ist die Implementierungsrichtlinie bei der Interpretation der An-

forderungen hilfreich und somit wird die Kosteneinsparung gefördert.201 

 

3.11.4 Abschlussersteller 

Alle drei Stellungnehmende, sowohl die des privaten als auch des öffentlichen Sektors, beant-

worten die Frage nicht. 

 

3.11.5 Zusammenfassung 

Im Großen und Ganzen überwiegt die Ansicht, dass die Vorschläge des ED 238 in erster Linie 

nutzbringend sind. Den Organisationen entstehen bei der Einhaltung der neuen Regelungen 

eventuell Zusatzkosten, jedoch sind diese kaum erwähnenswert zumal die Vorteile des 

ED 238 auf lange Sicht prädominieren. Als Grund wird die höhere Qualität der Finanzbericht-

erstattung der NPOs genannt. 

 

3.11.6 Würdigung der Kommentare aus der Sicht des AASB 

Das AASB ist der Auffassung, dass keine der Stellungnehmenden irgendwelche Bedenken 

gegenüber den Vorteilen der Vorschläge des ED 238 im Vergleich zu den Kosten aufweisen. 

Als Begründung sieht das AASB einige Hervorhebungen der potenziellen Reduzierung der 

Kosten durch die Anwendung des AASB 10 als Ergebnis der Implementierungsrichtlinie. Man-

che Stellungnehmende zeigen zwar Kenntnis von einigen Problemen bei den anderen Frage-

stellungen oder zeigen sogar Zweifel an der Notwendigkeit der Konzernabschlüsse, allerdings 

sind Konzernabschlüsse für sämtliche Berichtseinheiten eine Notwendigkeit. So sieht das 

AASB hierbei keine besonderen Maßnahmen erforderlich.202 

  

                                                
200 Vgl. ST-Nr. 4, S. 4. 
201 Vgl. ST-Nr. 6, S. 6. 
202 Vgl. Zst. d. ST. zum ED/2013/238, S. 28. 
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3.12  Zusätzliche Ausführungen 

Der Großteil der Kommentare bezieht sich auf die einzelnen SMCs oder zumindest auf spezi-

fische Paragraphen der Implementierungsrichtlinie die einer bestimmten Fragestellung zuge-

ordnet werden können. In diesem Abschnitt werden die allgemein gehaltenen Kommentare 

und diejenigen, welche von den SMCs deutlich abweichen zusammengefasst. 

 

Ein Stellungnehmender ist der Ansicht, dass der Anwendungsbereich der Implementierungs-

richtlinie begrenzt und eine Überarbeitung notwendig ist. Als Begründung wird der Anhang E 

selbst genannt, welcher nicht für eine Anwendung durch FP Unternehmen bestimmt ist, den-

noch den Einsatz der Bestimmungen des AASB 10 bei FP Unternehmen beeinflusst. Jedoch 

liegt genau hier die Problematik, denn üblicherweise hält ein FP Unternehmen eine wirtschaft-

liche Beziehung zu einer NPO. Dadurch ist der Nutzen für ein FP Unternehmen bei der Beur-

teilung einer Beherrschung über eine NPO relativ beschränkt. Der Stellungnehmende emp-

fiehlt, den Anwendungsbereich auf alle öffentlichen Unternehmen auszuweiten, unabhängig 

davon, ob es sich um ein FP oder NFP Unternehmen handelt.203 Das AASB sieht die Anwen-

dung der Implementierungsrichtlinie durch die FP Unternehmen des öffentlichen Sektors als 

angemessen. Die Richtlinie steht – trotz der Einschränkung des Paragraphen IG1 – mit den 

IFRS im Einklang. Demnach wird empfohlen, den Anwendungsbereich auf alle öffentlichen 

Unternehmen auszuweiten.204 

 

Bezugnehmend auf das Erscheinungsdatum sieht ein Stellungnehmender es als gerechtfer-

tigt, wenn die adaptierten Anhänge des AASB 10 und des AASB 12 im Interesse der konse-

quenten Anwendung zur gleichen Zeit wie die angepassten Standards erscheinen.205 Ein wei-

terer Stellungnehmender sieht die Erstanwendung eines neuen Standards als sehr komplex 

und hält deshalb den zeitlichen Rahmen als zu gering. Schließlich können die neuen Vor-

schläge zu anderen Schlussfolgerungen einiger Unternehmen in Bezug auf die Kontrolle eines 

anderen Unternehmens führen als bisher. Die Beurteilung der Sachverhalte braucht Zeit wes-

halb für eine effektive Anwendung der Zeitraum von zwei Jahren zwischen dem Erscheinen 

und der verpflichtenden Anwendung der Implementierungsrichtlinie vorgeschlagen wird.206 

Das AASB sieht das derzeitige Datum der Erstanwendung als angemessen. Sämtliche Orga-

                                                
203 Vgl. ST-Nr. 9, S. 3. 
204 Vgl. Zst. d. ST. zum ED/2013/238, S. 29. 
205 Vgl. ST-Nr. 6, S. 2. 
206 Vgl. ST-Nr. 13, S. 2. 
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nisationen haben genügend Zeit die Vorschläge zu beurteilen. Zudem befindet sich das Erst-

anwendungsdatum am Anfang des Jahres und somit haben die Unternehmen immer noch das 

ganze Jahr Zeit, sich mit den Inhalten der Implementierungsrichtlinie vertraut zu machen.207 

 

Ein Stellungnehmender weist darauf hin, dass die bisher geltenden Vorschriften des 

AASB 127 i.V.m. den einzelnen Aus Paragraphen nicht vollständig übertragen sind. Die fol-

genden Paragraphen i.Z.m. der Beherrschung wurden weggelassen: 

 

 Aus 17.3(e) in denen ein Unternehmen dem Parlament Berichte über die Vorgänge 

inkl. geprüfte Jahresabschlüsse überreichen muss; 

 Aus 17.4 über die Rechte der Regierung der verbliebenen Vermögensgegenstände. 

 

Für den Stellungnehmenden ist es von Bedeutung, dass die Hauptunterschiede für den öffent-

lichen Sektor transparent und die Gründe erläutert sind. Diesbezüglich werden nähere Erläu-

terungen in der Grundlage für Schlussfolgerungen und eine Übereinstimmungstabelle emp-

fohlen.208 Ein weiterer Stellungnehmender ist ähnlicher Auffassung und erwähnt hierbei fol-

genden ausgelassenen Paragraphen: 

 

 Aus 17.2 – Diskussion um die Rechenschaftspflicht, die während der Anwendung des 

neuen Control-Konzepts keine spezifische Hervorhebung erhält. 

 

Die Stellungnehmenden empfehlen das Fehlen einiger bisher geltenden Aus Paragraphen in 

der Grundlage für Schlussfolgerungen zu erläutern.209 Das AASB ist stets bemüht, die spezi-

ellen Anforderungen des öffentlichen Sektors in der Entwicklung des ED 238 zu berücksichti-

gen. Aus diesem Grund ist eine Abklärung der noch existierenden Unterschiede zum bisher 

geltenden AASB 127 bis zur finalen Version des ED 238 vorgesehen. Anschließend werden 

diese in der Grundlage für Schlussfolgerungen identifiziert und erläutert.210 

 

In vielen Situationen ist es oftmals schwierig, aufgrund der Zielsetzung und dem Zweck an-

hand welcher eine Unternehmenseinheit von einer NPO gegründet wird, die relevanten Tätig-

keiten, über welche der Investor die Verfügungsgewalt über die gegründete Einheit besitzt, zu 

identifizieren. Zwei Stellungnehmende geben an, dass auf der einen Seite die Abklärung bzw. 

Ergänzung der Bestimmungen des AASB 10.BC80 bzgl. der Anwendung bei einer NPO vor-

                                                
207 Vgl. Zst. d. ST. zum ED/2013/238, S. 30. 
208 Vgl. ST-Nr. 2, S. 7. 
209 Vgl. ST-Nr. 13, S. 9 – 10. 
210 Vgl. Zst. d. ST. zum ED/2013/238, S. 30. 
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teilhaft ist (v.a. in den Fällen wo finanzielle Erträge nicht eine Schlüsselposition bei der Grün-

dung der Einheit darstellen). Auf der anderen Seite ist eine zusätzliche Veranschaulichung 

mehrerer NPO-Tätigkeiten anhand einer beispielhaften Darstellung für alle Anwender von Nut-

zen (inkl. einer Aufstellung der zugehörigen Parameter, die bei der Bestimmung, ob die Erträge 

der Investoren signifikant beeinflusst werden oder nicht, verwendet werden).211 I.Z.m. Erträgen 

und Zielen einer NPO fordert ein Stellungnehmender ein zusätzliches Anwendungsbeispiel 

(bzw. zumindest eine zusätzliche Ausführung), bei welchem die Erträge die Ziele des Investors 

nicht voranbringen oder nicht beinhalten.212 Daneben sieht ein Stellungnehmender die Aus-

führungen zwecks besserer Verständlichkeit von nicht-finanziellen Erträgen i.V.m. den Zielen 

des Investors eher beschränkt (v.a. i.V.m. negativen Erträgen oder gar keinen Erträgen). Der 

Stellungnehmende schlägt dem AASB vor, dem ED 238 eine weitere Aufstellung hinzuzufü-

gen, in wie weit die Zielerreichung der Ziele des Investors bestimmt oder gemessen werden 

kann.213 

 

In Bezug auf den Paragraph IG12 melden sich gleich vier Stellungnehmende zu Wort. Das 

AASB wird seitens dieser Stellungnehmenden aufgefordert den genannten Paragraphen kom-

plett zu überdenken und eventuell nochmals zu überarbeiten. Die Stellungnehmenden nennen 

die nachfolgenden Hauptargumente als Begründung für Ihre Ansichten:214 

 

 Der gesamte Paragraph IG12 ist in der derzeitigen Fassung größtenteils verwirrend 

und schwer zu interpretieren; 

 Eine zusätzliche Einbeziehung einer Erklärung der im IG12 beschriebenen Aspekte 

i.V.m. der Überleitung des AASB 10.B24 ist seitens der Stellungnehmenden notwen-

dig; 

 Klärung der Unterschiede zwischen der „Fähigkeit haben, die relevanten Tätigkeiten 

zu lenken, jedoch in der Ausübung beschränkt sein“ und der „Fähigkeit des Investors 

die Verfügungsgewalt auszuüben, die durch gesetzliche oder anderer Umstände be-

gründet ist, welche eben innerhalb dieser Fähigkeit entstehen“. 

 

Zusätzlich wird bemerkt, dass der Paragraph IG12 einer der Schlüsselelemente der Imple-

mentierungsrichtlinie für NPOs ist und nicht als ein Präzedenzfall der FP-Organisationen dar-

gestellt werden soll. AASB merkt diesen Kommentaren an bei der Überarbeitung des ED 238 

das Grundprinzip der Aspekte innerhalb des IG12 abzubilden und andere Ungereimtheiten in 

der Basis für Schlussfolgerungen anzusprechen.  

                                                
211 Vgl. ST-Nr. 3, S. 3; ST-Nr. 6, S. 2 – 3. 
212 Vgl. ST-Nr. 9, S. 2. 
213 Vgl. ST-Nr. 6, S. 3. 
214 Vgl. ST-Nr. 2, S. 6 – 7; ST-Nr. 3, S. 6; ST-Nr. 4, S. 2; ST-Nr. 13, S. 7 – 8. 
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4 Stellungnahmen zu den angeführten Anwendungsbei-

spielen im Exposure Draft 238 

4.1 Allgemeines 

Die Anwendungsbeispiele sind ein fester Bestandteil der Implementierungsrichtlinie und wer-

den innerhalb der zugehörigen Paragraphen abgebildet. Zwecks Analyse und besserer Dar-

stellung sind diese in einem separaten Kapitel dargestellt. Die Darstellung der Beispiele erfolgt 

in vereinfachter bzw. abgekürzter Form. Hierbei liegt das Augenmerk auf den aussagekräftigen 

Aspekten, um die Sachverhalte wahrgemäß zu garantieren. Die Aufgabe der Anwendungsbei-

spiele ist die Vorschläge des ED 238 verständlicher zu machen und die Anwendung in der 

Praxis zu erleichtern. 

 

Die Auswertung der Kommentare zu den Anwendungsbeispielen verläuft nach dem gleichen 

Schema wie bei den einzelnen SMCs. Zunächst erfolgt die Darstellung der einzelnen Sach-

verhalte der Anwendungsbeispiele, welche sinngemäß aus den Ausführungen – das jeweilige 

Beispiel betreffend – des ED 238 übernommen sind. Anschließend werden die zusammenge-

fassten Antworten der Stellungnehmenden inkl. der Hervorhebung der richtungsweisenden 

Ansichten der jeweiligen Gruppen in folgender Reihenfolge abgebildet: Wirtschaftsprüfer, In-

teressenvertreter und Abschlussersteller (sowohl des privaten als auch des öffentlichen Sek-

tors). Hierauf folgt eine kurze Zusammenfassung aller Stellungnahmen, um einen Trend – falls 

möglich – unter allen Stellungnehmenden zu erkennen. Abschließend folgt eine kurze Darstel-

lung der Auffassungen des AASB zu den erhaltenen Stellungnahmen und der daraus abgelei-

teten Rückschlüsse. 

 

Anders als beim vorhergehenden Kapitel werden zunächst allgemein gehaltene Kommentare 

der Stellungnehmenden gegliedert nach Gruppen inkl. einer Würdigung des AASB abgebildet. 

Danach erfolgt die Darstellung der einzelnen Standpunkte zu den jeweiligen Anwendungsbei-

spielen. Abschließend werden die vorgeschlagenen Anwendungsbeispiele der Stellungneh-

menden präsentiert. 

 

4.2 Allgemeine Standpunkte zu den Anwendungsbeispielen 

4.2.1 Wirtschaftsprüfer 

Die Mehrheit der Stellungnehmenden dieser Verfassergruppe sieht die Anwendungsbeispiele 

generell als eine sinnvolle Ergänzung zu den theoretischen Ausführungen des ED 238. Zwei 
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Stellungnehmende fordern zusätzliche Beispiele mit einem Bezug auf diejenigen Sachver-

halte, die in der Praxis häufiger auftreten. Diesbezüglich bringt ein Stellungnehmender folgen-

des Argument ein:215 

 

 Die Ermittlung von vertraglichen oder gesetzlichen Vereinbarungen zwischen zwei Or-

ganisationseinheiten desselben religiösen Ordens gestaltet sich schwierig, denn die 

Verfügungsgewalt einer NPO eines derartigen Ordens lässt sich nicht einfach von den 

Stimmrechten (wie bei einem Unternehmen) oder durch andere Faktoren des 

AASB 10.11 ableiten. 

 

In diesem Zusammenhang kommt der Vorschlag, die Ausführungen des ED 238 i.V.m. der 

Gewichtung der Faktoren des AASB 10.B18 und des AASB 10.B19 im Kontext einer NPO zu 

erweitern.216 Des Weiteren wird der Wunsch geäußert, die zusätzlich geforderten Bsp. stärker 

auf den privaten NPO Sektor zu fokussieren (z.B.: ein Anwendungsbeispiel mit einer privat 

geführten GmbH).217 Ein Stellungnehmender verlangt eine stärkere Hervorhebung des Unter-

schieds zwischen den einzelnen Rechten eines FP und eines NFP Unternehmens. In diesem 

Zusammenhang ist ein möglicher Hinweis, dass die Verfügungsgewalt einer NPO von denje-

nigen Rechten ausgeht die aus anderen Quellen stammen, im Paragraph IG5 hilfreich.218 Le-

diglich ein Stellungnehmender äußert Bedenken gegenüber der Darstellung der Theorie des 

ED 238 und der komplexen Anwendung der Prinzipien des AASB 10 bei NPOs anhand der 

Anwendungsbeispiele. Der Stellungnehmende empfiehlt eine präzisere Darstellung der Aus-

führungen des ED 238 mit Hilfe der Bsp. Auf diese Weise werden sowohl die Ermessensspiel-

räume minimiert als auch konkrete Lösungen bei strittigen Bereichen ermöglicht. Zuletzt wird 

die Einhaltung der Grundsätze des AASB 10 im Kontext einer NPO und des Control-Konzepts 

gefordert.219 

 

Nach der Ansicht eines Stellungnehmenden wäre zudem ein Bsp. hilfreich, in dem ein Kran-

kenhaus oder eine Universität für die Durchführung spezifischer Tätigkeiten wie z.B. For-

schung und Entwicklung ein separates Unternehmen (i.e.S. Unternehmenseinheit) gründen. 

Derartige Unternehmen werden in einer autonomen Art und Weise strukturiert und operieren 

überwiegend selbstständig. Das führt zu einer sorgfältigen Analyse sämtlicher Umstände, um 

eine korrekte Beurteilung des Control-Konzepts im Kontext einer NPO zu sichern.220 

 

                                                
215 Vgl. ST-Nr. 3, S. 2. 
216 Vgl. ebd. 
217 Vgl. ST-Nr. 9, S. 3. 
218 Vgl. ST-Nr. 7, S. 3. 
219 Vgl. ST-Nr. 13, 1 – 2. 
220 Vgl. ST-Nr. 7, S. 3. 
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4.2.2 Interessenvertreter 

Alle zwei Stellungnehmende halten die Anwendungsbeispiele für sinnvoll, legen allerdings be-

deutende Anmerkungen bei. Einerseits werden mehr Beispiele für einen breiteren Kreis von 

NPOs gefordert, andererseits sind zusätzliche Bsp. für die Darstellung der Beherrschung einer 

Organisation durch weniger konventionelle Mittel i.V.m. einem strukturierten Unternehmen 

notwendig.221 Zudem wird angemerkt, dass die Darstellung weiterer Ausführungen des ED 238 

anhand von neuen Anwendungsbeispielen einen zusätzlichen Nutzen mit sich bringt.222 

 

4.2.3 Abschlussersteller 

Ein Stellungnehmender betrachtet sämtliche Anwendungsbeispiele als hilfreich, fordert jedoch 

weitere Bsp. zwecks eines besseren Verständnisses der Anforderungen des AASB 10 an 

NPOs. Hierfür stellt der Stellungnehmende ein eigenes Anwendungsbeispiel zur Verfügung 

vor (siehe dazu Kap. 4.8).223 

 

4.2.4 Würdigung der Kommentare aus der Sicht des AASB 

Das AASB haltet zwei wesentliche Aspekte aus den Kommentaren fest. Erstens sind weitere 

Anwendungsbeispiele mit einem stärkeren Bezug auf den privaten NPO Sektor für die Inter-

pretationen und Anwendung der Theorie von großem Nutzen. In diesem Zusammenhang kann 

sich das AASB gut vorstellen, dass die von den Stellungnehmenden eigens dargestellten Bsp. 

die Basis für die zusätzlichen Anwendungsbeispiele bilden. Zweitens ist eine Korrektur einiger 

von den Stellungnehmenden genannten Bereiche innerhalb der Bsp. notwendig. Die Überar-

beitung hat zudem den Zweck weniger Ermessenspielraum für die Abschlussersteller zu las-

sen.224 

 

4.3 Standpunkte zum Anwendungsbeispiel IG1 (Errichtung preis-

werter Wohnplätze) 

4.3.1 Sachverhalt225 

Die religiöse Organisation ABC gründet ein gemeinschaftliches Wohnbauprogramm (i.e.S. Ge-

meindewohnungen), um einen preiswerten Wohnraum zu bieten. Das Vorhaben wird im Rah-

men einer Vereinbarung mit einem eingetragenen Verein betrieben. Die einzige Tätigkeit des 

                                                
221 Vgl. ST-Nr. 4, S. 3. 
222 Vgl. ST-Nr. 6, S. 3. 
223 Vgl. ST-Nr. 2, S. 3. 
224 Vgl. Zst. d. ST. zum ED/2013/238, S. 33. 
225 Vgl. ED/2013/238, Anh. E zum AASB 10, S. 14 – 16. 
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Vereins ist die Verwaltung des Gemeindebaus. Der Verein besitzt keine Eigenkapitalinstru-

mente. Das Direktorium des Vereins besteht aus 16 Mitgliedern, wovon acht von der Organi-

sation ABC bestellt werden (vorbehaltlich der potentiellen Entfernung des Direktoriums durch 

die Gründer). Der konventionellen Art entsprechend wird der Vorsitzende ebenfalls aus der 

Reihe der Mitglieder der religiösen Organisation gewählt. Die Organisation ABC ist im Besitz 

des Landes auf welchem der Wohnbau errichtet wird und steuert die Kapital- und Betriebsmit-

tel zum Bauvorhaben bei (d.h. als eine Art Spende). Der Verein ist der Eigentümer des Ge-

meindebaus und behält jeglichen Überschuss aus dessen Betrieb. Schließlich ist der Verein 

aufgrund der Satzung nicht in der Lage eine finanzielle Rendite an die Organisation ABC zu 

zahlen. 

 

In der Variante IG1A und auf den dargestellten Angaben basierend wird der Verein durch die 

religiöse Organisation beherrscht. Die Organisation ABC ist im Besitz der Rechte, die ihr die 

Fähigkeit verleihen, die maßgeblichen Tätigkeiten des Vereins zu lenken.226 Zusätzlich hat die 

Organisation ABC auch das Recht, variable Renditen aus dem Engagement mit dem Verein 

zu erhalten. Auch wenn die Organisation ABC eine derartige Rendite nie erhalten hat bzw. 

auch nicht wird, so fördern ihre Investitionen die sozialen Kompetenzen und die Ziele hinsicht-

lich des Anbietens eines kostengünstigen Wohnraums (d.h. hierbei sind die Rückflüsse aus 

der Zusammenarbeit sozialer Natur). Darüber hinaus ist die Organisation ABC in der Lage die 

Verfügungsgewalt über die Zusammensetzung des Direktoriums zu verwenden und somit die 

Höhe der Erträge zu beeinträchtigen. 

 

Die Variante IG1B basiert auf den gleichen Fakten mit folgenden Ausnahmen: 

 

 Die Mitglieder des Direktoriums sind durch eine öffentliche Nominierung und einen Ab-

stimmungsprozess einberufen, wodurch die Organisation ABC keine Verfügungsge-

walt besitzt diese Mitglieder zu ernennen; und 

 Beschlüsse des Direktoriums werden von der religiösen Organisation eingesehen, al-

lerdings besteht keine Möglichkeit die Mitglieder mit einer Art Vetorecht zu ersetzen. 

 

Anhand der neuen Grundlage basierend ist die Organisation ABC nicht im Besitz der Verfü-

gungsgewalt um die relevanten Tätigkeiten des Vereins zu lenken. Aus diesem Grund liegt 

kein Beherrschungsverhältnis zwischen den beiden Organisationen vor. Die Organisation ABC 

kann den Erhalt von indirekten nicht finanziellen Renditen immer noch berücksichtigen, da die 

                                                
226 Anmerkung: Der Besitz der Rechte ist für das Vorliegen der Beherrschung, unabhängig davon ob 
diese ausgeübt werden oder nicht, ausreichend. 
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sozialen Zielsetzungen der religiösen Organisation in Bezug auf den kostengünstigen Wohn-

bau durch die Tätigkeiten des Vereins gefördert werden. Ungeachtet dessen ist gem. Para-

graph IG18 die Kongruenz von Zielen unzureichend um daraus die Schlussfolgerung zu zie-

hen, dass ein Unternehmen ein anderes beherrscht. 

 

4.3.2 Wirtschaftsprüfer 

Die Stellungnehmenden dieser Verfassergruppe teilen relativ unterschiedliche Ansichten hin-

sichtlich des ersten Anwendungsbeispiels. So sieht ein Stellungnehmender, dass im Kontext 

der Variante IG1A die Beherrschung anhand der Stimmrechte existiert, obwohl diese Rechte 

gem. Paragraph IG5 bei der Beurteilung der Beherrschung ausdrücklich ausgeschlossen wer-

den. Aus diesem Grund wird eine klare Darstellung der Kernelemente des Control-Konzepts 

gefordert.227 

 

Während ein weiterer Stellungnehmender die Darstellung der Beherrschung in dem Beispiel 

befürwortet,228 ist ein Stellungnehmender der Ansicht, dass hierbei das Konzept der Renditen, 

welches im ED 238 erst später dargestellt wird zum Vorschein kommt.229  

 

Ein Stellungnehmender sieht im Bsp. eine nützliche Darlegung des Begriffes „maßgebliche 

Tätigkeiten“ innerhalb einer Gruppe von NPOs. Oftmals liegt jedoch die Möglichkeit die unter-

schiedlichen Aspekte der Tätigkeiten der gesamten Gruppe zu bestimmen in der Hand von 

mehr als nur einer NPO. Dabei gilt zu beachten, dass einige NPO Gruppen (z.B.: religiöse 

NPOs) in ihrer Struktur die strikte Trennung zwischen der Vermögensverwaltung und der 

Wohltätigkeit sicherstellen. Eine Vereinbarung über eine derartige Trennung der Aktivitäten 

kann bei der Bestimmung der Muttergesellschaft innerhalb einer Gruppe von Unternehmen 

die nicht durch Stimmrechte verbunden sind zu Schwierigkeiten führen. Zudem wird von dem 

Stellungnehmenden argumentiert, dass die Vermögensverwaltung einer NPO zu den wichtigs-

ten Tätigkeiten zählt. Erfahrungsgemäß wird hierdurch die Versorgung der anderen Tätigkei-

ten mit der notwendigen Kapazität sichergestellt. Allerdings kann die gemeinnützige Tätigkeit 

ebenso als maßgebliche Aktivität angesehen werden sobald die Dienstleistungen zu Geldein-

nahmen führen. Der Stellungnehmende empfiehlt, die Art und Weise der Anordnung innerhalb 

einer berichterstattenden Gruppe von NPOs zwecks besserer Identifizierung der relevanten 

Aktivitäten klarzustellen.230 

 

                                                
227 Vgl. ST-Nr. 3, S. 5. 
228 Vgl. ST-Nr. 7, S. 2. 
229 Vgl. ST-Nr. 9, S. 2. 
230 Vgl. ST-Nr. 10, S. 3 – 4. 
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Ein Stellungnehmender äußert erhebliche Bedenken dem Bsp. gegenüber hinsichtlich dem 

Zweck, der Form und der Bestimmung der relevanten Tätigkeiten. Letztere ist i.V.m. den ver-

traglichen Vereinbarungen nicht angemessen berücksichtigt. Zudem sind keine Anzeichen 

vorhanden, ob die religiöse Organisation die Fähigkeit besitzt die Statuten des Vereins (v.a. 

auf die Bestellung oder Ernennung von Mitgliedern u.Ä. bezogen) zu ändern. Aus diesem 

Grund empfiehlt der Stellungnehmende den Zweck und die Gestaltung der Struktur gezielt 

anzusprechen sowie die Feststellung der maßgeblichen Aktivitäten als eines der Kernele-

mente des Control-Konzepts klarer darzustellen. In diesem Zusammenhang führt der Stellung-

nehmende folgendes Bsp. vor. Angenommen, das Direktorium besteht lediglich aus zehn Mit-

gliedern. Davon werden zwei von der Organisation ernannt und die restlichen acht sind unab-

hängig. Basierend auf dieser Tatsache und der Anwendung der Vorschriften des AASB 10 gibt 

es folgende potenzielle Argumente in Bezug auf den Zweck, die relevanten Tätigkeiten und 

wer letztendlich den Verein kontrolliert:231 

 

 Der Verein ist zum Zweck des preiswerten Wohnens entstanden und hat die Fähigkeit, 

die täglichen Aktivitäten in einem vorher fest definierten Rahmen zu steuern (d.h. Mit-

telverwendung / Mittelherkunft sind festgelegt und dementsprechend existieren keine 

relevanten Tätigkeiten, welche die Rückflüsse beeinflussen). Daher kann der Verein 

als eine Erweiterung der religiösen Organisation betrachtet werden. Dazu kommt die 

Tatsache, dass die Organisation keinerlei direkte finanzielle Rückflüsse erhält und eine 

Kongruenz der Ziele vorliegt. Daraus resultiert die Beherrschung des Vereins; oder 

 Der Verein operiert nicht unter einem vorher definierten Rahmen der Organisation. 

Dementsprechend gilt es festzustellen, wer über die maßgeblichen Aktivitäten bestim-

men kann. Voraussetzung ist jedoch, dass es sich nicht um diejenige Organisation 

handelt, welche die Rechte dafür inne hält. Daraus lässt sich schließen, dass die Or-

ganisation ABC nicht den Verein beherrscht. 

 

Des Weiteren wird im Bsp. nicht explizit erwähnt, welche speziellen Rechte zu einer Verfü-

gungsgewalt der Organisation führen. Die Identifizierung der relevanten Tätigkeiten i.V.m. ei-

ner notwendigen Neuformulierung mancher Absätze wird dem AASB nahe gelegt (v.a. die 

Beschreibung der Umstände, die in der Kontrolle des Vereins resultieren). Zuletzt wird ange-

merkt, dass die Organisation zwar keine direkten finanziellen Erträge erhält, jedoch die Fähig-

keit, die Verteilung der Erträge zu bestimmen in einem indirekten nicht finanziellen Nutzen 

resultiert.232 

 

                                                
231 Vgl. ST-Nr. 13, S. 5 – 6. 
232 ebd. 
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Zwei Stellungnehmende geben keine Kommentare ab. 

 

4.3.3 Interessenvertreter 

Alle zwei Stellungnehmende sind der Auffassung, dass das Ziel des Anwendungsbeispiels 

IG1, die Verfügungsgewalt im Kontext einer NPO darzustellen, nicht erreicht wird. Stattdessen 

wird im Rahmen des Bsp. die Theorie zu den Renditen verdeutlicht (v.a. wird mit Hilfe der 

Verwirklichung sozialer Ziele ein gutes Bsp. an nicht finanziellen Erträgen gezeigt). Die Stel-

lungnehmenden raten dem AASB ein neues Anwendungsbeispiel zum Zwecke der Darstellung 

der Verfügungsgewalt zu erstellen und das hier vorliegende Bsp. für die Vorschriften der Ren-

diten i.V.m. einer NPO zu nutzen.233 

 

4.3.4 Abschlussersteller 

Ein Stellungnehmender stellt das erste Anwendungsbeispiel in dessen jetziger Form als vage 

und unklar dar. Zudem wirft der Stellungnehmende dem AASB in Bezug auf die Definition einer 

„religiösen Organisation“ Versagen vor. Als Begründung wird die unzureichende Abgrenzung 

der „religiösen Organisation“ zu einer GmbH, einer Wohlfahrtsorganisation, einem eingetrage-

nen Verein oder einfach einem Unternehmen im allgemeinen Sinne genannt.234 

 

Zwei Stellungnehmende – einer aus dem privaten und ein zweiter aus dem öffentlichen Sektor 

– enthalten sich jeglicher Kommentare. 

 

4.3.5 Zusammenfassung 

Die Mehrheit der Stellungnehmenden äußert sich zum ersten Anwendungsbeispiel des 

ED 238. Die einzelnen Meinungen fallen zwar relativ unterschiedlich aus, allerdings sieht der 

überwiegende Teil einheitlich einige erforderliche Verbesserungen hinsichtlich der Ausführun-

gen des Bsp. Diese betreffen v.a. die drei Kriterien des Control-Konzepts in Bezug auf den 

Kontext einer NPO. Des Weiteren stellt die Gruppe der Wirtschaftsprüfer detaillierte Vor-

schläge für die Anpassung des Bsp. durch das AASB zur Verfügung. 

 

4.3.6 Würdigung der Kommentare aus der Sicht des AASB 

Das AASB identifiziert beim ersten Anwendungsbeispiel sechs zentrale Kernpunkte die es auf-

grund der Aussagen der Stellungnehmenden zu berücksichtigen gilt:235 

                                                
233 Vgl. ST-Nr. 4, S. 2; ST-Nr. 6, S. 4. 
234 Vgl. ST-Nr. 8, S. 1 – 2.  
235 Vgl. Zst. d. ST. zum ED/2013/238, S. 36 – 37. 
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1. Klarstellung der expliziten Anwendung des Control-Konzepts im Kontext einer NPO 

einschließlich der Möglichkeit, die Mitglieder des Direktoriums zu ernennen und abzu-

berufen. Zudem ist eine Verbesserung der Erläuterungen i.V.m. den Stimmrechten bei 

einer NPO notwendig. Diese sind zwar ein bedeutender Indikator für die Verfügungs-

gewalt, müssen jedoch jeweils individuell im Hinblick auf alle Umstände betrachtet wer-

den. 

2. Unter Umständen kann es vorkommen, dass mehrere Unternehmen die Verfügungs-

gewalt zum Steuern der verschiedenen Bereiche der Tätigkeiten eines Unternehmens 

besitzen. Dennoch gilt das Prinzip des AASB 10.13 gleichermaßen für FP und NFP 

Unternehmen und somit besteht diesbezüglich kein weiterer Handlungsbedarf. 

3. Eine Ausdehnung des Bsp. zwecks der Identifizierung der maßgeblichen Aktivitäten 

bringt mehr Klarheit bei der Anwendung der Vorschriften in der Praxis. Ebenso das 

Vorliegen der Verfügungsgewalt durch die religiöse Organisation gilt es zu konkretisie-

ren. 

4. Abänderung des Terminus „finanzielle Erträge“ in direkte finanzielle Erträge, denn hier-

bei handelt es sich nicht um finanzielle Erträge im allgemeinen Sinne. 

5. Einen Hinweis darauf einarbeiten, dass im Bsp. IG1sowohl das Thema Rendite als 

auch die Verknüpfung zwischen dem Ertrag und der Verfügungsgewalt erfasst werden. 

6. Der transaktionsneutralen Politik des AASB entsprechend ist die Definition einer religi-

ösen Organisation nicht notwendig. Zudem gelten die Bestimmung des AASB 10 un-

abhängig von der Art oder der Struktur eines Unternehmens. 

 

4.4 Standpunkte zum Anwendungsbeispiel IG2 (Gemeinderat und 

Landesregierung) 

4.4.1 Sachverhalt236 

Der Gemeinderat LMN (engl. local government) wurde unter einem staatlichen Kommunalver-

waltungsgesetz geschaffen, um für den Frieden, Ordnung und eine ordentliche Verwaltung der 

Gemeinde zu sorgen. Der Gemeinderat wird von den Stadträten geführt, welche direkt von der 

örtlichen Gemeinschaft gewählt werden. Die allgemeinen Anforderungen an die Wahlen sind 

im Gesetz festgehalten. Das Gesetz legt das primäre Ziel, langfristig beste Lebensbedingun-

gen für die lokale Gemeinschaft zu schaffen, des Rates fest. Um das zu erreichen sind fol-

gende Aspekte zu beachten: 

 

                                                
236Vgl. ED/2013/238, Anh. E zum AASB 10, S. 19 – 24. 
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 Förderung der sozialen, wirtschaftlichen und ökologischen Tragfähigkeit und Nachhal-

tigkeit der Gemeinde; 

 Sicherstellung der Verwendung der Ressourcen effizient wie effektiv und dass Dienst-

leistungen zugänglich und gerecht sind; 

 Die gerechte Festsetzung von Abgaben und Gebühren (engl. rates and charges); und 

 Transparenz und Rechenschaftspflicht in den Gemeinderatsbeschlüssen. 

 

Der Rat wird durch das Gesetz bevollmächtigt, alle notwendigen und für die Ziele geeigneten 

Schritte zu unternehmen. Zudem wird der Rat angehalten, die Aufgaben, vorbehaltlich etwai-

ger Beschränkungen desselben Gesetzes oder anderer Rechtsvorschriften (siehe Abschnitt 

über Landesregierung ihrer Schutzrechte und substanzielle Rechte später im Bsp.) zu erfüllen. 

Diese Aufgaben beinhalten u.a. folgende: 

 

 Erhöhung der Einnahmen um die Aufgaben und Aktivitäten zu finanzieren; 

 Planung und Bereitstellung von Diensten und Einrichtungen einschließlich Infrastruktur 

für die lokale Gemeinschaft; 

 Strategische Flächennutzungsplanung; 

 Erstellung und Durchsetzung lokaler Gesetze; und 

 Befürwortung von Vorschlägen die im besten Interesse des Landkreises sind.  

 

Bei der Erfüllung der Aufgaben übernimmt der Rat eine breite Palette von Tätigkeiten, ein-

schließlich Personalbeschäftigung, Preis (i.w.S. Entgelt) und Gebührenbildung, Schaffung und 

Anwendung von Richtlinien und Verfahren, Kauf und Verkauf von Gütern oder Dienstleistun-

gen von oder für die Wähler oder anderen Parteien, die Bereitstellung von unentgeltlichen 

Dienstleistungen wie Parks und Straßen, Abwicklung bei den Finanzverträgen und Verfolgung 

von Rechtsstreitigkeiten u.v.m. All diese Tätigkeiten tragen in irgendeiner Weise (d.h. positiv 

oder negativ) zur Zielerfüllung des Gemeinderates bei. Somit sind diese Tätigkeiten diejeni-

gen, die sich auf die Rendite des Gemeinderates auswirken und das sowohl auf die finanziel-

len als auch nicht finanziellen Renditen. 

 

Die Landesregierung (engl. state government) schreibt den Gemeindebezirken (engl. govern-

ment of the municipal district) Ziele vor, welche mit den Zielen der einzelnen Gemeinde im 

Einklang stehen. Diese Ziele werden in denjenigen Rechtsvorschriften abgebildet die von der 

Landesregierung erlassen werden. Folglich unterliegt der Rat einer Vielzahl von Befugnissen 

(engl. regulatory power) der Landesregierung, auch wenn die täglichen Aktivitäten vom Ge-

meinderat unter der Leitung der gewählten Ratsmitglieder getragen werden. Die Rechte der 

Landesregierung in Bezug auf den Gemeinderat trägt in erster Linie der Minister der lokalen 
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Landesregierung, aber auch andere Minister verfügen über etwaige Befugnisse i.V.m. den 

soeben genannten Rechten (z.B. Entscheidungsbefugnis über die Flächennutzungsplanung 

des Ministers für Planung). Das Hauptinteresse der Landesregierung an den Aktivitäten des 

Gemeinderates ist die Sicherstellung der Erreichung der allgemeinen Ziele gem. des erlasse-

nen Gesetzes (u.a. auch die Förderung dieser Ziele). Zu diesem Zweck hat die Landesregie-

rung ein umfangreiches Angebot an Rechten, welche durch den Minister ausgeübt werden 

können. Dank dieser Rechte besteht die Möglichkeit den Gemeinderat zu beraten oder in der 

Ausübung der Tätigkeiten zu unterstützen. Unter bestimmten Umständen kann der Minister in 

die Aktivitäten des Rates eingreifen. Die wichtigsten dieser Rechte sind in den nachfolgenden 

Abschnitten beschrieben. 

 

Einige Rechte der Landesregierung sind Schutzrechte i.S.d. AASB 10.B26: Rechte die sich 

auf grundlegende Änderungen der Tätigkeiten des Gemeinderates (i.e.S. der Tätigkeiten des 

Beteiligungsunternehmens) beziehen oder Anwendung in Ausnahmefällen finden. Bspw. hat 

der Minister folgende Rechte: 

 

 Umstrukturierung des Rates durch Änderungen der Grenzen oder die Abschaffung des 

alten und Aufbau eines neuen Rates durch den Minister der in der Lage ist die Über-

tragung von Eigentum, Einkommen, Vermögenswerte, Rechte, Verbindlichkeiten, Auf-

wendungen und Personal als Teil des Prozesses zu leiten; 

 Inspektoren der Gemeindeverwaltung ernennen oder andere Nachforschungen anstel-

len um die Angelegenheiten des Rates zu begutachten und etwaige Empfehlungen 

dem Rat gegenüber auszusprechen, und zusätzlich derartige Empfehlungen durchzu-

setzen falls der Rat diese nicht anerkennt; 

 Ein Veto gegen die lokalen Gesetze des Rates einlegen. Jedoch nur im Falle einer 

wesentlichen Einschränkung des Wettbewerbes ohne eine angemessene Begründung 

i.Z.m. einer subjektiven Ansicht des Ministers; und 

 Alle Ratsmitglieder absetzen wenn der Minister davon überzeugt ist, dass eine schwer-

wiegende Verletzung der angemessenen Verwaltungstätigkeiten der Gemeinde be-

steht oder rechtswidrige Handlungen innerhalb des Gemeinderates aufkommen. In die-

sem Fall hat der Minister die Möglichkeit einen unabhängigen Verwalter zu ernennen, 

der anstatt des Gemeinderates handelt und dessen Funktionen, Befugnisse und Auf-

gaben erfüllt. 

 

Die Landesregierung hat zudem einige Rechte, deren Bedeutung nicht unter die Kategorie der 

Schutzrechte fällt. Hierbei handelt es sich um substanzielle Rechte so lange sie sich nicht auf 

grundlegenden Änderungen oder außergewöhnlichen Umständen beziehen. Bspw. haben die 
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Minister folgende (zum Zwecke dieses Anwendungsbeispiels sind diese Rechte als substan-

ziell klassifiziert): 

 

 Erstellung von Leitlinien für die Beschaffungspolitik oder die Erbringung von Dienstleis-

tungen des Gemeinderates, welche die Bedürfnisse der lokalen Bevölkerung am bes-

ten fördern; 

 Überprüfung der jährlichen Zulagen für den Gemeinderat i.S.v. finanzieller Unterstüt-

zung einschließlich der Grenzen und Reichweiten von Förderungen; 

 Genehmigung (oder Veto) von Investitionen der Gemeinde in Finanzinstrumente, wel-

che nicht bereits von Gesetzes wegen genehmigt sind; 

 Genehmigung (oder Veto) von unternehmerischen Unterfangen des Gemeinderates, 

welche 5% der Umsätze aus Abgaben und Gebühren übersteigen; 

 Anweisungen zu Zinsen und Gebühren abgeben um das allgemeine Einkommen des 

Gemeinderates für ein volles Geschäftsjahr zu begrenzen; und 

 Vorbereitung eines Bebauungsplans für die Gemeinde oder Ermächtigung einer Ände-

rung bei der Bebauung, welche an Bedingungen geknüpft ist die auf Wunsch des Mi-

nisters eingeführt werden. 

 

Auf der Grundlage der Tatsachen und Umstände, die eben beschrieben worden sind, hat die 

Landesregierung die Kontrolle über den Gemeinderat in Übereinstimmung mit der Definition 

der Kontrolle in dem Standard? Wenn nicht, von wem wird der Gemeinderat beherrscht? 

 

Angesichts des Themas Verfügungsgewalt kann gesagt werden, dass die Landesregierung in 

Bezug auf den Gemeinderat zahlreiche Rechte innehält. Während die Schutzrechte keine Ver-

fügungsgewalt implizieren die der Landesregierung Kontrolle über den Gemeinderat verleihen, 

geben die substanziellen Rechte der Landesregierung die Fähigkeit bestimmte Tätigkeiten des 

Gemeinderats zu lenken. Wie auch immer, Paragraph 10 des Standards besagt, dass ein In-

vestor Verfügungsgewalt über die Beteiligung innehat wenn der Investor die aktuelle Fähigkeit 

besitzt die relevanten Tätigkeiten zu lenken, d.h. diejenigen Tätigkeiten, welche die Erträge 

der Beteiligung signifikant beeinflussen (sowohl finanziell als auch nicht finanziell wie z.B. 

Dienstleistungen für Mitglieder). AASB 10.B10 besagt zusätzlich, dass die Auffassung, ob ein 

Investor die Verfügungsgewalt innehat bspw. davon abhängig ist, welche Rechte des Investors 

oder andere Parteien i.Z.m. dem Beteiligungsunternehmen haben. Obwohl die Landesregie-

rung bestimmte Tätigkeiten des Rates lenken kann, ist es der Regierung nicht möglich dieje-

nigen Aktivitäten zu bestimmen, welche die Erträge des Gemeinderates signifikant beeinträch-

tigen können. Daher besitzt die Landesregierung keine Verfügungsgewalt über den Gemein-

derat i.S.d. Standards. Die Verfügungsgewalt über die entsprechenden Tätigkeiten wird von 
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den Gemeinderatsmitgliedern selbst gehalten. Die überwiegende Mehrheit dieser Aktivitäten 

beeinflusst die Rendite aus den operativen Geschäften. Zudem geschieht die Ausübung dieser 

Verfügungsgewalt innerhalb der von der Landesregierung gestellten Rahmenbedingungen. 

Zwecks Veranschaulichung folgende Darbietung: der Minister billigt ein unternehmerisches 

Unterfangen des Gemeinderates welches Erträge i.H.v. 15% der Einnahmen aus den Abgaben 

und Gebühren erwirtschaftet. Somit besitzt der Gemeinderat selbst die Verfügungsgewalt über 

die maßgeblichen Tätigkeiten, welche die restlichen 85% – und somit die deutliche Mehrheit 

– der Gesamteinnahmen darstellen. Auch wenn der Minister die Anweisung erteilen sollte, die 

Abgaben und Gebühren des Gemeinderates der Höhe nach zu begrenzen, haben derartige 

Anweisungen in diesem Bsp. keine relevanten Auswirkungen (v.a. bestimmt der Minister nicht 

über die Anhebung sämtlicher Abgaben und Gebühren). Darüber hinaus bleibt die Aufteilung 

der Gesamtabgaben und Gebühren unter den verschiedenen Kategorien der Mitglieder (wie 

z.B.: Wohn-, Industrie- und Landwirtschaftssteuerzahler, oder in verschiedenen Bereichen des 

Landkreises) dem Gemeinderat überlassen. Diese Unterteilung wirkt bei den Zielen des Ge-

meinderates wesentlich mit, welche u.a. einen wichtigen Teil der Rendite darstellen. 

 

Die Landesregierung hat das Recht auf variable Renditen aus der Beteiligung am Gemeinderat 

da die Tätigkeiten des Rates zur Verwirklichung oder Förderung der Ziele der Landesregierung 

beisteuern. Dies betrifft hauptsächlich das Ziel eine gute Regierung i.V.m. einer entsprechen-

den Entwicklung der Gemeinde abzubilden. 

 

Die dargestellten Aspekte innerhalb des Sachverhaltes im Anwendungsbeispiel IG2 lassen 

deutlich darauf schließen, dass die Landesregierung keine Verfügungsgewalt über den Ge-

meinderat innehält. Dadurch begründet wird ebenfalls das Fehlen des dritten Kriteriums des 

Control-Konzepts Verknüpfung zwischen der Verfügungsgewalt und der Rendite. Einerseits 

ist die Landesregierung in der Lage, die Erträge des Gemeinderates und dadurch indirekt die 

eigenen Renditen durch die Ausübung der substanziellen Rechte zu beinträchtigen (z.B.: kann 

der Minister bestimmte Richtlinien erlassen, um die Reaktionsfähigkeit der angebotenen 

Dienste des Gemeinderates für die Bedürfnisse der Gemeinde zu verbessern oder sogar die 

Investitionen des Gemeinderates in verschiedene Arten von Finanzinstrumenten genehmi-

gen). Andererseits besteht für die Landesregierung nicht die Möglichkeit die relevanten Tätig-

keiten zu lenken(d.h. diejenigen Tätigkeiten, welche die Rendite des Gemeinderates erheblich 

beeinflussen). 

 

Die Schlussfolgerung aus der soeben dargestellten Beurteilung ist, dass die Landesregierung 

keine Verfügungsgewalt über den Gemeinderat besitzt und aus diesem Grund kein Beherr-
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schungsverhältnis zwischen den beiden Beteiligten besteht. In der Tat existiert somit kein In-

vestor i.S.d. Standards, welcher den Gemeinderat beherrscht. Die Ratsmitglieder als eine 

Gruppe stellen keine Investoren dar. Sie sind dem Vorstand eines Unternehmens ähnlich, d.h. 

die Mitglieder sind ein Teil des Gremiums selbst. In diesem Fall wird der Gemeinderat von 

keiner anderen Organisation konsolidiert.  

 

Folgendes Resultat kann alternativ betrachtet werden. Der Unterschied zwischen den Schutz-

rechten und den substanziellen Rechten und die Signifikanz der substanziellen Rechte i.V.m 

den Renditen des Gemeinderates sind hinsichtlich des Urteils im Hinblick auf alle Tatsachen 

und Umstände in den jeweiligen Situationen ursächlich. Eine andere Liste oder Klassifizierung 

der substanziellen Rechte als diejenige, welche in diesem Bsp. dargestellt wird könnte die 

Schlussfolgerung über die Beherrschung des Gemeinderates ändern. 

 

4.4.2 Wirtschaftsprüfer 

Ein Stellungnehmender ist der Ansicht, dass die Möglichkeit die Höhe der Abgaben und Ge-

bühren – in diesem Fall als relevante Aktivitäten deklariert – zu bestimmen sehr wohl ein sub-

stanzielles Recht bzw. Mittel darstellt um den Ertrag des Investors signifikant zu beeinflussen. 

Der Stellungnehmende schlägt vor, die Zuteilung der Gebühren als eine administrative Ent-

scheidung zu klassifizieren, denn dadurch fällt diese als entscheidender Faktor bei der Beur-

teilung des Control-Konzepts aus.237 

 

Ein Stellungnehmender sieht in der Konsolidierung von Gemeinde und Land ein umstrittenes 

Thema, v.a. da der ersetzte AASB 127 festgehalten hat, dass unter den bestehenden gesetz-

lichen Regelungen keine Landesregierung einen Gemeinderat kontrolliert. Hier taucht die 

Frage auf welche Folgen eine Beherrschung des Gemeinderats in Australien mit sich bringt. 

Der Stellungnehmende weist auf mögliche Missverständnisse bzw. die Gefahr einer fehlerhaf-

ten Anwendung eines derartig anspruchsvollen Standards hin. Seitens des Stellungnehmen-

den ist es empfehlenswert ein zusätzliches Szenario, bei welchem die Landesregierung den 

Gemeinderat lenkt, hinzuzufügen.238 

 

Ein Stellungnehmender ist der Meinung, das Anwendungsbeispiel IG2 kann zu potentieller 

Fehlanwendung des Control-Konzepts führen. Die relevanten Aktivitäten sind nicht klar defi-

niert, hauptsächlich weil diese als substanziell beschrieben werden, allerdings von der Art der 

Darstellung eher zu den Schutzrechten zählen (z.B.: aus der Darstellung der Fähigkeit die 

                                                
237 Vgl. ST-Nr. 3, S. 5 – 6. 
238 Vgl. ST-Nr. 7, S. 2 – 3. 
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Abgaben und die Gebühren zu bestimmen kann das substanzielle Recht über die relevanten 

Aktivitäten nicht entnommen werden). Auf der anderen Seite werden wiederum einige Schutz-

rechte als substanziell gezeigt, wie z.B.: die Fähigkeit, Empfehlungen im Gemeinderat durch-

zusetzen.239 

 

Ein Stellungnehmender verweist auf den Paragraph IG6 der Implementierungsrichtlinie, der in 

der derzeitigen Fassung erkennen lässt, dass die Landesregierung generell keine Verfügungs-

gewalt besitzt die relevanten Aktivitäten des Gemeinderates zu lenken. Aufgrund dieses Wi-

derspruchs wird empfohlen, das Anwendungsbeispiel IG2 zu entfernen. Zudem ist eine unzu-

reichende Erläuterung der Identifizierung der relevanten Tätigkeiten gegeben. Zusammenfas-

send gesagt ist der Stellungnehmende der Ansicht, die gewonnenen Schlussfolgerungen des 

Anwendungsbeispiels IG2 sind hinsichtlich des Control-Konzepts i.V.m. einer NPO fehlerhaft 

(u.a. da auch dieser Stellungnehmende manche Schutzrechte eher der substanziellen Art zu-

ordnet).240 

 

Drei weitere Stellungnehmende geben keine Kommentare ab. 

 

4.4.3 Interessenvertreter 

Ein Stellungnehmender sieht ein derartiges Anwendungsbeispiel in welchem die Landesregie-

rung nicht den Gemeinderat kontrolliert ohne ein entsprechendes Gegenbeispiel für einen Ver-

gleich als riskant an. V.a. besteht die Möglichkeit von Missverständnissen bei der Interpretation 

der einzelnen Szenarien. Der Stellungnehmende ist der Ansicht, dass ein Anwendungsbeispiel 

erst an Aussagekraft gewinnt sobald alle Fakten und Umstände klar dargelegt sind.241 

 

Ein Stellungnehmender befürwortet das Anwendungsbeispiel IG2 i.V.m. einer gelungenen 

Darstellung des Control-Konzepts in Bezug auf eine NPO. Allerdings ist eine Beurteilung er-

forderlich, ob die Landesregierung die relevanten Aktivitäten des Gemeinderats tatsächlich 

signifikant lenken kann und folglich die Erträge beeinflusst oder nicht. Im Kontext einer NPO 

ist der Unterschied zwischen „die Aktivitäten lenken“ und „die Fähigkeit, die Richtung vorzu-

geben“ sehr komplex. Um der unterschiedlichen Anwendung der Vorschriften vorzubeugen 

wird eine klare Darstellung der Umstände, welche die relevanten Aktivitäten bedeutsam len-

ken, empfohlen (v.a. aufgrund der schwierigen Identifizierung der nicht finanziellen Erträge 

eines Investors).242 

                                                
239 Vgl. ST-Nr. 9, S. 3. 
240 Vgl. ST-Nr. 13, S. 5 – 9. 
241 Vgl. ST-Nr. 4, S. 2. 
242 Vgl. ST-Nr. 6, S. 4. 
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4.4.4 Abschlussersteller 

Ein Stellungnehmender des öffentlichen Bereichs sieht die Absätze mit dem alternativen Er-

gebnis überflüssig. Schließlich basieren alle Bsp. auf subjektiven Beurteilungen und werden 

mit Hilfe alternativer Tatsachen geprägt.243 

 

Zwei Stellungnehmende des privaten Sektors enthalten sich jeglicher Kommentare zum An-

wendungsbeispiel IG2. 

 

4.4.5 Zusammenfassung 

Lediglich ein Stellungnehmender unterstützt die Ausführungen des Anwendungsbeispiels IG2 

eindeutig. Die Mehrheit der Stellungnehmenden sieht das Bsp. aufgrund potentieller Missver-

ständnisse bei der Anwendung des Control-Konzepts als riskant an. Die Hauptargumente für 

eine Überarbeitung sind ein notwendiges Gegenbeispiel zum Vergleich der Szenarien, klare 

Identifikation der substanziellen Rechte und Schutzrechte, und eine erkenntliche Betrachtung 

der Besonderheiten im Kontext einer NPO.  

 

4.4.6 Würdigung der Kommentare aus der Sicht des AASB 

Nach der Auswertung der einzelnen Stellungnahmen hat das AASB fünf Kernelemente identi-

fiziert:244 

 

 Das AASB sieht in der Anwendung der Prinzipien des AASB 10 einen erheblichen Er-

messenspielraum, sowohl für FP als auch NFP Unternehmen. Eine Überarbeitung der 

Implementierungsrichtlinie wird bei manchen Aspekten in Bezug auf eine NPO notwen-

dig sein (z.B.: Hinweise darauf, was die „Richtung“ einer entsprechenden Aktivität be-

stimmt); 

 Das AASB hat zwar bei den Nachforschungen kein praxisrelevantes Szenario bzgl. 

des Control-Konzepts zwischen der Landesregierung und Gemeinderat entdeckt, sieht 

jedoch ein derartiges Bsp. im Standard von Vorteil (eventuell aus einem anderen Blick-

winkel auf die relevanten Aktivitäten als bisher dargestellt). Auf alle Fälle ist der Absatz 

mit dem „alternativen Ergebnis“ aus der Sicht des AASB für das Verständnis des um-

gekehrten Szenarios ausreichend; 

 Das AASB betrachtet die im Bsp. angeführten Annahmen als korrekt (v.a. die Abstim-

mung der Ziele der Landesregierung und des Gemeinderats aufeinander). Schließlich 

                                                
243 Vgl. ST-Nr. 2, S. 4. 
244 Vgl. Zst. d. ST. zum ED/2013/238, S. 40 – 41. 
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basieren diese Annahmen auf dem Local Government Act245 der vom Staat erlassen 

wird; 

 Bzgl. der Kommentare zu den Schutzrechten und substanziellen Rechten verweist das 

AASB auf die Ausführungen zum Bsp. eines Stellungnehmenden hinsichtlich des Pa-

ragraphen IG15 (siehe Kap. 4.7.2); 

 Eine Umformulierung des Paragraphen IG6 wird notwendig sein. Damit soll sicherge-

stellt werden, dass der Paragraph nicht mit dem Paragraph IG2 oder dem Anwen-

dungsbeispiel IG1 im Konflikt steht. 

 

4.5 Standpunkte zum Anwendungsbeispiel IG3 (Universität) 

4.5.1 Sachverhalt246 

Die Universität XYZ wurde unter einem staatlichen Akt errichtet und erhält ca. 40% der Ge-

samteinnahmen in Form von Zuschüssen für diverse Zwecke. Davon kommen 30% von der 

australischen Bundesregierung und 10% von der Landesregierung. Die Universität wird durch 

den staatlichen Akt dazu verpflichtet, dem Bildungsminister einen Jahresbericht vorzulegen. 

Des Weiteren beinhaltet der Akt u.a. folgende Ziele der Universität: 

 

 Bereitstellung einer Hochschulbildung auf internationalem Niveau; 

 Durchführung von Wissenschaft und Forschung für die Weiterentwicklung von Wissen, 

v.a. zugunsten des Wohlergehens des Staates, der australischen und internationalen 

Bevölkerung; 

 Absolventen in der Art ausbilden, so dass sie in der beruflichen Laufbahn unübertroffen 

sind und vorbereitet werden, einen Beitrag zum Wohle der Gemeinschaft zu leisten; 

und 

 Die staatliche, die australische und internationale Gemeinschaft und das öffentliche 

Interesse mit Hilfe einer kulturellen Bereicherung und der Förderung der kritischen und 

freien Forschung und der öffentlichen Debatte fördern. 

 

Das Leitungsgremium der Universität (i.e.S. der Rat der Universität) besteht aus 17 Mitgliedern 

wobei fünf Mitglieder direkt oder indirekt vom Staatsminister ernannt werden. Vier Mitglieder 

werden von den Mitarbeitern und Studenten der Universität gewählt. Die übrigen acht Mitglie-

der werden ausgehend von der Funktion innerhalb des Rates selbst ernannt und bestehen 

                                                
245 Auf eine detaillierte Ausführung des Local Government Acts wird hier aufgrund des Umfanges ver-
zichtet. 
246 Vgl. ED/2013/238, Anh. E zum AASB 10 S. 24 – 30. 
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aus den drei offiziellen Mitgliedern (d.h. der Bundeskanzler, der Vizekanzler und der Präsident 

der Studienkommission) und fünf anderen (inoffiziellen) Mitgliedern. 

 

Die Satzung legt fest, dass die Anzahl der Mitglieder die vom Minister ernannt werden gleich 

oder größer sein muss als die Anzahl der nicht-offiziellen Mitglieder die vom Rat selbst gewählt 

werden. Die Verantwortlichkeiten, Befugnisse und Aufgaben des Rates umfassen hauptsäch-

lich folgendes: 

 

 Genehmigung der Grundsätze bzw. Leitbilder, strategische Ausrichtung und Jahres-

budget und Geschäftsplan der Universität; 

 Erarbeitung von Richtlinien und Konzepten von Hochschulgesetzen und Verordnungen 

in Bezug auf die Aktivitäten und Steuerung der Universität, einschließlich Treuhand 

und Stiftungen, sowie Forschung, Entwicklung, Beratung und letztendlich kommerzielle 

Tätigkeiten und andere Dienstleistungen für kommerzielle Organisationen oder öffent-

liche Einrichtungen durchführen; 

 Entwicklung von Richtlinien für die Ausübung von kommerziellen Tätigkeiten, Finanz- 

und Vermögensangelegenheiten, oder alle anderen mit derartigen Tätigkeiten zusam-

menhängende Angelegenheiten; 

 Die Aufsicht über die Verwaltung von Immobilien, Finanz- und Geschäftsangelegen-

heiten der Universität (z.B.: Risikomanagement innerhalb der Universität einschließlich 

der kommerziellen Tätigkeiten); 

 Alle sonstigen Befugnisse und Aufgaben, die der Universität durch die Gesetzgebung 

oder andere Universitären Regelungen oder Sonstiges gegeben werden; und 

 Die Macht andere Aktivitäten zu unternehmen, welche als notwendig oder zweckmäßig 

für oder i.Z.m. den Befugnissen und Aufgaben der Universität durchgeführt werden. 

 

Bei der Wahrnehmung der Aufgaben führt die Universität eine breite Palette von Tätigkeiten 

durch. Diese beinhalten die Beschäftigung von wissenschaftlichen Lehr- und Verwaltungsper-

sonal, die Bestimmung der Gebühren und Entgelte für Kurse der Studenten und für kommer-

zielle Tätigkeiten (z.B.: Seminare für alle Arten von Unternehmen), den Abschluss von Verträ-

gen und die Mitgliedschaft bei anderen Unternehmen vorantreiben. Alle diese Tätigkeiten leis-

ten in irgendeiner Weise, unabhängig davon ob positiv oder negativ, an der Erreichung bzw. 

der Förderung der Ziele der Universität ihren Beitrag hinzu. Aus diesem Grund sind die ge-

nannten Tätigkeiten diejenigen, welche die Rendite der Universität beeinflussen (sowohl hin-

sichtlich der finanziellen als auch nicht finanziellen Erträge). 
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Die Ziele der Landesregierung für die Tätigkeiten der Universität stehen mit denjenigen Zielen 

im Einklang, welche in der Satzung der Universität festgelegt sind. Der Minister hat die nach-

folgend aufgezählten Befugnisse und Aufgaben die in diesem Bsp. als substanzielle Rechte 

i.S.d. Standards klassifiziert werden (so lange diese nicht zu grundlegenden Änderungen der 

Tätigkeiten der Universität – so gesehen des Beteiligungsunternehmens – führen oder nicht in 

Ausnahmefällen angewendet werden): 

 

 Bestimmung der Vergütung und Entgelte, welche an die einzelnen Mitglieder des Rates 

bezahlt werden die nicht als Vollzeit Mitarbeiter der Universität fungieren oder Halter 

der Büroräumlichkeiten innerhalb der Universität sind; 

 Erteilung einer Genehmigung oder ein Veto einlegen bei Universitätssatzungen und 

Richtlinien die durch den Rat erstellt werden; 

 Eine Tätigkeit zu einer kommerziellen Tätigkeit der Universität erklären; 

 Vorläufige Richtlinien in Bezug auf kommerzielle Tätigkeiten und Finanz- und Vermö-

gensangelegenheiten erstellen – der Geltungszeitraum ist so lange die von der Univer-

sität eingereichten Richtlinien vom Minister selbst nicht bewilligt sind und die zwischen-

zeitlichen ersetzen; 

 In Absprache mit dem Schatzmeister die Grenzen und Bedingungen (z.B.: Sicherhei-

ten) für Kreditaufnahmen der Universität genehmigen; und 

 Erteilung einer Genehmigung oder ein Veto einlegen für die Veräußerung von Grund-

stücken, welche zuvor als Kronland für die Universität eingeräumt waren. 

 

Der Minister besitzt zudem folgende Befugnisse die als Schutzrechte klassifiziert sind: 

 

 Die Möglichkeit die Wirtschafts- und Finanzberichte der Universität jederzeit zu verlan-

gen; 

 Verweis einer gewerblichen Tätigkeit der Universität zu einer Untersuchung durch ei-

nen Wirtschaftsprüfer und anschließend einen Bericht an den Minister; und 

 Die in den staatlichen Zuwendungen der öffentlichen Hand an die Universität festge-

legten Rechte – einige öffentliche Zuschüsse legen den Verwendungszweck fest und 

erfordern die Rückzahlung falls dieser nicht eingehalten wird. 

 

In Bezug auf die Involvierung der australischen Regierung kann gesagt werden, dass die Ziele 

der Regierung für die Tätigkeiten der Universität im Einklang mit denjenigen Zielen stehen, 

welche im Staatsakt für die Universität festgelegt sind. Der australische Bildungsminister be-

sitzt zudem Rechte, welche i.V.m. den Zuwendungen der australischen Regierung an die Uni-

versität stehen. Einige dieser Zuschüsse geben analog zu denjenigen der Landesregierung 
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explizit an, wie die geförderten Mittel verwendet werden sollen und erfordern eine Rückzahlung 

bei Nichteinhaltung der Vorschriften. Der Minister kann ebenfalls Berichte jeglicher Art von der 

Universität verlangen. 

 

Somit ist ersichtlich, dass sowohl die gewerblichen Tätigkeiten als auch die Finanz- und Ver-

mögenshandlungen der Universität den unterschiedlichen Verfügungsgewalten der Minister 

unterliegen. Zusätzlich können Ermächtigungen und staatliche Zuschüsse an Bedingungen 

geknüpft sein (z.B.: spezielle Rechte). Auf der anderen Seite hat der Universitätsrat auch eine 

Reihe von Aufgaben und Befugnissen, welche unmittelbar ausgeübt werden können. Dazu 

zählen folgende: 

 Ernennung des Vizekanzlers, der als geschäftsführendes Organ der Universität fun-

giert und für die Führung der Geschäfte der Universität in sämtlichen Angelegenheiten 

verantwortlich ist; 

 Bestimmung der Zusammensetzung der Finanzschulden im Rahmen der von der Re-

gierung festgelegten Parameter; 

 Genehmigung des Budgets der Universität für ein volles Geschäftsjahr – unter der Ein-

beziehung des Gesamtumsatzes und dessen Herkunft, einschließlich der Planung der 

Mischung aus Lehre, Forschung und gewerblichen Tätigkeiten, Gebühren und Ent-

gelte, sowie die Art und der Wert der gewünschten Zuwendungen aus der öffentlichen 

Hand; 

 Bestimmung der Zusammensetzung der Lehrkurse und der Zusammensetzung der 

Zielgruppe der Studenten (d.h. Berufs-, Bachelor-, Master- und Führungskräfte Veran-

staltungen, auf dem Campus oder als Fernlehre, sowie lokale und internationale Stu-

denten); 

 Ernennung der Universitätsmitarbeiter und Bestimmung der Arbeitsbedingungen und 

Konditionen für die Mitarbeiter; 

 Entscheidung, ob die Universität über mehrere Standorte betreiben und wie die Infra-

struktur der Universität genutzt wird; und 

 Erstellung von Hochschulrichtlinien in Bezug auf jegliche Aspekte i.Z.m. der Universi-

tät. 

 

Kann auf den soeben dargestellten Fakten basierend gesagt werden, dass die Universität von 

der Landes- oder Bundesregierung entsprechend der Definition der Beherrschung im AASB 10 

beherrscht wird? Wenn nicht, wer beherrscht die Universität dann? 

 

Diesbezüglich besagt die Variante IG3A folgendes. Sowohl die Landes- als auch die Bundes-

regierung haben eine breite Palette an Rechten hinsichtlich der Tätigkeiten der Universität. 
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Die Universität selbst kann wirtschaftlich aufgrund der Zuschüsse von beiden Regierungen 

abhängig sein um die Tätigkeiten im derzeitigen Ausmaß weiterhin führen zu können. Aller-

dings stellen die Paragraphen AASB 10.B19 und AASB 10.B40 eindeutig dar, dass die wirt-

schaftliche Abhängigkeit alleine nicht ausreicht (bzw. nicht alleine dazu führt) damit ein Inves-

tor Verfügungsgewalt über ein Beteiligungsunternehmen inne hält. Einige Rechte der Landes- 

und Bundesregierung, welche durch diverse ihrer Zuschüsse begründet werden, haben den 

Zweck manche fehlgeleiteten Investitionen innerhalb des Umfangs der Schutzrechte wieder 

zu erlangen. 

 

Die Rückzahlung dieser Zuschüsse – die möglicherweise mit einer Reduktion der zukünftigen 

Zuwendungen der öffentlichen Hand ebenfalls zusammen hängt – aufgrund der Nichteinhal-

tung der Bedingungen an welche derartige Zuschüsse gekoppelt sind kann zu einer Reduktion 

des Umfangs der Tätigkeiten der Universität führen (u.a. wegen Kürzung der finanziellen Mit-

tel). Allerdings verleiht eine derartige Einschränkung, sowohl bei der Landes- als auch Bun-

desregierung, keine Verfügungsgewalt über die Tätigkeiten der Universität. Dies jedoch nur 

solange die Universität selbst bestimmen kann, welche Tätigkeiten in welchem Ausmaß ge-

kürzt werden. 

 

Davon ausgehend, dass die australische Regierung nur Schutzrechte innehält kann gem. 

AASB 10.B27 keine Verfügungsgewalt über die Universität begründet werden. Analog dazu 

verleihen die Schutzrechte der Landesregierung ebenfalls keine Verfügungsgewalt. Die Lan-

desregierung hat zusätzlich eine Reihe von substanziellen Rechten in Bezug auf den Betrieb 

der Universität (v.a. hinsichtlich der Geschäfts- und Gewerbetätigkeit und weniger der Lehr- 

und Forschungstätigkeit). 

 

Um festzustellen, ob die Landesregierung aktuell die Fähigkeit besitzt, die relevanten Tätig-

keiten zu lenken und die damit verbundene Rendite der Universität signifikant zu beeinflussen, 

ist eine Ermessensbeurteilung erforderlich. So lange die Renditen sowohl einen finanziellen 

als auch nicht finanziellen Charakter aufweisen, ist die Beurteilung der aktuellen Fähigkeit die 

kommerziellen und die Lehr- und Forschungstätigkeiten zu lenken von enormer Bedeutung. In 

diesem Fall ist der Universitätsrat derjenige, der die zuletzt erwähnten Tätigkeiten und somit 

in der Regel auch die kommerziellen Tätigkeiten leitet (innerhalb des Rahmens der Einschrän-

kungen aufgrund der Rechte des Ministers). Unter diesen Umständen besitzt der Universitäts-

rat die aktuelle Fähigkeit die relevanten Tätigkeiten zu lenken. Damit kann auch festgehalten 

werden, dass die Landesregierung keine Verfügungsgewalt i.S.d. AASB 10 über die Universi-

tät hat. 
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Allerdings hat die Landes- und Bundesregierung Rechte auf variable Renditen aus der Betei-

ligung an der Universität. Dieses Recht besteht solange die Tätigkeiten der Universität zur 

Erreichung oder Förderung der Bundes- und Landesregierungsziele für eine höhere Bildung 

beitragen. 

 

Aufgrund der Schlussfolgerung, dass die Landesregierung keine Verfügungsgewalt über die 

Universität inne hält, ist die dritte Voraussetzung des Control-Konzepts – Verknüpfung zwi-

schen Verfügungsgewalt und Rendite – ebenfalls nicht erfüllt. Die Landesregierung ist jedoch 

mit Hilfe der substanziellen Rechte in der Lage die Renditen der Universität und damit auch 

die eigenen indirekten Renditen zu beeinflussen. Allerdings ist die Landesregierung nicht in 

der Lage die relevanten Tätigkeiten mit signifikanten Auswirkungen zu bestimmen. Die ge-

nannten Kriterien werden bei der Bundesregierung analog angewendet. Somit ist auch in die-

sem Fall die dritte Voraussetzung nicht erfüllt. 

 

Zusammenfassend kann aus der Beurteilung des Sachverhaltes gesagt werden, dass weder 

die Bundes- noch die Landesregierung eine Verfügungsgewalt über die Universität besitzen 

und daher keine Regierung die Universität beherrscht. In der Tat existiert somit kein Investor 

der die Universität beherrscht. Der Universitätsrat als eine eigenständige Gruppe ist kein In-

vestor i.S.d. AASB 10. Dieser ist mit dem Vorstand einer Gesellschaft vergleichbar und somit 

ein Bestandteil der Universität selbst. In diesem Fall wird die Universität durch kein anderes 

Unternehmen konsolidiert. 

 

Die Tragweite der substanziellen Rechte der Landesregierung hinsichtlich der finanziellen und 

nicht finanziellen Renditen der Universität ist bei der Beurteilung des Sachverhaltes im Hinblick 

auf alle Tatsachen und Umstände in der jeweiligen Situation erforderlich. Ein alternatives Er-

gebnis kann mit einer anderen Liste oder Klassifizierung der substanziellen Rechte oder Ge-

wichtung der finanziellen und nicht finanziellen Erträge dargestellt werden. In diesem Fall 

könnte sich die Schlussfolgerung über die Beherrschung der Universität ändern. 

 

In der Variante IG3B des Anwendungsbeispiels sind die Fakten analog zur Variante IG3A mit 

folgenden Ausnahmen: 

 

 Die Universität XYZ ist eine Forschungseinrichtung mit umfangreichen gewerblichen 

und Lehrtätigkeiten, die auf einen kleinen Bereich von Diplom- und Führungskräfte-

kurse begrenzt ist; 
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 Die Universität erhält ca. 30% der gesamten Einnahmen in Form von Zuschüssen für 

unterschiedliche Zwecke (Aufteilung der Zuschüsse: 10% von der Bundesregierung, 

20% von der Landesregierung); 

 50% der Gesamteinnahmen stammen aus den gewerblichen Tätigkeiten. Die restli-

chen 20% der Einnahmen kommen aus der industriellen Förderung (i.w.S. Geldmittel 

von der Industrie) und Studiengebühren; und 

 Die Landesregierung verlangt die Durchführung aller bedeutender wirtschaftlicher Tä-

tigkeiten und Finanz- und Vermögensentscheidungen der Universität in Übereinstim-

mung mit den detaillierten Richtlinien bzw. Vorgaben, welche vom Minister genehmigt 

sind. 

 

Auf den neuen Tatsachen basierend haben die substanziellen Rechte der Landesregierung 

hinsichtlich der kommerziellen Tätigkeiten und der Finanz- und Vermögensangelegenheiten 

der Universität eine weitaus wesentlichere Rolle innerhalb des operativen Betriebs der Univer-

sität als in der Variante IG3A. Die substanziellen Rechte besitzen somit eine derartige Stellung, 

dass die Landesregierung die aktuelle Fähigkeit besitzt die relevanten Tätigkeiten der Univer-

sität zu beeinflussen und damit ebenfalls die Renditen. In diesem Fall – das erste Kriterium 

des Control-Konzepts ist erfüllt – hält die Landesregierung die Verfügungsgewalt über die Uni-

versität i.S.d. AASB 10. Das zweite Kriterium wird von der Landesregierung analog zur Vari-

ante IG3A ebenfalls erfüllt (d.h. die Landesregierung hat das Recht auf variable Rückflüsse 

aus der Beteiligung an der Universität). Schließlich ist die Landesregierung in der Lage die 

Verfügungsgewalt über die Universität derart zu nutzen, um ihre Renditen aus der Beteiligung 

zu beeinflussen. Infolgedessen wird das dritte und letzte Kriterium eingehalten. 

 

Die Schlussfolgerung dieser Variante zeigt ein anders Bild. In diesem Fall beherrscht die Lan-

desregierung die Universität unter der Annahme, dass die substanziellen Rechte der Landes-

regierung die aktuelle Fähigkeit verleihen, die relevanten Tätigkeiten der Universität zu lenken. 

 

4.5.2 Wirtschaftsprüfer 

Lediglich ein Stellungnehmender stellt fest, dass die Konsolidierung einer Hochschule durch 

die Bundes- oder Landesregierung ein kontrovers diskutiertes Thema ist. Die korrekte Ein-

schätzung des vorliegenden Sachverhalts ist von den jeweiligen Tatsachen und Umständen 

stark abhängig und erfordert erhebliche Ermessensentscheidungen. Aufgrund der Tatsache, 

dass einerseits die Bewertungen dieser dargestellten Aspekte weniger problematisch sind als 
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bei einer lokalen Regierung und andererseits zwei gegensätzliche Bsp. gezeigt werden, kön-

nen die Bsp. hilfreich sein.247 

 

Sechs Stellungnehmende geben keine Kommentare ab. 

 

4.5.3 Interessenvertreter 

Ein Stellungnehmender unterstützt die Einbeziehung des gesamten Anwendungsbeispiels 

IG3. Insbesondere ist die Bestimmung der Beherrschung einer Universität durch die Regierung 

in der Praxis ein schwieriger Bereich. Der Stellungnehmende empfiehlt weitere Erschwernisse 

zu inkludieren. Bspw. die Implementierung einer Situation in der Renditen für den Investor 

vorkommen, welche nicht direkt mit den Zielen der Universität übereinstimmen (z.B.: die Ren-

dite der Landesregierung i.V.m. einer Universität, die den Fokus auf internationale Studenten 

auslegt). Dabei wird argumentiert, dass in diesem Fall die Wirtschaft und auch das Image des 

Staates als Touristenziel verbessert werden. Allerdings entspricht das nicht den primären Zie-

len der Universität. Zudem geht aus dem Anwendungsbeispiel nicht eindeutig hervor, ob die 

Verantwortung, Aufgaben und Befugnisse des Universitätsrates von den Rechtsvorschriften 

der Universität oder von dem Rat selbst etabliert werden. Dieser bedeutende Faktor gilt zu 

berücksichtigen, denn sollten die Rechtsvorschriften die Aufgaben und Befugnisse festsetzen, 

dann ist das ein Beweis für die Rechte der Landesregierung, um die relevanten Tätigkeiten 

der Universität zu lenken.248 

 

Ein Stellungnehmender sieht insbesondere das Konzept der Rechte – die dem Investor die 

Verfügungsgewalt über den Beteiligten verleihen – im Anwendungsbeispiel ausreichend dar-

gestellt. Zusätzlich ist der Stellungnehmende der Ansicht, dass eine Klarstellung hinsichtlich 

der Ziele der Universität und des Investors (v.a. in wie weit und ob diese miteinander korrelie-

ren) sinnvoll ist. Eine zusätzliche Betrachtung von Renditen, die nicht in einem direkten Zu-

sammenhang mit den Zielen der Universität stehen sieht der Stellungnehmende als vorteilhaft. 

Für diesen Zweck wäre die Darstellung von Renditen der Landesregierung von Universitäten 

mit Fokus auf die Ansiedelung von internationale Studenten vorteilhaft. Der Stellungnehmende 

argumentiert hier analog zum ersten Stellungnehmenden mit der Verbesserung der Wirtschaft 

des Staates, usw. Ein zusätzlich hilfreicher Faktor wäre die Implementierung potenzieller Kom-

plexität bei der Bewertung verschiedener Erträge von unterschiedlichen Investoren. Bspw. 

kann die australische Regierung eine Reihe von politischen Zielen aufgrund der Unterstützung 

von Universitäten erreichen, während die Landesregierung die Rendite eher in Bezug auf die 

                                                
247 Vgl. ST-Nr. 7, S. 2 – 3. 
248 Vgl. ST-Nr. 4, S. 3. 
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Wirtschaft des Landes betrachtet (z.B.: höheres Angebot an Hochschulabsolventen für die 

Erwerbstätigkeit). Auch hinsichtlich der Verantwortung, Aufgaben und Befugnisse des Univer-

sitätsrates argumentiert der Stellungnehmende analog zu seinem Vorgänger (siehe vorherge-

hender Absatz). Zuletzt führt der Stellungnehme Anmerkungen bzgl. der vorgeschlagenen Lö-

sung hinzu. Diese bezieht sich auf die australischen Zuschussvereinbarungen der Regierung 

als Schutzrechte unter der Bedingung, dass fehlgeleitete Gelder zurückgefordert werden kön-

nen. Allerdings ist das nicht die einzige Voraussetzung dieser finanziellen Zuschussvereinba-

rungen (d.h.: die primäre Bedingung verpflichtet die Universitäten, Bildungs- und Forschungs-

aktivitäten durchzuführen). Die australische Regierung kann dadurch bestimmen wie viele Stu-

denten ausgebildet und welche Art von Forschung betrieben werden (z.B.: die Regierung kann 

die Universitäten auffordern, nur inländische Studenten zu unterrichten). Ferner besteht bei 

einer Universität mit einer schwachen Performance die Gefahr, zukünftig keine Zuwendungen 

mehr zu erhalten. Aus diesem Grund könnte seitens der Regierung ein direkter Einfluss auf 

die Tätigkeiten der Universität entstehen. Der Stellungnehmende sieht die Berücksichtigung 

dieser Faktoren als unabdingbar.249 

 

4.5.4 Abschlussersteller 

Wie beim vorhergehenden Anwendungsbeispiel IG2 ist ein Stellungnehmender des öffentli-

chen Sektors der Meinung, dass die Absätze mit dem „alternativen Ergebnis“ nicht notwendig 

sind. Dies wird u.a. mit dem Argument begründet, dass alle Bsp. auf den individuellen Ermes-

sensbeurteilungen basieren und durch alternative Fakten beeinflusst sind.250 

 

Zwei Stellungnehmende des privaten Sektors geben keine Kommentare ab. 

 

4.5.5 Zusammenfassung 

Der überwiegende Teil der Stellungnehmenden enthalten sich der Kommentare. Während ein 

Stellungnehmender der Gruppe der Wirtschaftsprüfer eine relativ allgemein gehaltene Stel-

lungnahme abgibt, ist die Gruppe der Interessenvertreter der Ansicht, dass das Anwendungs-

beispiel IG3 einen positiven Beitrag zur Anwendung der Richtlinien des ED 238 beiträgt. Zu-

sätzlich wird empfohlen, die Ausführungen mit Hilfe von komplexen Sachverhalten zu ergän-

zen. Als Erweiterung werden hauptsächlich die Darstellung von verschiedenen Renditen bei 

unterschiedlichen Investoren und Details zur Verantwortung, Aufgaben und Befugnisse des 

Universitätsrates erwähnt. Des Weiteren sollten die Voraussetzungen der finanziellen Zu-

schussbedingungen i.V.m. den Schutzrechten beachtet werden. 

                                                
249 Vgl. ST-Nr. 6, S. 4 – 5. 
250 Vgl. ST-Nr. 2, S. 4. 
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4.5.6 Würdigung der Kommentare aus der Sicht des AASB 

Das AASB identifiziert drei Schlüsselelemente, die bei der Überarbeitung zu beachten sind:251 

 

 Das AASB sieht ein, das Anwendungsbeispiel umfangreicher zu gestalten indem die 

zusätzlich geforderte Information hinzugefügt wird. In diesem Zusammenhang wird be-

absichtigt, zusätzliche Ausführungen zum Abschnitt der Erträge hinzuzufügen in denen 

sowohl die Erträge der Universität als auch der Landesregierung diskutiert werden. 

Unter Umständen besteht die Möglichkeit, Tatsachen zu zeigen, bei welchen die Er-

träge des Investors und des Beteiligungsunternehmens nicht immer aufeinander abge-

stimmt sind. Trotz der neuen Erkenntnisse bleibt die Schlussfolgerung des Anwen-

dungsbeispiels bestehen; 

 Das AASB ist bemüht, die Entstehung der Funktionen und Verantwortlichkeiten des 

Universitätsrates deutlicher klarzustellen. Hierbei kann die Gesetzgebung des Landes 

betrachtet werden, welche den Rahmen der Tätigkeiten der Universität festsetzt, je-

doch die Entscheidungen über die relevanten Aktivitäten dem Rat selbst überlässt. Zu-

sätzlich dürfen die Satzung und die Bestimmungen der Universität nicht unbeachtet 

gelassen werden; 

 Das Anwendungsbeispiel wird in Bezug auf die umfassende Beschreibung der Bezie-

hung zwischen der Universität und der australischen Regierung – welche durch Fi-

nanzhilfevereinbarungen entsteht – erweitert. Zu beachten gilt, dass v.a. manche 

Rechte unter derartigen Vereinbarungen als substanziell anstatt als Schutzrechte an-

gesehen werden können. 

 

4.6 Standpunkte zum Anwendungsbeispiel IG4 (Behörde und Regie-

rung) 

4.6.1 Sachverhalt252 

Die Behörde SHS ist unter dem Rahmen des staatlichen Gesundheitsdienstgesetzes errichtet 

worden um Dienstleistungen für die breite Öffentlichkeit zu erbringen. Die Behörde hat einen 

regierenden Rat, der den innerbetrieblichen Ablauf der täglichen Aufgaben beaufsichtigt und 

die damit verbundene Verantwortung trägt. Der staatliche Gesundheitsminister ernennt den 

Rat der Behörde. Vorbehaltlich der Zustimmung des Ministers wird der Generaldirektor der 

                                                
251 Vgl. Zst. d. ST. zum ED/2013/238, S. 43. 
252 Vgl. ED/2013/238, Anh. E zum AASB 10, S. 32 – 33. 
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Behörde durch die Mitglieder des Rates bestellt. Das staatliche Gesundheitsministerium fun-

giert als eine Art „System-Manager“ für das staatliche Gesundheitswesen im Auftrag des Mi-

nisters. Diese Rolle umfasst folgende Aufgaben: 

 

 Strategische Führung, wie z.B. die Entwicklung der landesweiten Gesundheitspläne; 

 Anweisungen für die Bereitstellung von Gesundheitsdiensten, wie z.B. Abschluss von 

Dienstleistungsverträgen, Zustimmung für Aufwendungen und Verwaltung der landes-

weiten Arbeitsbeziehungen, einschließlich der Arbeitsbedingungen und Beschäfti-

gungskonditionen für die Mitarbeiter der Behörde; und 

 Überwachung der Leistungsfähigkeit (z.B.: Qualität der Gesundheitsdienste und der 

Finanzdaten) der Behörde und Korrekturmaßnahmen, falls die Performance den fest-

gelegten Kriterien nicht entspricht. 

 

Obwohl das Gesundheitsministerium die Entscheidungsbefugnis hinsichtlich der Behörde 

SHS inne hält, erfordern folgende Entscheidungen die Genehmigung des Ministers: 

 

 Abschluss von Dienstleistungsverträgen mit der Behörde SHS; 

 Ausgabe verbindlicher Richtlinien des Gesundheitswesens; 

 Entwicklung der landesweiten Gesundheitsdienstpläne und Verwaltung der Betriebs-

mittel (inkl. Planung); und 

 Beschäftigung und Entlohnung der Führungskräfte. 

 

In dieser Funktion wird das Gesundheitsministerium entweder direkt durch die erbrachten Leis-

tungen oder durch die Förderungsmittel finanziell versorgt. 

 

In der Variante IG4A – auf den oben beschriebenen Tatsachen und Umständen basierend – 

besitzt das Gesundheitsministerium die übertragene Verfügungsgewalt über die Behörde SHS 

und fungiert als Agent im Namen des Ministers. Diese Erkenntnis ist aufgrund der begrenzten 

Entscheidungsbefugnis des Ministeriums und der Art der erhaltenen Vergütung für die Rolle 

des „System-Managers“ offensichtlich. Infolgedessen wird die Behörde SHS nicht beim Ge-

sundheitsministerium, sondern direkt bei dem Jahresabschluss der gesamten Regierung kon-

solidiert. 

 

In der Variante IG4B ändert sich der Sachverhalt in folgenden Punkten: 

 

 Das Gesundheitsministerium ernennt den Regierungsrat der Behörde. Dieser wiede-

rum bestellt den Generaldirektor; 
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 Das Ministerium bedarf nicht der Zustimmung des Ministers für eine Reihe von wichti-

gen Entscheidungen als „System-Manager“; und 

 Die Leistung der Behörde SHS fließt in die Beurteilung der Performance des Ministeri-

ums mit ein. 

 

Aufgrund der veränderten Tatsachen ist der Umfang der Entscheidungsbefugnis des Ministe-

riums wesentlich gewachsen. Aktuell besitzt somit das Ministerium die Fähigkeit, die maßgeb-

lichen Tätigkeiten der Behörde SHS zu lenken und dadurch die Ziele der Gesundheitsdienste 

des Ministeriums zu erreichen. Daher beherrscht das Ministerium die Behörde SHS, wobei die 

Kontrolle als eine übertragene Verfügungsgewalt gilt. Die Behörde SHS wird somit als Teil des 

Konzernabschlusses des Ministeriums in dem Jahresabschluss der gesamten Regierung kon-

solidiert. 

 

4.6.2 Wirtschaftsprüfer 

Ein Stellungnehmender sieht das komplette Anwendungsbeispiel, sowohl die Variante IG4A 

als auch IG4B, bzgl. der Definition der Beherrschung als adäquat zu den Erläuterungen des 

ED 238 an.253 

 

Sechs Stellungnehmende haben auf jegliche Art von Anmerkungen hinsichtlich dieses Anwen-

dungsbeispiels verzichtet. 

 

4.6.3 Interessenvertreter 

Ein Stellungnehmender unterstützt die beiden Varianten des Anwendungsbeispiels IG4 inkl. 

der dazugehörigen Schlussfolgerungen (v.a. hinsichtlich der effektiven Darstellung der Aus-

wirkungen der übertragenen Verfügungsgewalt auf eine NPO). Eine Erweiterung des Beispiels 

wäre für die Betrachtung der Kollektivrechte der Gesamtregierung dennoch sinnvoll, v.a. bzgl. 

einer konkreten Darstellung der Beherrschung über die Behörde SHS i.V.m. der Verfügungs-

gewalt des Ministers (die derzeitigen Ausführungen haben einen relativ großen Interpretie-

rungsspielraum). Allerdings kann aus der Verbindung von den Verfügungsgewalten mehrerer 

Minister am Level der Gesamtregierung geschlossen werden, dass die Regierung als Ganze 

das Beteiligungsunternehmen beherrscht.254 

 

Ein Stellungnehmender gibt kein Kommentar ab. 

 

                                                
253 Vgl. ST-Nr. 7, S. 3. 
254 Vgl. ST-Nr. 6, S. 5. 
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4.6.4 Abschlussersteller 

Ein Stellungnehmender des öffentlichen Sektors stimmt den Schlussfolgerungen der Variante 

IG4A, indem das Ministerium die delegierte Verfügungsgewalt besitzt, nicht zu. Der Stellung-

nehmende betrachtet eine „delegierte Verfügungsgewalt“ folgendermaßen: der Delegierte 

agiert eigenständig und wird nicht durch den Delegierenden gelenkt. Im Gegensatz dazu ist 

im Bsp. die Zustimmung des Ministers seitens des Ministeriums für bestimmte Entscheidungen 

erforderlich. Darüber hinaus existieren keine Hinweise darauf, dass der Minister den obersten 

Rat der Behörde SHS ernennt. Ferner ist der Verweis auf die Vergütung des Ministeriums kein 

besonders tatkräftiges Argument für die Bestätigung der Funktion als ein Agent. Schließlich 

liegt es in der Natur einer Regierung das ein Ministerium eindeutig honoriert wird. Hinsichtlich 

der Variante IG4B merkt der Stellungnehmende an, dass der vom AASB verwendete Term 

„übertragene Kontrolle (i.e.S. Beherrschung)“ nicht ausreichend erklärt wird. Auch in dieser 

Variante ist kein eindeutiger Hinweis auf eine delegierte Verfügungsgewalt vorhanden. Zudem 

ist das Kernelement, wonach das Ministerium als „System-Manager“ i.S.d. öffentlichen Ge-

sundheitssystems fungiert unverändert. Dies und die Phrase „im Auftrag von“ impliziert, dass 

das Ministerium als Agent agiert. Diese Erkenntnis steht konträr zu der Schlussfolgerung des 

AASB. I.Z.m. diesem Bsp. spricht der Stellungnehmende ebenso den Paragraph IG21 an. 

Dessen Ausführungen stimmen nicht mit den Konzept der Delegation des AASB Agenda Pa-

pers 7.3, Juni 2012 überein. Aus der Sicht des Stellungnehmenden besteht gem. Paragraph 

IG21 die Möglichkeit, unter einer Delegation nicht immer nach dem eigenen Ermessen zu han-

deln obwohl diese Betrachtungsweise aus dem Agenda Paper hervorgeht. Der Stellungneh-

mende fordert von dem AASB die Klarstellung sämtlicher erwähnter Problempunkte.255 

 

Zwei Stellungnehmende des privaten Sektors geben keine Kommentare ab. 

 

4.6.5 Zusammenfassung 

Die Beteiligung an den Ausführungen des letzten Bsp. fällt relativ gering aus. Während die 

Verfassergruppen der Wirtschaftstreuhänder und der Interessenvertreter im Großen und Gan-

zen den Ausführungen des AASB zustimmen, sieht die Gruppe der Abschlussersteller einiges 

an Verbesserungspotenzial. Vorwiegend betreffen die Vorschläge für die Änderungen die der-

zeitige Erkenntnis i.V.m. manchen Teilen des vorgegebenen Sachverhalts und die Umsetzung 

der Theorie der Beziehung zwischen einem Agenten und einem Prinzipal im Kontext der NPO. 

 

 

                                                
255 Vgl. ST-Nr. 2, S. 3 – 4. 
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4.6.6 Würdigung der Kommentare aus der Sicht des AASB 

Aus den Kommentaren resultieren sechs Kernpunkte die es zu beachten gilt:256 

 

 Der Paragraph IG21 wird der Tatsache, dass ein Delegierter auf seine eigene Rech-

nung handelt und nicht durch den Delegierenden gelenkt wird angepasst. Damit wer-

den die Ausführungen der Delegation in dem Paragraph i.Z.m. dem AASB 10.B59 ers-

ter Satz konsistent sein. 

 Hinzugabe eines Verweises darauf, dass der Regierungsrat der Behörde SHS von dem 

Minister ernannt wird. 

 Das AASB ist ebenfalls der Ansicht, dass die Vergütungsregelungen oftmals ein wich-

tiges Element bei der Beurteilung der übertragenen Verfügungsgewalt eines Unterneh-

mens darstellt. Allerdings stellen derartige Bestimmungen kein Kernelement der öffent-

lichen NPOs dar. Aus diesem Grund kann den Auswirkungen der Vergütungsregelung 

innerhalb des Bsp. weniger Beachtung geschenkt werden. 

 Die Erklärung des Begriffes der „übertragenen Kontrolle“ ist notwendig. Darüber hinaus 

ist die Klarstellung des Terms in den Ausführungen des ED 238 sinnvoll. Zudem wird 

auf diese Weise eine Unterscheidung zwischen den Typen der Delegation und des 

Umfangs der Entscheidungskompetenz gewährleistet. 

 Die Fakten des Bsp. werden zwecks einer besseren Unterstützung der Schlussfolge-

rungen beider Varianten erweitert. 

 Die Ergänzung des Bsp. wird in folgender Art und Weise sinnvoll sein. Eine zusätzliche 

Situation in der zwei verschiedene Behörden eine gemeinsame Verfügungsgewalt über 

ein Unternehmen besitzen um dessen maßgebliche Aktivitäten zu lenken. Das Resultat 

ist die Konsolidierung des Unternehmens innerhalb der Gesamtregierung. 

 

4.7 Anwendungsbeispiele der Stellungnehmenden 

4.7.1 Allgemeines 

Einige Stellungnehmende stellen dem AASB eigene Anwendungsbeispiele für die Darstellung 

der theoretischen Ausführungen des ED 238 zur Verfügung. Aus jeder Verfassergruppe ist 

zumindest ein Bsp. für die Konzernrechnungslegung von NPOs vorhanden. Die allgemein ge-

haltenen Ausführungen i.V.m. diversen Vorschlägen bzw. Erweiterungen zu den Anwendungs-

beispielen sind bereits im Kapitel 4.2 beinhaltet. Der nachfolgende Abschnitt stellt die gänzlich 

neu vorgeschlagenen Beispiele der Stellungnehmenden in verkürzter Form dar. 

                                                
256 Vgl. Zst. d. ST. zum ED/2013/238, S. 45. 
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4.7.2 Beispiel 1 

Das Bsp. hat die Illustrierung der Schutzrechte zum Ziel und kann als ein Bestandteil innerhalb 

des Paragraphen IG15 in der nachfolgenden Weise betrachtet werden. Die Verwendung der 

Interventionsbefugnisse einer Aufsichtsbehörde in folgenden, möglichen Fällen: ein beaufsich-

tigtes Unternehmen ist mit den Leistungsstandards nicht konform oder erfüllt eine Forderung 

nicht oder hält die vorgegebene Richtung des Gesetzes nicht ein. Unter bestimmten einge-

schränkten Umständen beinhalten derartige Befugnisse die Ernennung zusätzlicher Mitglieder 

eines Leitungsgremiums. Zum Bsp.: eine staatliche Wohnraumaufsichtsbehörde kann ein oder 

mehrere qualifizierte Personen als Mitglied des Leitungsgremiums eines beaufsichtigten Un-

ternehmens ernennen solange das Unternehmen verabsäumt, den vorgegebenen Leistungs-

standards zu entsprechen. Die Aufsichtsbehörde konsultiert mit dem Gremium über die emp-

fohlenen neuen Mitglieder unter der Berücksichtigung jeglicher durch das Unternehmen nomi-

nierter Personen. Die von der Aufsichtsbehörde ernannten Mitglieder berichten keinesfalls der 

Behörde und agieren hinsichtlich ihrer Aufgaben bei der Leitung des Unternehmens vollkom-

men von dieser unabhängig. Ihre Pflichten und Verantwortungen entsprechen jenen der an-

deren Mitglieder des Leitungsgremiums.257 

 

4.7.3 Beispiel 2 

Ein Stellungnehmender empfiehlt zusätzliche Bsp., die einen breiteren Kreis von NPOs an-

sprechen. Des Weiteren sind mehr Beispiele hinsichtlich der strukturierten Einheiten für die 

Darstellung der Beherrschung von NPOs durch weniger konventionelle Mittel von Nutzen. Aus 

diesem Grund wird dem AASB nahe gelegt zu mindestens in einem Bsp. die Stiftung zu be-

handeln, denn diese kommen sehr häufig sowohl in öffentlichen als auch in privaten Sektoren 

vor. Die Stiftungen werden – in einigen Fällen auch von einigen NPOs – in der Regel für eine 

Vielzahl von Gründen errichtet. In vielen Fällen sogar um die Mittel im Hinblick auf den Zweck 

der NPO zu erhöhen. Der Vorstand einer derartigen Stiftung ist zumeist von dem leitenden 

Organ der NPO unabhängig. Das Leitungsgremium ernennt zwar oftmals den „Anfangsvor-

stand“ der Stiftung, hat jedoch keine Macht diesen zu entfernen. Das Bsp. hat in Abwesenheit 

von Stimmrechten oder anderen vertraglichen Vereinbarungen, aus welchen grds. die Verfü-

gungsgewalt über die Stiftung resultiert die nachfolgende Aufgabe. Diejenigen Faktoren auf-

zeigen, die in einer solchen Situation zu einer Beherrschung führen oder nicht. Die Art der 

Gründer kann i.S.d. ersten Satzes variieren (bspw. eine Variante mit Schulen, andere mit 

Kunst- oder Kulturorganisationen etc.).258 

 

                                                
257 Vgl. ST-Nr. 2, S. 4 – 5. 
258 Vgl. ST-Nr. 4, S. 3. 
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4.7.4 Beispiel 3 

Die NFP ist eine NPO aus dem privaten Sektor mit den Zielen, die Kranken und die Verletzten 

mit Gesundheitsdienstleistungen zu versorgen. Zudem bietet die NFP eine Erste-Hilfe Ausbil-

dung an. Für den Zweck, die Schulkinder in Erste-Hilfe zu unterrichten, gründet die NFP die 

NFPE GmbH. Die gleichgesinnten Mitglieder des NFPE Leitungsgremiums dürfen nicht gleich-

zeitig im Direktorium der NFP sitzen. Anders als bei der Bestellung der Mitglieder des ersten 

Leitungsgremiums kann die NFP die Mitglieder weder abbestellen noch neue ernennen. Über 

frei zu besetzende Stellen des NFPE Organs wird mittels einer Abstimmung der eigenen Di-

rektoren entschieden. Die einzige Finanzierungsquelle der NFPE sind die Spenden der NFP. 

Diese umfassen u.a. das Schulungsmaterial, logistische und administrative Unterstützung der 

Organisation. Die Entscheidung über die Arten der Erste-Hilfe Ausbildung und in welcher 

Schule die NFPE tätig wird obliegt bei der NFPE. Der stellungnehmende sieht nachstehende 

Ausführungen als mögliche Schlussfolgerungen des dargelegten Sachverhalts. Einige Perso-

nen werden die NFPE als eine Erweiterung der NFP sehen (d.h. NFPE wird konsolidiert). In 

diesem Punkt wird als Argument die NFPE als eine strukturierte Einheit angesehen, die zur 

Förderung der Ziele der NFP beiträgt. Zudem ist die Existenz der NFPE von der Unterstützung 

der NFP abhängig. Obendrein kann die NFP die Verfügungsgewalt über die Aktivitäten der 

NFPE ausüben, indem die NFP einerseits die Höhe der Finanzierung und andererseits die 

sonstige Unterstützung variieren. Eine andere Person kann argumentieren, dass es sich bei 

der NFPE im Wesentlichen um einen Agenten im Auftrag der NFP handelt. Schließlich fördert 

die NFPE mit Hilfe ihre Tätigkeiten die Ziele der NPE. Des Weiteren hat die NFP die Fähigkeit, 

die Finanzierung und die Unterstützung i.S.d. IG20(a) zu beenden und die NFPE einfach zu 

entfernen. Allerdings können auch manche Personen bei der Anwendung der Implementie-

rungsrichtlinie aus den Paragraphen IG9 – 10 und IG14 schlussfolgern, dass die NFPE nicht 

von der NFP beherrscht wird.259 

 

4.7.5 Beispiel 4 

Die NFP gründet ein Unternehmen mit dem Ziel, etwaige Dienstleistungen (sei es Catering, 

Schulungen oder Personaldienstleistungen) für die NFP selbst bereitzustellen. Das Unterneh-

men hat zunächst keine anderen Nutzer der angebotenen Dienstleistungen und ist nicht in der 

Lage eventuelle Gewinne zurück an die NFP abzuführen. Die NFP ist in der Position, die 

Preise der Dienstleistungen des Unternehmens zu bestimmen (d.h. die NFP beeinflusst indi-

rekt die Gewinne und die Kostenverwaltung). Zusätzlich werden die Service Standards und 

die Anforderungen hinsichtlich der Leistungen von der NFP festgesetzt. Allerdings ist die NFP 

                                                
259 Vgl. ST-Nr. 3, S. 3 – 4. 
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nicht autorisiert, die Mehrheit der Mitglieder des Leitungsgremiums zu ernennen. In Bezug auf 

die Erkenntnisse bei den Schlussfolgerungen des vorhergehenden Bsp. kann einerseits ange-

nommen werden, dass die NFP das Unternehmen nicht beherrscht (schließlich verleiht der 

Abstimmungsprozess der NFP nicht die notwendige Verfügungsgewalt die Mitglieder zu er-

nennen). Andererseits kann das Unternehmen wieder als eine Erweiterung der berichtenden 

Einheit angesehen und bei der NFP konsolidiert werden.260 

 

4.7.6 Beispiel 5 

Einige Schulen, Elite Sportorganisationen und Künstler (i.w.S. NPOs) begründen Stiftungen, 

deren Zweck die Erhöhung der (Finanz-)Mittel der errichtenden NPO ist. Allerdings ist es von 

Bedeutung, dass die Satzungen der NPOs hierbei die alternative Art der Förderung nicht un-

tersagen. In vielen Fällen besteht das Leitungsgremium der Stiftung aus dem Personenkreis 

innerhalb der Wirtschaft, der Politik oder des Sports. Die Mitglieder des Leitungsgremiums 

unterstützen die Ziele der errichtenden NPO, werden jedoch als unabhängig eingeschätzt. In 

Abwesenheit von Stimmrechten oder anderen vertraglichen Vereinbarungen, die der errich-

tenden NPO eine direkte Verfügungsgewalt über die Stiftung verleihen kann eingebracht wer-

den, dass die NPO die Stiftung nicht beherrscht.261 

 

Der Stellungnehmende merkt an, dass unter dem ersetzten AASB 127 und der Interpreta-

tion 112 alle drei genannten Bsp. (Bsp. 3 – 5) unter den allgemeinen Umständen mit der NPO 

konsolidiert wären, wenngleich aus den oben genannten Gründen eine andere Ansichtsweise 

unter dem ED 238 getroffen werden kann. Angesichts der möglichen Auswirkungen auf den 

NPO Sektor wird die Klarstellung der folgenden Bemerkungen dringend empfohlen:262 

 

 ob die Bilanzierungen für derartige Vereinbarungen sich unter den Vorschriften des 

AASB 10 ändern täte, und wenn ja warum, und 

 unter welchen Umständen Mitglieder eines Leitungsgremiums der Stiftung (oder ähnli-

cher Unternehmen) als Kandidaten von NFP gelten. 

 

Angesichts der Unstimmigkeit zwischen den Ausführungen in IG6 im Anhang E des AASB 12 

und des AASB 10.B8 wird vorgeschlagen die finale Version des Standards und dessen An-

sichten zu klären. Der Stellungnehmende ist besorgt, dass einige Bsp. im ED 238 scheinbar 

mit einer Schlussfolgerung beginnen die im Einklang mit der derzeitigen Praxis steht und somit 

                                                
260 ebd., S. 4. 
261 ebd. 
262 Vgl. ST-Nr. 3, S. 4. 



102 
 

versucht diese zu rechtfertigen. Allerdings spiegeln die in einigen Beispielen verwendeten Ar-

gumente die Praxis nicht wieder und erfordern zusätzliche Informationen. Damit soll Klarheit 

über das Prinzip, welches die Argumentation des AASB unterstützt, und mehr Transparenz 

hergestellt werden.263 

 

4.7.7 Schlussbemerkung des AASB 

Das AASB merkt an, dass die vorgeschlagenen Bsp. und die allgemein gehaltenen Kommen-

tare (siehe Kap. 4.2) der Stellungnehmenden in Summe die Basis für ein weiteres umfangrei-

ches Bsp. des privaten NPO Sektors bilden kann. Zusätzlich sieht das AASB ein weiteres Bsp. 

mit einer Wohltätigkeitsorganisation von Nutzen. Diesbezüglich hat sich das AASB vorgenom-

men, ein glaubhaftes und zuverlässiges Szenario darzustellen. Zudem wird das Potenzial der 

Bsp., die de facto Prinzipal Agent Beziehungen zu illustrieren, berücksichtigt.264 

  

                                                
263 ebd., S. 4 – 5. 
264 Vgl. Zst. d. ST. zum ED/2013/238, S. 55 – 57. 
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5 Conclusio 

5.1 Würdigung des Exposure Draft 238 

Mit Hilfe des ED 238 zeigt das AASB eine Möglichkeit, die Ausführungen des AASB 10 (und 

somit analog die Bestimmungen des IFRS 10) auf nicht gewinnorientierte Unternehmen über-

zuleiten. Die Kernpunkte der Überleitung auf NPOs sind folgende: 

 

 Darstellung der Verfügungsgewalt im Kontext einer NPO (inkl. Ausführungen zu Re-

gierungsorganisationen bzw. zumindest wenn eine Organisation Ziele der Regierung 

befolgt) und der Pflicht der Konsolidierung; 

 Darstellung von neuen Rechten, welche einem Investor die Verfügungsgewalt über ein 

Beteiligungsunternehmen im Kontext einer NPO verleihen (inkl. Rechte die eine ope-

rative Richtung der Organisation vorgeben, die Zustimmung oder Veto abbilden, 

u.v.m.); 

 Darstellung in wie weit wirtschaftliche Abhängigkeit angewendet werden kann, v.a. Auf-

zeigen von Situationen, in welchen Regierungen trotz der Förderung der NPO nicht die 

Fähigkeit besitzen, die relevanten Tätigkeiten dieser NPO zu lenken (z.B.: Schulen, 

Krankenhäuser, etc.); 

 Darstellung der unterschiedlichen Arten von Erträgen bzgl. einer NPO einschließlich 

finanzieller / nicht finanzieller und direkter / indirekter Erträge; 

 Aufzeigen von gleichgestellten Zielen, welche alleine unzureichend sind, um daraus 

abzuleiten, dass der Investor die NPO beherrscht; 

 Berücksichtigung von Agent-Prinzipal Beziehungen in dem Fall wo eine Organisation 

entweder im Auftrag von oder als Vertreter von einem Minister auftritt (unter der Be-

rücksichtigung der Befugnis eine Entscheidung zu treffen). 

 

Zusätzlich wird mit dem ED 238 analog zum AASB 10 ein Anhang zum AASB 12 hinzugefügt. 

Dieser beinhaltet eine zusätzliche Definition eines strukturierten Unternehmens im Kontext von 

einer NPO (v.a. hinsichtlich vertraglicher oder gesetzlicher Vereinbarungen). 

 

Die Überführung der Vorschriften des AASB 10 und des AASB 12 stellt eine Herausforderung 

für das AASB dar. Die Terminologie, v.a. die Begriffe der Beherrschung, der Verfügungsgewalt 

und auch der Rechte die i.V.m. einer NPO stehen, lässt sich oftmals schwerlich sinngemäß 

auf den Kontext einer NPO übertragen. Die theoretischen Ausführungen des AASB 10 sind 
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mit Hilfe von Anwendungsbeispielen auf spezielle Situationen von NPOs angepasst und stel-

len einen praxisnahen Leitfaden für die Anwendung der Bestimmungen der Konzernrech-

nungslegung dar.  

 

Zu beachten gilt, dass die Ausführungen des ED 238 nicht von FP-Unternehmen angewendet 

werden und zudem die derzeitigen Bestimmungen des AASB 10 und des AASB 12 für FP-

Unternehmen in keiner Weise beeinflussen. 

 

5.2 Fazit 

Das AASB ist mit den Erläuterungen des ED 238 einerseits bemüht, einen ordnungsgemäßen 

Rahmen für die Konzernrechnungslegung von NPOs zu schaffen und andererseits der Öffent-

lichkeit die Möglichkeit einräumen, zu diesem kontrovers diskutierten Thema wertvolle Kom-

mentaren abzugeben. Durch das letztere wird eine stärkere Zusammenarbeit mit etlichen Or-

ganisationen des NPO Sektors angestrebt. 

 

Die Überleitung der Bestimmungen des AASB 10 in den Kontext der NPOs stößt bei den Stel-

lungnehmenden auf unterschiedliche Ansichten. Dennoch ist ein klarer Trend bei den Stel-

lungnehmenden erkennbar. Während die Mehrheit der Stellungnehmenden (v.a. diejenigen, 

welche nicht dem NPO Sektor entstammen) den Ausführungen des AASB im ED 238 grds. 

zustimmt, stehen die Abschlussersteller des privaten Sektors der Implementierungsrichtlinie 

eher ablehnend gegenüber. Dies beruht zum Teil darauf, dass diese Stellungnehmenden 

kaum Integration der NPOs bei der Ausarbeitung des ED 238 sehen und zum anderen Teil die 

Meinung vertreten, dass die Bestimmungen des AASB 10 für FP-Organisationen nicht so ein-

fach von NPOs – trotz der Berücksichtigung der Art und Umstände bei NPOs – angewendet 

werden können. Allerdings würde man genau von dieser Gruppe stärkeres Interesse und mehr 

konstruktive Lösungsvorschläge für eventuelle Verfehlungen bei der Interpretation der Aus-

führungen des AASB 10 im Kontext einer NPO erwarten. Die restlichen Stellungnehmenden 

geben dem AASB zusätzlich zu den Kommentaren weitere Empfehlungen und Verbesse-

rungsvorschläge für eine eventuelle Überarbeitung des ED 238. Insbesondere sehen die Stel-

lungnehmenden die Anwendungsbeispiele als ausbaufähig und bieten genug Potential für eine 

klare Darstellung der im ED 238 beschriebenen theoretischen Ausführungen bzgl. der Anwen-

dung der Bestimmungen der Konzernrechnungslegung des AASB 10 bei NPOs. 

 

Die im deutschsprachigen Raum bestehenden Bestimmungen der (Konzern-)Rechnungsle-

gung für NPOs sind aufgrund der Entwicklungen der letzten Jahre meiner Ansicht nach relativ 

„veraltet“ und erfordern eine Optimierung bzw. Neuausrichtung (v.a. aufgrund des steigenden 
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Informationsbedarfs und der damit verbundenen Transparenz der Organisationen). Australien 

zeigt mit dem Konzept der Berichtseinheit und der Übernahme der IFRS, sowohl für FP- als 

auch NFP Organisationen (inkl. zusätzlicher Erweiterungen bzw. Anpassungen der Vorschrif-

ten mit Hilfe von eigenen australischen Paragraphen) eine Alternative zu den uns bekannten 

Bestimmungen der Rechnungslegung. Aufgrund der stark wachsenden Bedeutung der NPOs 

weltweit (d.h. auch im deutschsprachigen Raum) ist ein eventuelles Umdenken bei der Rech-

nungslegung dieser Organisationen angebracht bzw. sogar erforderlich. Der Ansatz des 

AASB, nicht auf die gesellschaftsrechtliche Form einer Organisation abzustellen und darauf 

die Vorschriften für die Rechnungslegung abzubilden, bietet eine Möglichkeit die Rechnungs-

legung von NPOs oder auch anderen Organisationen zu modifizieren und zeitgemäß zu ge-

stalten. 
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Anhang 

Anhang A: Auflistung der Stellungnahmen265 

 

ST-Nr.  Verfasser/in der ST 

1  Deloitte 

2 HoTARAC (Heads of Treasuries Accounting and Reporting Advisory Commit-

tee) 

3  Crowe Horwath 

4 Representatives of the Australian Accounting Profession (CPA Australia and 

the Institute of Chartered Accountants in Australia) 

5  Assembly of the Uniting Church in Australia 

6  Australasian Council of Auditors-General 

7  PricewaterhouseCoopers 

8  John Church 

9  Ernst & Young 

10  Moore Stephens 

11  Grant Thornton 

12  Vertraulich 

13  KPMG 

 

                                                
265 Stellungnahmen online abrufbar unter URL: http://www.aasb.gov.au/admin/file/con-
tent102/c3/M133_13.3_ED238_subs_1-13_Public.pdf [Zugriff am 11.07.2016]. 
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Anhang B: Abstract 

 

Das Aufkommen von Nonprofit-Organisationen i.V.m. ihren wirtschaftlichen Tätigkeiten nimmt 

international zu. Damit verbunden steigt der Informationsbedarf der Stakeholder derartiger Or-

ganisationen. Die betriebliche Rechnungslegung deckt diesen Bedarf größtenteils ab. Die der-

zeitigen Regelungen der (Konzern-)Rechnungslegung im deutschsprachigen Raum sind auf-

grund der zunehmenden Komplexität der Nonprofit-Organisationsstrukturen nicht mehr zeit-

gemäß und stoßen bei der Informationsabbildung an ihre Grenzen. 

 

Australien hat einen bedeutend ausgeprägten Nonprofit-Sektor. Aus diesem Grund kon-

zentriert sich der australische Standardsetter, das Australian Accounting Standards Board 

(AASB), seit einigen Jahren zunehmend mit der Entwicklung der (Konzern-)Rechnungslegung 

von Nonprofit-Organisationen. Mit dem im März 2013 ausgestellten Exposure Draft 238 Con-

solidated Financial Statements – Australian Implementation Guidance for Not-for-Profit Enti-

ties beabsichtigt das AASB die Bestimmungen des AASB 10 Consolidated Financial State-

ments für die Anwendung durch Nonprofit-Organisationen anzupassen. 

 

In dieser Masterarbeit werden die Stellungnahmen zum ED 238 behandelt. Die Auswertung 

erfolgt mit Hilfe einer Zuordnung der Stellungnehmenden in Verfassergruppen. Insbesondere 

eingegangen wird auf die Stellungnahmen zu den vom AASB gestellten Fragestellungen, zu 

den im ED 238 integrierten Anwendungsbeispielen und zu den zusätzlichen Anmerkungen. 

Des Weiteren sind die von den Stellungnehmenden eigens vorgeschlagenen Anwendungsbei-

spiele dargestellt. 

 

Die Auswertung der Stellungnahmen zeigt eine klare Beteiligung der Wirtschaftsprüfer an die-

sem kontrovers diskutierten Thema. Auf der anderen Seite sind die privaten Abschlussersteller 

bzgl. dem Interesse an den Ausführungen des ED 238 eher zurückhaltend. Dabei wäre eine 

stärkere Beteiligung eben dieser Gruppe aufgrund der eventuellen Anwendung der Vorschrif-

ten zu erwarten. Zuletzt kommen von den Stellungnehmenden selbst einige zusätzliche Vor-

schläge für Veränderungen bzw. Anpassungen des ED 238, um die Ausführungen für die An-

wendung durch NPOs zu optimieren. 
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Anhang C: Curriculum Vitae 

 
Persönliche Daten 

Name: Kamil Tichanek 

Adresse: Birkenweg 3B, 3691 Nöchling 

Geburtsdatum und -ort: 01.Juli 1983, Valtice / Tschechische Republik 

Staatsbürgerschaft: Österreich 

 
 
Ausbildung 

Seit 10/2012 Masterstudium Betriebswirtschaft an der Universität Wien 

mit den Schwerpunkten Externe Unternehmensrechnung und 

Controlling. 

 

10/2009 bis 06/2012 Bakkalaureatsstudium Betriebswirtschaft an der Universität 

Wien. Abschluss: Bakkalaureus der Betriebswirtschaft (Bakk. 

rer. soc. oec.) 

 

09/1998 bis 06/2002 Oberstufenrealgymnasium BORG 3 in 1030 Wien. Abschluss: 

Matura im naturwissenschaftlichen Zweig 

 
 
Beruflicher Werdegang 

09/2015 bis heute  Group Accountant / Account Manager bei ZKW Group GmbH 

(Branche: Automotive) 

 

06/2009 bis 05/2015  Assistent der Geschäftsführung bei J&O Sozialservice GmbH  

(Branche: Gesundheit und Soziales) 

 

07/2008 bis 03/2009 Kreditsachbearbeiter im Brokergeschäft bei Santander Consu-

mer Bank 
 

10/2004 bis 12/2007 Privatkundenbetreuer bei Bank Austria AG 
 

05/2004 bis 07/2004 Kundenbetreuer bei Volksbank Wien AG 

 

01/2004 bis 05/2004 Finanzdienstleistungsassistent (freies Gewerbe) bei AWD 

 

09/2002 bis 06/2009 Aushilfe als Bürokraft bei Das Neue Hauskrankenservice 

(später J&O Sozialservice GmbH) 

 

10/2000 bis 11/2003 Management-Assistent (Bürotätigkeiten, Betreuung von Be-

standskunden) 


